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Vierundfünfzigste Verordnung zur Eisenbalm-Verkehrsordmuig. 

Vom 24. Dezember 1943. 

Auf Grund des § 2 Abs. ( 5 ) der Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 8. September 1938 (Reichs- 
gosetzbl. II S. 663) wird die Anlage C dieser Ordnung mit Wirkung vom 15. Januar 1944 wie folgt 
geändert: 

In Randnuininer 49. Abs. ( 1 ) unter b). wird das Wort »-Zündungen« (im Eingang) durch »Zünd¬ 
mitteln« und das Wort »Zündungen« (an zweiter Stelle) durch »Zündmittel« ersetzt. 

Die Randnummer 61 , Ziffer 2, wird gefaßt: 

»2. I. NichtsprengkräHvge _Zündmittel (Ziindmittel._ die ni cht_d urch Sprengkapseln oder 

sonstige Einrichtungen brisant wirken): 

a) leere Patronenhülsen mit Zündvorrichtungen für Schußwaffen aller Kaliber, 
auch leere Randfeuerpatronenhülsen mit Zündvorrichtungen für Kleinkaliber; 

b) Schlagröhren und Zündschrauben, die durch Reibung, Schlag oder Elektrizität 
zur Wirkung gebracht werden; 

e) nicht sprengkräftige Zündmiitel für Handgranaten, Pulverkapseln für tlbungs- 
• munition (wie für Ubungshandgranaten); 

d)' Geschoßzünder ohne brisant wirkende Einrichtungen (wie Sprengkapsel), 
Zündmittel zu Geschoßzündern. 

II. Zündhütchen für Munition, auch ähnliche Zündmiitel mit kleiner Ladung. 

111. Sprengniete aus Leichtmetall. 

1 000 Sprengniete dürfen höchstens 40 g Sprengsatz enthalten.« 

In Randnummer 61, Ziffer 5, werden im Eingang die Worte »Sprengkräftige Zündladungen:« 
durch »Sprengkräftige Zündmittel:« ersetzt. 

Die Randnummer 64 wird wie folgt gefaßt: 

»( 1 ) Die G egenstände der Ziffer 2 müssen verpackt sein: 

a ) Ziffer 21a): leere Patronenhülsen aller Kaliber: in Behälter aus Holz oder Pappe 
oder in Säcke. Leere Randfeuerpatronenhülsen für Flobcrt und dergleichen Klein¬ 
kaliber dürfen bis höchstens 25 000 Stück auch in einen Sack verpackt sein, der in eine 
Versandkiste, die mit Wellpappe ausgelegt ist, einzusetzen ist; 

b) Ziffern 2 Ib), 21c) und 2 Id): in Papp-, Holz-, Blech- oder Kunststoffschachteln, die 
in hölzerne Behälter einzusetzen sind; 
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c) Ziffer 2 II: zu höchstens 2 000 Stück in Schachteln, Dosen oder Kästchen aus Pappe. 
Holz, Blech oder Kunststoff. Die Innenpackungen sind einzeln oder zu mehreren in 
eine hölzerne Versandkiste oder einen Blechbehälter einzusetzen. Für jede Sorte von 
Zündhütchen oder ähnlichen Zündmitteln ist die Art der Verpackung dem Reichsver- 
kehrsministerftim anzuzeigen. 

Die Anzeige an das Reichsverkehrsministerium muß folgende Angaben enthalten: 

1. Bezeichnung des Gegenstandes, 

2. Satzinhalt je 1 000 Stück, 

3. Art der Innenpackung, 

4. Inhalt je Innenpackung, ^ 

5. Art des Versandbehälters, 

6. Höchstinhalt des Versandbehälters, 

7. Ergebnis etwa ausgeführter Versuche zur Feststellung der Verkehrssicherheit. 

Der Versand in der vorgesehenen Verpackung ist erst nach Zustimmung des Reichs¬ 
verkehrsministeriums zulässig. 

d) Ziffer 2 III: zu höchstens 1 000 Stück in Pappschachteln, die einzeln oder zu mehreren 
in eine hölzerne Versandkiste einzusetzen sind. 

( 2 ) Das Versandstück mit Gegenständen der Ziffern 2 Ib), 21c), 2 Id) und 2 III darf nicht 
schwerer sein als 100 kg, mit Gegenständen der Ziffern 2 II nicht schwerer als 50 kg.« 

In Randnuinmer 77 werden unter d) die Worte »nichtsprengkräftigen Zündungen (Ziffer 2 I c)« 
durch »nichtsprengkräftigen Zündmitteln (Ziffer 2 II)« ersetzt. 

In Randnummer 80, Abs. (i),.wird der zweite Satz gefaßt: 

»Bei den sprengkr äftigen Zün dmitteln. [ Ziffer 5a) und 5b)] in Eilstückgutverpackung gemäß 
Randnummer 67 muß die Bezeichnung lauten: ..Sprengkrüftige Zündmittel iri Eilgutstückgutver- 
packung ".« 

Ferner wird in dem gleichen Abs. unter d) das Wort »Zündungen« durch das Wort »Zündmitteln« 
ersetzt. 

Die Randnummer 80, Abs. ( 2 ), wird gefaßt: 

»( 2 ) Der Absender muß im Frachtbrief bescheinigen: 

a) für die Gegenstände der Ziffern 1 b), 1 c), 2 III, 3a), 5d), 5g), 10c), lOel und 11: 
»Beschaffenheit und Verpackung entsprechen den Vorschriften der Anlage C EVO" : 

b) für Gegenstände der Ziffern 2 Ia) bis d), 3 b), 4, 5 a) bis c), 5 c), 5 f), 6 bis 8 a). 8 c), 
9, 10 a), 10 b), 10 d) und 12 bis 14: 

»Verpackung entspricht den Vorschriften der AnlageC EVO«; 

c) für Gegenstände der Ziffer 2 II: 

»Verpackung entspricht der besonderen Zulassung des Reichsverkehrsministermms": 

d) für Gegenstände der Ziffer 8 b), 

wenn es sich um Patronen bis zu 50 mm Kaliber handelt, 

»Verpackung entspricht den Vorschriften der Anlage C EVOv., 
wenn es sich um sonstige militärische Munition oder Geräte handelt, 

»Verpackung entspricht'den vom Reichsverkehrsministerium besonders festgesetzten 
Vbeschriften.« 

Außerdem ist in beiden Fällen im Frachtbrief zu bescheinigen, wann der Gegenstand 
zur Beförderung als Frachtgut und als Eilgut in Wagenladungen vom Reichsverkehrs¬ 
ministerium zugelassen ist. 



Bei Aufgabe von Munitionsgegenständen durch Dienststellen der Wehrmacht sind 
die Bescheinigungen über die Beschaffenheit und Verpackung der Gegenstände nicht 
notwendig'. In diesen Fällen übernimmt der den Frachtbrief unterzeichnende An¬ 
gehörige der Wehrmacht die Verantwortung für die Erfüllung der Vorschriften der 
Anlage C zur EVO. Soweit eine Bescheinigung über die Zulassung des Munitions¬ 
gegenstandes zur Beförderung durch das Reichsverkehrsministerium vorgeschrieben 
ist. muß diese Bescheinigung auch bei Sendungen der Wehrmacht abgegeben werden.« 

In Randnuinmer 83. Abs. ( 1 ) und Abs. ( 2 ). wird jeweils das Wort »Zündungen« durch »Zünd¬ 
mittel« ersetzt. 

In Randnummer 83 wird ferner am Schluß des Abs. ( 2 ) a) — hinter den Worten »mit Gegen¬ 
ständen der Klasse Ib, Ziffern 8 bis 11 (R 11 . 61)« vor dem Semikolon — das Fußnotenzeichen *) 
angebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

>'■) Abweichend von dieser Bestimmung dürfen bis auf Widerruf, längstens für die Dauer des Krieges, nach 
näherer Anweisung der zuständigen Dienststellen der Wehrmacht gewisse Arten von Mi nen (Ziffer 10a) ] 
mit 8prengkräftigen Zfindmitteln (Ziffer 5) zusammen in denselben Wagen verladen werden. 
Solche gemischte Sendungen sind wie Sendungen von Mu ni tionsgegens t änden mit, Zünder 
(Ziffer 14) zu behandeln. Die Bezeichnung des Gutes im Frachtbrief hat zu lauten: Minen und spreny- 
kräflige Zündmittel; sie ist zweimal rot zu umrahmen oder es ist unter der Inhaltsangabe ein dem Muster 2 
entsprechendes Bildzeichen in Briefmarkengröße aufzudrucken oder auf/ukleben.« 

In Randnuinmer 201, Ziffer 10 a). werden die Worte »Frisch geglühte Holzkohle, pulverförmig 
oder körnig oder in Stücken — siehe auch Klasse Nlb, Ziffer 1 (Rn. 351) —gestrichen. 

In Randnuinmer 201 a, Abs, ( 1 ) unter c) werden die Worte »frisch geglühte Holzkohle, pulver¬ 
förmig oder körnig oder in Stücken« gestrichen. 

ln Randnuinmer 314 unter b) und Randnuinmer 365 ebenfalls unter b) wird jedesmal das Wort 
»Zündungen« durch »Zündmittel« ersetzt. 

In Randnummer 351, Ziffer 1, wird an Stelle des Wortes » Holzkohlen « gesetzt: 

»Holzkohle , nicht, frisch geglüht". 

Am Schluß der Bestimmungen der Ziffer 1 dieser Randnummer wird die folgende Bemerkung an¬ 
gefügt: 

»Bern: Frisch geglühte, d.-h. noch selbstpxydationsfähige Holzkohle, ist als selbstentzündlicher Stoff im Sinne 
des Begriffs der Klasse II anzusehen und gemäß Rn. 1 Abs. ( 2 ) von der Beförderung ausgeschlossen.« 

In Randnuinmer 353 erhalten die bisherigen Bestimmungen die Absatzbezeichnung ( 1 ); als Abs. ( 2 ) 
wird daselbst angefiigt: 

»( 2 ) Gemahlene (pulverförmige) und körnige Holzkohle (Ziffer 1) ist unverpackt zur Beförde¬ 
rung nicht zugelassen.« 

Berlin, den 24. Dezember 1943. 

D (> i- R e i c h s verkehrsmini s f. e r 

Im Auftrag 
Dr. Rau 
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Verordnung zur Einschränkung von Veröffentlichungen im Patentwesen. 

Vom 15. Januar 1944. 


Auf Grund des § 14 der Verordnung über 
außerordentliche Maßnahmen im Patent- und Ge¬ 
brauchsmusterrecht vom 10. Januar 1942 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 81) verordne ich: 

§ 1 

Zur Wahrung allgemeiner Belange kann der 
Präsident des Reichspatentamts anordnen, daß 
die Angabe des Patentinhabers und des Er¬ 
finders in der offenen Patentrolle und in den 
amtlichen Veröffentlichungen über die erteilten 
Patente unterbleibt. 

§2 

(1) Unterbleibt die Angabe des Patentinhabers 
oder des Erfinders in der offenen Patentrolle, so 
wird sie in einen Anhang zu dieser aufgenommen, 
in den die Öffentlichkeit keine Einsicht hat. Im 
übrigen finden auf den Anhang die Vorschriften 
für die Patentrolle Anwendung. 

( 2 ) Dem Patentinhaber oder dem Erfinder ist 
auf Antrag eine Bescheinigung über die ihn be¬ 
treffende Eintragung in dem Anhang zu erteilen. 

§3 

Ist bei einem Patent, dessen Inhaber in dem 
Anhang zur Patentrolle verzeichnet ist, die Er- 

Berlin, den 15. Januar 1944. 


klärung der Lizenzbereitschaft nach § 14 des 
Patentgesetzes eingetragen worden, so gilt^ die 
dort im Abs. 3 vorgesehene Anzeige der Be¬ 
nutzungsabsicht als bewirkt, wenn sie durch Auf¬ 
gabe eines eingeschriebenen Briefes an den Prä¬ 
sidenten des Reichspatentamts zur Weiterleitung 
an den Patentinhaber abgesandt worden ist. 

§4 

Ordnet der Präsident des Reichspatentamts die 
Übertragung der Angabe des Patentinhabers oder 
des Erfinders aus dem Anhang in die offene 
Patentrolle an, so kann er bestimmen, daß die 
Angabe in die noch iiicht ausgegebenen Stücke 
der Patentschrift aufgenommen und im Patent¬ 
blatt veröffentlicht wird. 

§5 

Die Bestimmungen der §§ 1, 2 und 4 gelten 
sinngemäß für die Angabe des Inhabers eines 
Gebrau ch sm u sters. 

§6 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Verkündung in Kraft. 


Der Reichsminister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 
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Bekanntmachung 

über die zehnte Verlängerung der Geltungsdauer 
des deutsch-finnischen Handelsvertrags. 

Vom 12. Januar 1944. 

Am 21. Dezember 1943 haben in Stockholm 
Vertreter der Deutschen Regierung und der Fin¬ 
nischen Regierung durch Notenwechsel eine Ver¬ 
einbarung über die Verlängerung der Geltungs¬ 
dauer des deutsch-finnischen Handelsvertrags 
getroffen. • 

Der in Berlin am 24. März 1934 Unterzeichnete 
Handelsvertrag zwischen dem Deutschen Reich 
und der Republik Finnland (Reichsgesetzbl. II 
S. 140) bleibt hiernach in der aus dem Protokoll 
vom 31. Dezember 1941 über die Verlängerung 
der Geltungsdauer des Handelsvertrags (Reichs¬ 
gesetzbl. 1942 II S. 153) sich ergebenden Fas¬ 
sung bis zum 31. Dezember 1944 in Kraft. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß 
an die Bekanntmachung vom 2. Januar 1943 
(Reichsgesetzbl. II S. 2). 

Berlin, den 12. Januar 1944. 

Der Reichsminister des Auswärtigen 

In Vertretung 

Dr. Baron Steengracht 
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Verordnung 

über die vorläufige Anwendung eines Deutsch-Albanischen Verrechnungsabkommens. 

Vom 27. Januar 1944. 

Auf Grund des Gesetzes über die vorläufige Anwendung zweiseitiger Wirtschaftsabkommen mit 
ausländischen Staaten vom 4. April 1933 (Reichsgesetzbl. I 8. 162) wird hiermit verordnet, daß das 
in Tirana am 27. Dezember 1943 Unterzeichnete Abkommen zur Regelung des Zahlungsverkehrs 
zwischen dem Großdeutschen Reich und Albanien (Deutsch-Albanisches Verrechmingsabkommen) 
mit Wirkung vom 27. Dezember 1943 vorläufig angewendet wird. 

Der deutsche Wortlaut des Abkommens wird nachstehend veröffentlicht. 

Berlin, den 27. Januar 1944. 

D e r R e i e h s m in iste r d e ft A u s w ä r t i g e n 

In Vertretung 

Dr. Baron Steengracht 

* * 

* 

Abkommen 

zur Regelung des Zahlungsverkehrs zwischen dem Großdeutschen Reich und Albanien 
(Deutsch-Albanisches Verrechnungsabkommen). 

Die Regierung des G roßdcutscheu Reichs und die Albanische Regierung haben zur Erleichterung 
des Zahlungsverkehrs zwischen den beiden Ländern folgendes vereinbart: 

Artikel 1 Artikel 2 

Der Zahlungsverkehr zwischen dem Groß- Unter die Bestimmungen dieses Abkommens 
deutschen Reich und Albanien wird in Deutsch- fallen insbesondere folgende Zahlungen deutscher 
land ausschließlich durch Vermittlung der Schuldner an albanische Gläubiger und albani- 
deutsehen Verrechnungskassc und in Albanien scher Schuldner an deutsche Gläubiger: 
ausschließlich durch Vcimittlungdcr Albanischen a) Zahlungen für die aus Deutschland nach 
Xationalbank abgewinkelt. Albanien und für die aus Albanien nach 
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Deutschland eingeführten Waren sowie 
für wirtschaftlich gerechtfertigte und üb¬ 
liche Nebenkosten und Zahlungen für 
Dienstleistungen; 

b) Zahlungen der in Deutschland oderAlbanien 
entstehenden Seeschiffahrtskosten, d. h. 
insbesondere Hafen- und Kaigebühren, 
Lotsengelder und sonstige Abgaben, Kosten 
der Ladung und Löschung, ferner Schlepp¬ 
kosten der Schiffahrt sowie Kosten der 
Lagerung; 

c) Zahlungen von Ruhegehältern, Renten und 
für andere Zwecke, z. B. an Studierende, 
Kranke sowie Unterhalts- und Unterstüt¬ 
zungszahlungen, Zahlungen aus Lohn¬ 
ersparnissen albanischer Arbeiter; 

d) Zahlungen für Sach- und Pcrsonalausgaben 
der diplomatischen und konsularischen 
A' r ertretungen des anderen Staates; 

e) Zahlungen von Kapitalbeträgen und Er¬ 
trägnissen (Zinsen, Mieten, Pachten usw. 
aus Vermögensanlagen im anderen Staat, 
wie Darlehen, Bankkredite, Aktien. Ge¬ 
winnanteile aus Gesellschaftsverträgen, 
Haus- und Grundbesitz u. a.); 

1) sonstige Zahlungen im Einvernehmen der 
beiderseits zuständigen Stellen. 

Artikel 3 

(1) Schuldner, die nach Artikel 2 dieses Ab¬ 
kommens Zahlungen nach Albanien zu leisten 
haben, müssen die geschuldeten Beträge bei Fäl¬ 
ligkeit auf das Reichsmarkkonto der Albanischen 
Nationalbank bei der' Deutschen Verrechnungs¬ 
kasse in Reichsmark einzahlen. Wenn die 
Schuldverpflichtung nicht über Reichsmark 
lautet, hat der Schuldner den Gegenwert in 
Reichsmark, umgerechnet zu dem Mittelkurs der 
amtlichen Berliner Notierung oder dem Kurs 
für innerdeutsche Verrechnung der betr. Wäh¬ 
rung zu dem der Zahlung vorhergehenden Bö rsen- 
tage, zu zahlen. 

( 2 ) Die Deutsche Verrechnungskasse wird die 
eingegangenen Reichsmarkbeträge laufend der 
Albanischen Nationalbank aufgeben. 

( 3 ) Die Albanische Nationalbank wird dem 
albanischen Begünstigten den Gegenwert nach 
Eingang der Gutschriftanzeigen in zeitlicher 
Reihenfolge und im Rahmen der auf dem Konto 
der Deutschen Verrechnungskasse verfügbaren 
Frankenbeträge auszahlen. 


Artikel 4 

( 1 ) Schuldner, die nach Artikel 2 dieses Ab¬ 
kommens Zahlungen nach Deutschland zu leisten 
haben, müssen die geschuldeten Beträge bei Fäl¬ 
ligkeit auf das I rankenkonto der Deutschen 
Verrechnungskasse bei der Albanischen Na tional ¬ 
bank in albanischen Franken einzahlen. Soweit 
die Schuldverpflichtung nicht über albanische 
Franken lautet, erfolgt die Umrechnung' in 

n 

albanischen Franken jeweils zu dem letztbe¬ 
kannten Mittelkurs der amtlichen Berliner 
Notierung oder dem Kurs für innerdeutsche Ver¬ 
rechnung der betreffenden Währung. 

( 2 ) Die Albanische Nationalbank wird die ein¬ 
gegangenen . Frankenbeträge laufend der 
Deutschen Verrechnungskasse aufgeben. 

( 3 ) Die Deutsche Verrechnungskasse wird den 
deutschen Begünstigten den Gegenwert nach 
Eingang der Gutschriftanzeige in zeitlicher 
Reihenfolge und im Rahmen der auf dem Konto 
der Albanischen Nationalbank verfügbaren 
Reichsmarkbeträge auszahlen. 

Artikel 5 

In anderen Währungen als Reichsmark oder 
albanischen Franken dürfen nur Waren faktu¬ 
riert werden, die weder albanischen noch deut¬ 
schen Ursprungs sind. 

Artikel 6 

Die Einzahlungen auf die in diesem Abkom¬ 
men vorgesehenen Konten haben keine befreiende 
Wirkung. Der Schuldner wird erst dann voll 
seiner Schuldverpflichtung befreit, wenn der 
Gläubiger bei Fakturierung in der Währung 
seines eigenen Landes den vollen Betrag in die¬ 
ser Währung und bei Fakturierung in einer 
dritten Währung den vollen Gegenwert in der 
Währung des eigenen Landes zum Kurse des 
Auszahlungstages erhalten hat. Die Deutsche 
Verrechnungskasse und die Albanische National¬ 
bank werden eine Kursgarantie bei der Abwick¬ 
lung der Zahlungen im Sinne dieses Abkommens 
nicht übernehmen. 

Artikel 7 

Zur Einzahlung bei der Deutschen Verrech¬ 
nungskasse oder der Albanischen Nationalbank 
sind nur solche Schuldner berechtigt, welche die 
nach den deutschen oder denalbanischen Devisen¬ 
vorschriften erforderlichen Genehmigungen er¬ 
halten haben. 
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Artikel 8 

Deutsche und albanische Zahlungsverpflich¬ 
tungen im Sinne dieses Abkommens, die vor des¬ 
sen Inkrafttreten fällig geworden sind, können 
im Wege dieses Abkommens geregelt werden. 

Artikel 9 

Die beiderseits zuständigen Stellen werden in 
wirksamer Weise überwachen, daß die Einführer 
ihres Lahdes ihre Zahlungen gemäß den Bestim¬ 
mungen dieses Abkommens leisten. 

Artikel 10 

Es bleibt der Deutschen Verrechnungskassa 
und der Albanischen Nationalbank Vorbehalten, 
im gegenseitigen Einvernehmen die ihnen not¬ 
wendig erscheinenden Maßnahmen zu treffen. 

Artikel 11 

Dieses Abkommen kann mit einer Frist von 
einem Monat zum Monatsende gekündigt werden, 
und zwa r erstmalig zum 30. Juni 1944. 


Artikel 12 

Tritt dieses Abkommen außer Kraft, so wer¬ 
den die vor dem Außerkrafttreten entstandenen, 
unter das Abkommen fallenden Zahlungsver¬ 
pflichtungen noch so lange durch Zahlungen 
nach den Bestimmungen dieses Abkommens ab¬ 
gewickelt werden, bis der etwa vorhandene Saldo 
ausgeglichen ist. 

Artikel 13 

(t) Dieses Abkommen soll ratifiziert werden. 
Der Austausch der Ratifikationsurkunden soll 
baldmöglichst erfolgen. 

( 2 ) Das Abkommen tritt am Tage des Aus¬ 
tausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

( 3 ) Die beiden vertragschließenden Regierun¬ 
gen werden es jedoch mit Wirkung vom Tage 
der Unterzeichnung ab vorläufig anwenden. 


Unterzeichnet in Tirana in deutscher und albanischer Sprache in je zwei Urschriften am 27. De¬ 
zember 1943. 

Schliep R. Mitrovica 

Hudeczek 


Verordnung über die vorläufige Anwendung 
einer Siebzehnten Zusatzvereinbarung zum deutsch-schweizerischen Abkommen 
über den gegenseitigen Warenverkehr. 

Vom 27. Januar 1944. 

Auf Grund des Gesetzes über die vorläufige Anwendung zweiseitiger Wirtschaftsabkommen mit 
ausländischen Staaten vom 4. April 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 102) wird hiermit verordnet, daß 
die in Bein am 29. Dezember 194,> Unterzeichnete »Siebzehnte Zusatzvereinbarung zu dem deutsch- 
schweizerischen Abkommen über den gegenseitigen Warenverkehr vom 5. November 1932 (Reichs¬ 
gesetzbl. II S. 224) mit Wirkung vom 1. Januar 1944 vorläufig angewendet wird. 

Die Zusatzvereinbarung wird nachstehend veröffentlicht. 

Diese Verordnung ergeht im Anschluß an die Verordnung vom 8. Februar 1943 (Reichs¬ 
gesetzbl. II S. 30). 

Berlin, den 27. Januar 1941. 

D e r R e ichsmini s t e r d e s A u s w artige n 

In Vertretung 

Br. Baron Steengracht 

* * 

. * „i 
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Siebzehnte Zusatzvereinbarung 

zu dem deutsch-schweizerischen Abkommen über den gegenseitigen Warenverkehr 

Das (Iroßdeutsche Reich und die Schweizerische Eidgenossenschaft haben folgendes vereinbart: 

A r t i k e 1 1 

Es gelten im Kalenderjahr 1944 weiter: 

1. die Vereinbarungen nach der Anlage A (Zölle bei der Einfuhr in das deutsche Zollgebiet) 
über die Zölle für 

a) eingedickte Fleischbrühe in Pastenform (Nr. aus 113 und aus 219): 
l>) Lichtmaschinen usw. (Nr. aus .907) und 
c) Magnetzündapparate usw. (Nr. aus 912 E); 

2. die Vereinbarungen nach der Anlage B (Zölle hei der Einfuhr in das schweizerische Zoll¬ 
gebiet) über die Zölle für 

a) getrocknete Zichorienwurzeln (Nr. 57a): 

b) Gewebe aus Papiergarn usw. (Nr. 406a): 

c) Säcke usw. (NB. ad 426): 

d) Schmirgel- und Karborundumfabrikatc (Nr. 632b) und 

e) Blei- und Farbstifte usw. (Nr. 1155h). 

Artikel 2 

Diese Vereinbarung soll ratifiziert werden. Sie tritt am fünfzehnten Tage nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden, der in Berlin stallfinden soll, in Kraft. Sie wird aber schon vom 
1 . Januar 1944 ab vorläufig angewendet werden. 


Bern, den 29. Dezember 1943. 


Für das Großdeutsrhe Reich 

Köcher 


1 :'ür die Schweizerisehe Eidgenossenscha 11 

Stampfli 


Berichtigung 

In der Vierundfiinfzigsten Verordnung zur 
Eisenbalm-Verkelirsordnung vom 24. Dezember 
1943 (Peiehsgesetzbl. 1944 II S. 1) muß es bei der 
Änderung der Randnummer 80 Abs. (l) der An¬ 
lage C dieser Ordnung statt * FAlgittstückyntvei-- 
■packung « richtig heißen: »Eiktüchr/utverpadyniff-. 

Berlin, den 27. Januar 1914. 

Der Reichsverkelirsminister 

Jni Auftrag 
I )r. R a u 


Heransgogeben vom Reichsniinisterium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt — Druck: Rwhsdruekem 
Das Reichsgesetzhlatt erscheint in zwei gesonderten Teilen, Teil I nnd Ted II. 

L-tuitnacr Be*„» ,», doreli dir Post. Bezugspreis: vierteljährlich für Teil I 2,70 tür Teil II 1,00 M. Kiuzelbe*»* jeder (auch jeder älter«) 
Nummer vom Roichsverhmsaml, Berlin C 2, Breite Str. 37 (Fernsprecher: 510027 - Postscheckkonto: Beim 1W200); hwlhnnt von Nummern des 
lautenden und des vuruus^murne» M,WW »neU von der Manschen Verlagsbuchhandlung in Wien 1, Kbhlnmrkt 16. Breis für jeden »„gefangenen 
acht zeitigen Bo«en 15 Jlff , aus ahgelautencn .Jahrgängen 10 Jft (»ucsehl. Postgebühr); bei größeren Bestellungen 10 Ins w) v. U. I reisaaclilab. 
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1944 


Ausgegeben in Berlin am 1. März 1944 


Nr. 4 


Tag Inhalt Seite 

31.1.44 .Bekanntmachung über die Verlängerung der Geltungsdauer des 

deutsch-schweizerischen Verrechnungsabkommens. 11 

15.2.44 Bekanntmachung über die deutsch-kroatischen Verträge 

1. zur Ausgleichung der in- und ausländischen Besteuerung, ins¬ 
besondere zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge¬ 
biet der direkten Steuern, 

2. über Rechtsschutz und Rechtshilfe in Steuersachen. 11 


21.2.44 Bekanntmachung über den Beitritt Ungarns zum Abkommen über 
Einsetzung einer däniseh-deutseh-finniseh-schwedischen Kom¬ 
mission zur gemeinsamen Behandlung der Ilolzbedarfsdeckung 
in den Ländern des Nordsee- und Ostseeraumes. 29 


Bekanntmachung über die Verlängerung der Geltungsdauer 
des deutsch-schweizerischen Verrechnungsabkommens. 
Vom 31. Januar 1944. 


Die Geltungsdauer des Abkommens über den 
deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr 
vom 9. August 1940 (Reichsgesetzbl.il S. 243) 
in der Fassung des Dritten Zusatzabkom¬ 
mens vom 1. Oktober 1943 (Reichsgesetzbl. II 
S. 40t) ist in Bern durch Notenwechsel vom 


31. Dezember 1943 bis zum 31. Januar 1944 ver¬ 
längert worden. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß 
an die Verordnung vom 30. Oktober 1943 (Reichs¬ 
gesetzbl. US. 407). 


Berlin, den 31. Januar 1944. 


Der R e i c h s m i n i s t e r des Auswärtigen 

Tn Vertretung 


Dr. Baron Steengracht 


Bekanntmachung über die deutsch-kroatischen Verträge 

1. zur Ausgleichung der in- und ausländischen Besteuerung, insbesondere zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der direkten Steuern, 

2. über Rechtsschutz und Rechtshilfe in Steuersachen. 

Vom 15. Februar 1944. 

Am 19. Dezember 1942 haben Vertreter des Großdeutschen Reichs und des Unabhängigen Staats 
Kroatien in Agram ° ° 

a) einen Vertrag zur Ausgleichung der in- und ausländischen Besteuerung, insbesondere zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der direkten Steuern. 

b) über Rechtsschutz und Rechtshilfe in Steuersachen 
je nebst einem Schlußprotokoll unterzeichnet. 

Die Verträge nebst den zugehörigen Schlußprotokollen werden nachstehend veröffentlicht. 


Reichsgesetzbl. 1944 II 


4 
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Die Verträge und die Schlußprotokolle sind ratifiziert worden. Der im Artikel 17 des Vertrags 
zu a und im Artikel 20 des Vertrags zu b vorgesehene Austausch der Ratifikationsurkunden hat am 
30. Dezember 1943 in Berlin stattgefunden. Die Verträge und die Schlußprotokolle sind an diesem 


Tage in Kraft getreten. 

Berlin, den 15. Februar 1944. 

Der Reichsminister des Auswärtigen 

In Vertretung 

Dr. Baron Steengracht 

* 


Vertrag 

zwischen dem Deutschen Reich 
und dem Unabhängigen Staat Kroatien 
zur Ausgleichung der in- und ausländischen 
Besteuerung, insbesondere zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet 
der direkten Steuern 

Das Deutsche Reich und der Unabhängige 
Staat Kroatien haben, von dem Wunsch geleitet, 
auf dem Gebiet der direkten Steuern die in- und 
ausländische Besteuerung auszugleichen, insbe¬ 
sondere die Doppelbesteuerung zu vermeiden, 
beschlossen, einen Vertrag abzuschließen, und zu 
diesem Zweck zu Bevollmächtigten ernannt: 

Der Deutsche Reichskanzler: 

den außerordentlichen Gesandten und bevoll¬ 
mächtigten Minister 

Herrn Siegfried Kasche 
und 

den Ministerialdirektor im Reichsfinanzmini¬ 
sterium 

Herrn Professor Dr. Otto Hedding; 

der Poglavnik des Unabhängigen 
Staats Kroatien: 

den Minister für Auswärtige Angelegenheiten • 
Herrn Dr. Mladen Lorkovic 
und 

den Direktor der Abteilung für Slaatsein- 
nahmen im Finanzministerium 
Herrn Josip Palic, 

die. nachdem sie ihre Vollmachten geprüft und 
in guter und gehöriger Form befunden haben, 
über folgende Bestimmungen übereingekommen 
sind: 

Artikel 1 

( 1 ) Die ser Vertrag soll Bestimmungen treffen, 
die sich auf die Erhebung der direkten Steuern 
beschränken. 


Der IIei ehsminis t er d er Fi n a n z en 

In Vertretung 

Reinhardt 


Ugovor 

izmeefu Nezavisne Drzave Hrvatske 
i Njemaökog Reicha 
o izjednaöenju oporezivanja 
u tuzemstvu i inozemstvu, osobito 
o izbjegavanju dvostrukog oporezivanja 
na podruöju izravnih poreza 

Nezavisna Drzava Hrvatska i Njemacki Reich 
zeleci na podruöju izravnih poreza izjednaciti 
oporezivanje u tuzemstvu i inozemstvu, a osobito 
izbjeci dvostruko oporezivanje, odlucili su sklo- 
piti ugovor i u tu svrlm imenovali su svojiin 
opun omocen ici ma: 

Poglavnik Nezavisne Drzave Hrvatske: 
minist ra vanjskih poslova 

gospodina Dr. Mladena Lorkovica 
' i 

procelnika odjela za drzavno prihode mini- 
starstva drzavne riznice 
gospodina Josipa Palic.a; 

Kancelar Njemackog Reicha: 

izvanrednog poslanika i opunomocenog mi¬ 
ni stra 

gospodina Siegfrieda Kasehe-a 
i 

ministerijalnog ravnatelja u miiiistaistvu 
firtaneija Reicha 

gospodina profesora Dr. Otona Heddinga, 

koji su se. posto su izpitali svoje punomoci i 
pronasli ih u redu i u propisanom obliku. spo- 
razumjeli u sliedcöim odredhama: 

Clanak l 

(lj Ovim se ugovorom imaju uglaviti odredbe, 
ko je se ogranicuju na ubiranje izravnih poreza. 
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( 2 ) Als direkte Steuern im Sinn dieses Ver¬ 
trags gelten solche Steuern, die auf der Grund¬ 
lage der Gesetzgebung in den Gebieten der ver¬ 
tragschließenden Teile unmittelbar von den Ein¬ 
künften (Reineinkünften oder Roheinkünften) 
oder von dem Vermögen erhoben werden, sei es 
für Rechnung der Staaten, sei es für Rechnung 
der Gaue (zupe) oder der Gemeinden (Gemeinde¬ 
verbände), auch soweit die Erhebung der Steuern 
in der Form von Zuschlägen erfolgt. Der gegen¬ 
wärtige Vertrag bezieht sich daher nicht auf 
indirekte Steuern vom Verkehr und Verbrauch. 

( 3 ) Als direkte Steuern werden insbesondere 
angesehen: 

1. im Deutschen Reich 

a) die Einkommensteuer, 

b) die Körperschaftsteuer. 

c) die Vermögensteuer, 

fl) die Aufbringungsumlage, 

e) die Grundsteuer, 

f) die Gewerbesteuer; 

im Protektorat Böhmen und Mähren 

a) die Einkommensteuer, 

b) die allgemeine Erwerbsteuer. 

0 ) die besondere Erwerbstener. 

d) die Grundsteuer, 

e) die Gebäudesteuer. 

f) die Rentensteuer, 

g) die Tantiemensteuer und die Besol¬ 
dungssteuer von höheren Dienstbe¬ 
zügen, 

li) der Wehrbeilrag, 

i) die die Dividenden und die Zinsen von 
gewissen festverzinslichen Wertpapie¬ 
ren treffende außerordentliche Steuer, 
k) die besondere Steuer aus Zinsen von 
Spareinlagen; 

2. im Unabhängigen Staat Kroatien 

a) die Grundsteuer, 

I») die Gebäudesteuer, 

e) die Erwerbsteuer einschließlich des be¬ 
sonderen Zuschlags, 
fl) die Zins- und Rentensteuer. 

e) die Körperschaftsteuer einschließlich 
des besonderen Zuschlags und der Son¬ 
dersteuer, 

f) die Lohnsteuer, 

g) der Wehrbeitrag. 

h) die Wegesteuer. 


( 2 ) Izravnim porezima u sinislu ovog ugovora 
smatraju se porezi, koji se ubiru na temelju za- 
konodavstva u podrucjima ugovornih sträna iz- 
ravno od prihoda (cistih ili necistih) iii od imetka, 
bilo za racun drzave, bilo za racun zupa (Gaue) 
ili za racun obcina (obcinskih saveza) pa i onda, 
ako se ti porezi ubiru u obliku prireza. Ovaj 
ugovor ne odnosi se prema tome na neizravne po- 
l-eze na promet i potrosnju. 


( 3 ) Izravnim porezima smatraju se poimence: 

1. u Nezavisnoj Drzavi Hrvatskoj: 

a) zemljarina, 

b) kucarina. 

c) tecivarina zajedno s posebniin porez- 
nim dodatkom, 

d) porez na kamate i reute, 

e) druztveni porez zajedno s posebnimpo- 
reznim dodatkom i dodatnim porezom, 

ij sluzbenicki porez, 

g) obranbeni prirez, 

h) putni prirez. 

2. 11 Njemackom Reiohu: 

a) dohodariua. 

b) druztveni porez, 

0 ) porez 11 a imovinu, 
d) doclatni prirez, 

c) zemljarina, 

Ij obrlrii porez (tecivarina); 

u Pvotektoratu Ceska i Moravskä: 

a) dohodariua. 

b) obca tecivarina, 

c) posebna tecivarina, 
tl) zemljarina, 

1 1 ) kucarina, 

f) porez na reute, 

g) porez 11 a tantieme i sluzbenicki porez 
na visa sluzbenicka beriva, 

b) obranbeni prirez, 

i) izvanredui porez na divideude i kamate 
stanovitih vriednostnih papira sa stal- 
nom kamatnom stoponi. 

k) posebni porez 11 a kamate od uloga na 
stednjn. 


^r tik e1 2 Clanak 2 

( 1 ) Steuern, die die Einkünfte aus tmbeweg- ( 1 ) Porezi, koji terete prihode od nepokretnog 
fiebern Vermögen treffen, werden nur in dein imetka. nbirat ee se samo na podrueju ugovorne 
Gebiet des vertragschließenden Teils erhoben, strane, na kojem se nepokretni imetak nalazi. 
in dem das unbewegliche Vermögen liegt. 
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(2) Steuern, die die Einkünfte aus hypothe¬ 
karisch gesicherten Forderungen treffen, werden 
nur in dem Gebiet des vertragschließenden Teils 
erhoben, in dem das belastete Grundstück liegt. 

Artikel 3 

(1) Steuern, die die Einkünfte aus dem Be¬ 
trieb von Handel, Industrie oder sonstigem Ge¬ 
werbe jeder Art treffen, werden, vorbehaltlich 
der Bestimmung im Artikel 4, nux' in dem Ge¬ 
biet des vertragschließenden Teils erhoben, in 
dem das Unternehmen seine Betriebstätte hat. 
Dies gilt auch, wenn das Unternehmen seine 
Tätigkeit auf das Gebiet des anderen vertrag¬ 
schließenden Teils erstreckt, ohne dort eine Be¬ 
triebstätte zu haben. 

(2) Betriebstätte im Sinn des gegenwärtigen 
Vertrags ist eine ständige Geschäftseinrichtung 
des Unternehmens, in der die Tätigkeit dieses 
Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt 
wird. 

(3) Hat das Unternehmen Betriebstätten in 
den Gebieten beider vertragschließenden Teile, 
so wird jeder der vertragschließenden Teile die 
Steuern von dem Teil der Einkünfte erheben, 
der durch die Tätigkeit der in seinem Gebiet 
befindlichen Betriebstätten erzielt wird. 

(4) Wie Einkünfte aus Gewerbebetrieb wer¬ 
den auch Einkünfte aus Beteiligungen an einem 
gesellschaftlichen Unternehmen behandelt mit 
Ausnahme der Einkünfte aus Kuxen, Aktien, 
Anteilscheinen und sonstigen Wertpapieren. 

Artikel! 

Steuern, die die Einkünfte aus dem Betrieb 
von Unternehmungen der Seeschiffahrt, der 
Binnenschiffahrt und der Luftfahrt treffen, wer¬ 
den nur in dem Gebiet des vertragschließenden 
Teils erhoben, in dem sich der Ort der Leitung 
des Unternehmens befindet. 

Artikels 

(1) Steuern, die die Einkünfte aus Arbeit ein¬ 
schließlich der Einkünfte aus freien Berufen 
treffen, werden, soweit nicht im Absatz 3 dieses 
Artikels und im Artikel 6 Abweichendes be¬ 
stimmt ist, nur in dem Gebiet des vertragschlie¬ 
ßenden Teils erhoben, in dem die persönliche 
Tätigkeit ausgeübt wird, aus der die Einkünfte 
herrühren. 

(2) Die Ausübung eines freien Berufs in dem 
Gebiet eines der vertragschließenden Teile liegt 
nur dann vor, wenn die Berufstätigkeit in die¬ 
sem Gebiet einen festen Mittelpunkt hat. 

(3) Steuern, die die Einkünfte aus Tantie¬ 
men der Aufsichtsratsmitglieder, der nicht 
geschäftsführenden Verwaltungsratsmitglieder 
oder der Mitglieder anderer ähnlicher Organe 


(2) Porezi, koji terete prihode od hipotekarno 
osiguranih potrazivanja, ubirat ce se samo na 
podrueju ugovorne strane, na kojem se nalazi 
obtereceni nepokretni imetak. 

Clanak 3 

( 1 ) Porezi, koji terete prihode od trgovackog. 
veleobrtnog ili drugog obrtnog poslovanja, bilo 
koje vrsti, ubirat ce se — uz ogranicenje odredbe 
u clanku 4 — samo na podrueju one ugovorne 
strane. na kojem poduzece ima svoj poslovni 
uredaj. To vriedi i onda, ako poduzece svoju 
poslovnu djelatnost protegne i na podrueje 
druge ugovorne strane, a da tamo nema poslov- 
nog uredaja. 

(2) Kao poslovni uredaj u smislu ovog ugo- 
vora smatra se trajni uredaj poduzeca, u kojemu 
podüzece podpuno ili djelomicno vrsi svoju dje- 
lätnost. 

(3) Ako poduzece ima poslovne uredaje 11a po¬ 
drueju obih ugovornih strana, svaka od ugovor- 
nih strana ubirat ce poreze od onog diela pri- 
lioda, koji se poluci djelatnoscu poslovnog ure¬ 
daja na njezinu podrueju. 

(4) Prihodima iz tecevinskog poslovanja sma- 
trat ce se i prihodi od udionietvovanja u kakvom 
druztvonom poduzecu, izuzevsi prihode od kuk- 
sa. dionica, udjela i ostalih vriednostnih papira. 


Clanak 4 

Porezi, koji terete izkoriscivanje poduzeca 
pomorskog, rieenog i zracnog prometa, ubirat ce 
se samo na podrueju one ugovorne strane, 11a 
kojem se nalazi sjediste uprave poduzeca. 


Clanak 5 

(1) Porezi, koji terete prihode od rada. uklju- 
civsi i prihode od slobodnih zvanja, ubirat ce se. 
ukoliko u stavei (3) ovog clanka i 11 clanku 6 
nije drugaeije odredeno, samo na podrueju one 
ugovorne strane, na kojem se obavlja osobna 
djelatnost, iz koje proiztjecu ovi prihodi. 


(2) Izvrsivanje slobodnog zvanja na podrueju 
koje od ugovornih strana postoji samo onda. 
ako je djelatnost toga zvanja stalno usredoto- 
cena na tom podrueju. 

(3) Porezi na prihode od tantiema clanova 
nadzornih odbora, clanova upravnih odbora,koji 
ne vode poduzece, ili clanova diugili slienih or- 
gana. ukoliko i oni ne vode poslove, ubirat ce 
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treffen, soweit sie gleichfalls die Geschäfte nicht 
führen, werden nur in dem Gebiet des vertrag¬ 
schließenden Teils erhoben, in dem sich der Ort 
der Leitung des die Tantiemen gewährenden 
Unternehmens befindet. 

A r t i k e 1 6 

Steuern von Einkünften, die auf Grund einer 
gegenwärtigen oder früheren Dienst- oder Ar¬ 
beitsleistung in Form von Besoldungen, Ruhe¬ 
gehältern, Löhnen oder anderen Bezügen von 
einem Staat, von einem Land, von einem Gau 
(zupe), von einer Provinz, von einer Gemeinde 
oder von einer änderen juristischen Person des 
öffentlichen Rechts gewährt werden, die nach 
der inneren Gesetzgebung ordnungsmäßig er¬ 
richtet ist, werden nur in dem Schuldnerstaat 
erhoben. 

Artikel 7 

(1) Steuern, die die Einkünfte aus beweg¬ 
lichem Kapitalvermögen treffen, werden, soweit 
nicht im Artikel 2 Absatz 2 Abweichendes be¬ 
stimmt ist, nur in dem Gebiet des vertragschlie¬ 
ßenden Teils erhoben, in dem der Steuerpflich¬ 
tige seinen Wohnsitz hat. 

( 2 ) Soweit in dem Gebiet eines der vertrag¬ 
schließenden Teile die Steuer von inländischen 
Kapitalerträgen im Abzugsweg (an der Quelle) 
erhoben wird, wird das Recht zur Vornahme des 
Steuerabzugs durch die Bestimmung des Ab¬ 
satzes 1 nicht berührt. Wird ein solcher Steuer¬ 
abzug vorgenommen, so darf in dem Gebiet des 
vertragschließenden Teils, in dem der Steuer¬ 
pflichtige seinen Wohnsitz hat, neben der allge¬ 
meinen Einkommensteuer eine besondere, diese 
Einkünfte aus beweglichem Kapitalvermögen 
treffende Steuer nicht erhoben werden. 

Artikel 8 

Steuern, die irgendeine andere, in den vorher¬ 
gehenden Artikeln nicht bezeichnete Art von 
Einkünften einschließlich der Leibrenten treffen, 
werden nur in dem Gebiet des vertragschließen¬ 
den Teils erhoben, in dem der Steuerpflichtige 
seinen Wohnsitz hat. 

Artikel 9 

Für laufende und einmalige Steuern vorn Ver¬ 
mögen oder Vermögenszuwachs, die in den Ge¬ 
bieten der vertragschließenden Teile bestehen 
oder - eingeführt werden, gelten folgende Be¬ 
stimmungen : 

1. Soweit das Vermögen aus 

a) unbeweglichem Vermögen mit Ein¬ 
schluß des Zubehörs, 

b) hypothekarisch gesichelten Forde¬ 
rungen, 

c) Unternehmen von Handel, Industrie 
oder sonstigem Gewerbe jeder Art ein¬ 
schließlich der Unternehmen der See¬ 
schiffahrt, der Binnenschiffahrt oder 
der Luftfahrt 


se samo na podrueju ugovorne strane, 11 a kojem 
se nalazi sjediste uprave poduzeca, koje tan- 
tieine odobrava. 


Clanak 6 

Po^rezi na prihode, koji se izplacuju na temelju 
sadasnje ili prijasnjo skribe ili rada u obliku 
pläca, mirovina, nadnica ili drugih beriva od 
drzave, zemlje, zupe, pokrajine, obeine ili od 
koje druge pravne osobe javnog prava, koja je 
pravilno osnovana u smislu unutrasnjeg zako- 
nodavstva, ubirat ec se samo u drzavi duznika. 


Clanak 7 

( 1 ) Porezi, koji terete prihode od pokretnog 
glavnicnog imetka, ubirat ce se, ukoliko u clanku 
2 stavka ( 2 ) nije protivno odredeno, samo 11 a 
podrueju one ugovorne strane, 11 a kojemu pore- 
zovnik ima svoje prebivaliste. 

( 2 ) Ukoliko se porez na jprihod od tuzemue 
glavnice uztegom ( 11 a izvoru) ubire na podrueju 
jedne od ugovornih strana, ne dira se odredbom 
stavke ( 1 ) u to pravo uztege poreza. Ukoliko se 
izvrsi takva porezna uztega, to se na podrueju 
ugovorne strane, na kojem porezovnik ima svoje 
prebivaliste, ne moze uz obeu dohodarinu ubi- 
rati jos i posebni porez, koji se odnosi na ove 
prihode iz pokretnog glavnicnog imetka. 


Clanak 8 

Porezi, koji se odnose 11 a bilo koju drugu vrst 
prihoda, koja u prijasnjim clancima nije spome- 
nuta, ukljucivsi ovamo osobne dozivoitne rente, 
ubiiat ce se samo 11 a podrueju one ugovorne 
strane, 11 a, kojem porezovnik ima svoje prebiva¬ 
liste. 

Clanak 9 

ZatQrucei jednokratneporezenaimetak ilipri- 
rast imetka, koji vec postoje ili ce se uvesti na 
podrueju ugovornih strana, vriede sliedece 
odredbc: 

1. Ako se irnetak sastoji od:. 

a) nepokretnog imetka zajedno s pripad- 
cima, 

b) hipotekarno osiguranili potrazivanja, 

c) trgovackili, veleobrtuih ili drugih obrta 
bilo koje vrsti, ukljucivsi poduzeca 
pomorskog i rieenog brodarstva te zrac- 
nog prometa, 
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besteht, wird die Steuer in dem Gebiet des 
' :1 - vertragschließenden Teils erhoben, dem 
nach den vorhergehenden Artikeln die 
' Steuer von den Einkünften aus diesem 
Vermögen zustelit. 

2. Für alle anderen Arten des Vermögens 
wird die Steuer in dem Gebiet des ver¬ 
tragschließenden Teils erhoben, in dem 
der Steuerpflichtige seinen Wohnsitz hat. 

Artikel 10 

(1) Als Wohnsitz im Sinn dieses Vertrags 
wird der Ort angesehen, wo der Steuerpflichtige 
eine Wohnung unter Umständen inne hat, die 
auf die Absicht der Beibehaltung einer solchen 
schließen lassen. 

( 2 ) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
gleichzeitig in den Gebieten beider vertragschlie¬ 
ßenden Teile vor, so werden die obersten 
Finar.zverwaltungsbehörden der vertragschlie¬ 
ßenden Teile von Fall zu Fall besondere Ver¬ 
einbarungen treffen. 

( 3 ) Liegen die Voraussetzungen des Absatzes 1 
weder in dem Gebiet des einen noch des anderen 
vertragschließenden Teils vor. so gilt als Wohn¬ 
sitz des Steuerpflichtigen der Ort, an dem er 
seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Einen ge¬ 
wöhnlichen Aufenthalt im Sinn dieser Bestim¬ 
mung hat jemand da, wo er sich unter Umstän¬ 
den aufhält, die auf die Absicht schließen lass n. 
dort nicht nur vorübergehend zu verweilen. 
'Besteht auch in dem Gebiet keines der beiden 
vertragschließenden Teile ein gewöhnlicher 
Aufenthalt, so wird ein Wohnsitz in dem Gebiet 
des vertragschließenden Teils angenommen, des¬ 
sen Staatsangehörigkeit der Steuerpflichtige be¬ 
sitzt. 

( 4 ) Im Sinn des Vertrags gilt als Wohnsitz 
der juristischen Personen der Ort ihrer Leitung. 


Artikel 11 

( 1 ) Diplomatische, konsularische und diesen 
im Sonderfall gleichgestellte Vertreter der ver¬ 
tragschließenden Teile werden, wenn sie Be¬ 
rufsbeamte sind, im Empfangsstaat zu direkten 
Steuern nur herangezogen, soweit es sich um die 
in den Artikeln 2, 3 und 4 bezeichneten Ein¬ 
künfte und das im Artikel 9 Ziffer 1 aufgeführto 
Vermögen handelt oder soweit die Steuer im 
Abzugsweg (an der Quelle) erhoben wird. Das 
gleiche gilt für- die ihnen zugewiesenen Beamten 
und die in ihrem und ihrer Beamten Dienst 
stehenden Personen. . 

( 2 ) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten 
jedoch nur, soweit die genannten Personen An¬ 
gehörige des Entsendestaats sind und außerhalb 
ihres Amts oder Dienstes im Empfangsstaat kei¬ 
nen Beruf, kein Gewerbe und keine andere nicht 
nur gelegentliche gewinnbringende Tätigkeit 
ausüben. 


ubli'ät ce se porez na onotn podrueju ügo- 
vorihe strane, kojemu prema predhodnitu 
clancima pripada porez od prihoda toga 
imetkä. 

2. Za sve ostale vrsti irnetka ubirat ce se po¬ 
rez na podrueju ugovorne strane, na ko- 
jem porezovnik ima svoje prebivaliste. 


Ölanal 10 

( 1 ) Prebivalistem u smislu ovog ugovora smatra 
se ono mjesto. gdje porezovnik drzi stau pod 
okolnostima, po kojima se moze zakljucivati, da 
ima namjeru zadrzati ga. 

( 2 ) Postoji li slucaj iz starke ( 1 ) istodobuo na 
podrueju obih ugovornih strana, sporazumjet ce 
se vrhovne financialno-upravne oblasti obih ugo¬ 
vornih strana od slucaja do slucaja. 


( 3 ) Ne postoji li slucaj iz starke ( 1 ) na po¬ 
drueju ni jedne ni druge od ugovornih strana, 
smatrat ce se prebivalistem porezovnika njegovo 
obieno mjesto zadrzavanja. Kao mjesto obicriog 
zadrzavanja u smislu ovili odredaba smatra Se 
ono mjesto, u kome se netko zadrza'va pod okol¬ 
nostima. iz kojih se moze zakljucivati, da se 
tamo ne kani zadrzavati samo prolazno. Ne 
postoji li mjesto zadrzavanja na podrueju ui- 
jedne od ugovornih strana , smatrat ce se, da je 
prebivaliste na podrueju ugovorne strane. koje 
drzavljanstvo porezovnik ima. 


( 4 ) U smislu ovog ugovora smatra se prebiva¬ 
listem pravnih osoba mjesto njihove uprave. 

Clanak 11 

( 1 ) Od diplomatskih, konzularnili i od onih 
predstavnika ugovornih strana, koji su s njima 
u posebnim slucajevima izjednaceni, ubirat ce se 
izravni porez, ako su cinovnici po zvanju, u 
zemlji, koja ih prima, samo ako se radi o priho- 
dima spomenutim u clancima 2. 3 i 4 i o imetku 
u smislu clanka 9 tocke L, ili ako se porez uz- 
tegom (na izvoru) ubire. Isto vriedi za dodie- 
Ijene im cinovnike kao i za osobe, koje su u nji- 
hovoj sluzbi ili u sluzbi njihovih cinovnika. 


( 2 ) Odredbe stavke ( 1 ) vriede samo. ukoliko 
su spomenute osobe pripadnici drzave, koja ilt 
salje, te se izvan svoje sluzbe i ureda u zemlji. 
koja ih prima, ne bave nikakvim drugim zva- 
njem ni obrtom niti kakvom drugom na zaradu 
usmjerenöm djelatnoscu. osim prigodnom. 
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( 3 ) Auf Wahlkonsuln finden die Bestimmun¬ 
gen der Absätze 1 und 2 keine Anwendung. 
Wahlkonsuln, die nur die Staatsangehörigkeit 
des Entsendestaats besitzen, werden mit ihren 
dienstlichen Bezügen, die sie als Entgelt für 
ihre Tätigkeit als Konsuln genießen, im Emp- 
fängsstaat zu direkten Steuern nicht heran¬ 
gezogen. 

(4) Soweit nach den Bestimmungen dieses Ar¬ 
tikels eine Besteuerung im Empfangsstaat nicht 
erfolgt, bleibt die Besteuerung dem Entsende¬ 
staat Vorbehalten. 

Artikel 12 

( 1 ) Die Bestimmungen des Artikels 11 Ab¬ 
sätze 1, 2 und 4 gelten entsprechend für die im 
Dienst der Zoll- und Eisenbahnverwaltungen 
eines der vertragschließenden Teile stehenden 
Personen, die bei einer auf dem Gebiet des 
anderen Teils gelegenen Amtsstelle dieser Ver¬ 
waltung beschäftigt werden und deshalb dort 
wohnen, und für ihre mit ihnen in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden Angehörigen und Haus¬ 
bediensteten, soweit die bezeichnten Personen 
Angehörige des Entsendestaats sind. 

( 2 ) Eine Ausdehnung der Bestimmung des 
Absatzes 1 auf die Organe des Grenzpolizeidien¬ 
stes und die Organe anderer Verwaltungszweige 
bleibt besonderer Vereinbarung der obersten 
Finanzverwaltungsbehörden der vertragschlie¬ 
ßenden Teile von Fall zu Fall Vorbehalten. 
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(3) Odredbe stavke ( 1 ) i (2) ne ce se priinje- 
njivati na pocastne konzule. Pocastni konzuli, 
koji su samo drzavljani drzave, koja ih salje, ne 
ce se oporezovati na njihova sluzbena beriva, sto 
ih u drzavi, koja ih prima, uzivaju kao odstetu 
za svo j rad kao konzuli. 


( 4 ) Ukoliko se po odredbama ovoga clanka 
porez ne bi ubirao u zemlji, koja ih prima, 
pridrzava to pravo drzava, koja ih salje. 


Clanalt 12 

( 1 ) Odredbe clanka 11 stavka ( 1 ), ( 2 ) i ( 4 ) vn- 
ede na odgovarajuci nacin i za osobe, koje se 
nalaze u carinskoj i zeljeznicko-«upravnoj sluzbi 
jedne od ugovornih strana, a koje su zaposlene 
u kojeni uredu te uprave, koji se nalazi na po- 
drucju druge strane i stoga tamo stanuju, kao 
i za njihove srodnike i poslugu, koja zivi s njima 
u kucnoj zajednici, ukoliko su spomenute osobe 
pripadnici drzave. koja ih salje. 


( 2 ) Protezanje odredbe stavke ( 1 ) na organe 
granicnog redarstva i organe drugih upravnih 
grana bit ce od slucaja do slucaja predmet po- 
sebnog sporazumievanja vrhovnih financialno- 
upravnih oblasti ugovornih strana. 


Artikel 13 

Weist ein Steuerpflichtiger nach, daß die 
Maßnahmen der Finanzbehörden der vertrag¬ 
schließenden Teile für ihn die Wirkung einer 
Doppelbesteuerung gehabt haben, so kann er 
hiergegen bei der obersten Finanzverwaltungs¬ 
behörde des Staats, dem er angehört, Einspruch 
erheben. Wird der Einspruch für begründet 
erachtet, so kann die oberste Finanzverwal¬ 
tungsbehörde dieses Staats sich mit der obersten 
Finanzverwaltungsbehörde des anderen verstän¬ 
digen, um in billiger Weise eine Doppelbesteue¬ 
rung zu vermeiden. 

A r t i k e 1 14 

Zur Beseitigung von Doppelbesteuerungen in 
Fällen, die in diesem Vertrag nicht geregelt 
sind, sowie auch in Fällen von Schwierigkeiten 
oder Zweifeln bei der Auslegung und Anwen¬ 
dung dieses Vertrags können die obersten 
Finanzverwaltungsbehörden der vertragschlie¬ 
ßenden Teile besondere Vereinbarungen treffen. 

Artikel 15 

Die vertragschließenden Teile verpflichten 
sich, ihre obersten Finanzverwaltungsbehörden 
mit -der billigen Entscheidung jeder anderen 
Frage zu betrauen, die wegen der Verschieden¬ 
heit der für die Steuererhebung in dem Gebiet 


Clanak l'S 

Ako porezoviiik dokaze, da je uslied podu- 
zetih mjera financialnih oblasti obih ugovornih 
strana dvostruko oporezovan, moze protiv toga 
uloziti prigovor kod vrhovne financialno-upravne 
oblasti drzave, kojoj pripada. Smatra li sc pri¬ 
govor opravdanim, moze se vrhovna financialno- 
upravna oblast te drzave s vrhovnom financialno- 
upravnom oblascu druge drzave sporazumjeti, 
kako da se 11 a pravedan nacin izbjegne dvostru- 
kom oporezovan ju. 


Clanak 14 

Radi uklanjanja dvostrukog oporezivanja u 
slucajevima, koji ovim ugovorom nisu uredeni, 
kao i u slucajevima potezkoca ili dvojbi u tuma- 
cenju i primjeni ovoga ugovora, mogu vrhovne 
financialno-upravne oblasti ugovornih strana 
sklopiti posebna utanacenja. 


Clanak 15 

Ugovorne strane obvezuju se, da ce svo je 
vrhovne financialno-upravne oblasti ovlastiti, da 
donose pravedne odluke u svim pitanjima, koja 
se pojave uslied raznolikosti nacela oporezi¬ 
vanja, koja vriedc 11 a podrueju obih ugovornih 
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der beiden vertragschließenden Teile geltenden 
Grundsätze oder die überhaupt, ohne in diesem 
Vertrag ausdrücklich entschieden zu sein, auf 
dem Gebiet der direkten Steuern entstehen 
könnte. 

Artikel 16 

Dieser Vertrag findet erstmalig Anwendung 
auf die Steuern, die für die Zeit vom 1. Januar 
1943 an erhoben werden. 

Artikel 17 

Dieser Vertrag soll ratifiziert werden. Die 
Ratifikationsurkunden sollen baldmöglichst in 
Berlin ausgetauscht werden. Der Vertrag tritt 
mit dem Austausch der Ratifikationsurkunden 
in Kraft und soll so lange in Geltung blei¬ 
ben. als er nicht von einem der vertragschlie¬ 
ßenden Teile spätestens drei Monate vor Ablauf 
eines Kalenderjahrs gekündigt wird. Im Fall 
rechtzeitiger Kündigung verliert der Vertrag 
mit dem Ablauf dieses Kalenderjahrs die Wirk¬ 
samkeit. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtig¬ 
ten diesen Vertrag unterfertigt und mit Siegeln 
versehen. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deut¬ 
scher und kroatischer Sprache in Agram am 
19. Dezember 1942. 

S. Kasche 
Hedding 

Dr. M. Lorkovic 
Palic 


strana, ilDkoja se uobce mogu pojaviti na po- 
drwcju izravnih poreza, a da u ovom ugovoru 
nisu izricno rieseria. 

<Hanak 16 

üvaj ugovor primienit ce se prvi put na po- 
reze, koji ce se poceti ubirati za vrieme ocl 
1 . siecnja 1943. 

Clanak 17 

Ovaj se ugovor ima ratificirati. Ratifikacione 
izprave treba da se sto prije izmiene u Berlinu. 
Ugovor zadobiva pravnu moc izmjenom ratifi- 
kacionih izprava, te ima vriediti tako dugo, clok 
ga jedna od ugovornih strana ne odkaze. Odkaz 
ima usliediti najkasnije tri mjeseca prije izteka 
kalendarske godine. U slucaju pravodobnog od- 
kaza gubi ugovor pravnu moc prestankom te 
kalendarske godine. 


U potvrdu toga podpisali su opunomocenici 
ovaj ugovor i providjeli ga pecat'ima. 

Izradeno u dvostrukom izvorniku na lirvat- 
skom i njemackom jeziku u Zagrebu, dne 19.pro- 
sinca 1942. 

S. Kasche 
Hedding 

Dr. M. Lorkovic 
Palic 


Schlußprotokoll Zakljucni protokol 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen 
dem Deutschen Reich und dem Unabhängigen 
Staat Kroatien abgeschlossenen Vertrags zur 
Ausgleichung der in- und ausländischen Be¬ 
steuerung. insbesondere zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der direkten 
Steuern, haben die Unterzeichneten Bevollmäch¬ 
tigten folgende übereinstimmende Erklärungen 
abgegeben, die einen wesentlichen Teil des Ver¬ 
trags selbst bilden: 

1. Die im Artikel 1 des Vertrags enthaltene 
Aufzählung der geltenden direkten Steuern gibt 
nur Beispiele und ist nicht abschließend. 

Zweifel werden im Einvernehmen zwischen 
den obersten Finanzverwaltungsbehörden der 
beiden vertragschließenden Teile geklärt wer¬ 
den. 

Die obersten Finanz Verwaltungsbehörden der 
beiden vertragschließenden Teile werden erfor¬ 
derlichenfalls am Ende jedes Jahrs ein auf den 
neuesten Stand gebrachtes Verzeichnis der be¬ 
stehenden direkten Steuern austauschen. 


Prigodom podpisivanja danas sklopljenog ugo- 
vora izmedu Nezavisne Drzave Hrvatslce i Nje- 
mackog Reicha o izjednacenju oporezivanja u tu- 
zemstvu i inozemstvu, osobito o izbjegavanju 
dvostrukog oporezivanja na podrucju izravnih 
poreza, podpisani opunomocenici dali su sliedece 
suglasne izjave, koje sacinjavaju bitni dio sa- 
moga ugovora: 


1. U clanku 1 ugovora nabrojeni postojeci iz- 
ravni porezi navedeni su samo primjerice i nisu 
njima izcrpljeni. 

Dvojbe ce se razjasniti putem sporazuma iz¬ 
medu vrhovnih financialno-upravnih oblasti obih 
ugovornih strana. 

Vrhovne financialno-upravne oblasti obih ugo¬ 
vornih strana izmienit ce po potrebi krajem 
svake godine popis izravnih poreza, koji postoje 
prema najnovijem stanjü. 
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2. Die Bestimmungen des Vertrags finden auf 
solche Personen, die von ihnen geschuldete 
deutsche Reichsfluehtsteuer oder Auswande- 
rungssteuer im Protektorat Böhmen und Mäh¬ 
ren nicht entrichtet haben, keine Anwendung. 

ferner findet der Vertrag keine Anwendung 
auf solche Personen, bei denen nur deshalb die 
Voraussetzungen für die Erhebung dieser Steu¬ 
ern nicht vorliegen, weil sie einen inländischen 
\\ ohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Sinn 
des im Einzelfall anwendbaren Steuerrechts bei¬ 
behalten haben. 

• 

3. Die Bestimmung des Artikels 2 des Ver¬ 
trags gilt sowohl für die durch unmittelbare 
Verwaltung und Nutzung als auch für die 
durch Vermietung, Verpachtung und jede 
andere Art der Nutzung des unbeweglichen Guts 
erzielten Einkünfte sowie für Einkünfte aus 
Veräußerungsgeschäften, die bei der Veräuße¬ 
rung von unbeweglichem Vermögen mit Ein¬ 
schluß des mitveräußerten Zubehörs erzielt wer¬ 
den. 

4. Die Bestimmung der Ziffer 3 dieses Schluß- 
protokolls, welche die Einkünfte aus unbeweg¬ 
lichem Vermögen betrifft, findet auf die Ein¬ 
künfte aus dem Betrieb von Handel, Industrie 
oder sonstigem Gewerbe sowie auf Gewinne aus 
der Veräußerung eines Betriebs im ganzen oder 
eines Teils des Betriebs oder eines Gegenstands, 
der beim Betrieb benutzt wird, entsprechende 
Anwendung. 

5. Als Betriebstätten im Sinn des Artikels 3 
des Vertrags gelten außer dem Sitz und dem 
Ort der Leitung des Unternehmens die Zweig¬ 
niederlassungen und Filialen, die Fabrikations¬ 
und Werkstätten, die Einkaufs- und Verkaufs¬ 
stellen, die Lager und anderen Handelsstätten, 
die den Charakter einer ständigen Geschäftsein¬ 
richtung haben, sowde ständige Vertretungen. 

Es besteht Übereinstimmung darüber, daß 
iihter den Begriff der Betriebstätte im Sinn des 
Artikels 3 nicht fallen: 

a) das Unterhalten von Geschäftsbeziehun¬ 
gen lediglich durch einen völlig unabhän¬ 
gigen Vertreter; 

b) das Unterhalten eines Vertreters (Agen¬ 
ten). der zwar ständig für in dem Gebiet 
des einen vertragschließenden Teils an¬ 
sässige natürliche Personen oder Körper¬ 
schaften in dem Gebiet des anderen ver¬ 
tragschließenden Teils tätig ist. abei 
lediglich Geschäfte vermittelt, ohne zum 
Abschluß von Geschäften für die vertre¬ 
tene Firma bevollmächtigt zu sein. Dies 
gilt auch dann, wenn bei dem Vermitt¬ 
lungsagenten ein Lager der vertretenen 
Firma für gelegentliche eilige Lieferungen 
unterhalten wird, unter der Bedingung, daß 
diese Lieferungen nicht mehr als 10 v. H. 
der durch den Agenten vermittelten Liefe¬ 
rungen ausmachen; 


2. Odredbe ovoga ugovora ne ce se primjenji- 
vati na osobe, koje nisu platile duzni njemacki 
izbjeglieki porez ili izseljenicki porez u Protek¬ 
torat Ceska i Moravska, 

Nadalje se ovaj ugovor ne ce primjenjivati na 
takve osobe, za koje samo zato ne postoje pred- 
postavke za ubiranje ovih poreza, jer su u 
tuzemstvu zadrzale stalno prebivaliste ili obieno 
mjesto zadrzavanja u smislu poreznog prava, 
koje sc primjenjuje u pojedinom slucaju. 

3. Odredba clanka 2 ugovora vriedi i za one 
prihode. koji se postizu iz izravne uprave i ko- 
riscenja, kao i iz izdavanja u najam, zakup, i iz 
svakog drugog koriscenja nepokretnog imetka, 
tc za prihode nastale iz poslova prodaje, koji su 
poluceni prigodom prodaje nepokretnog imetka 
ukljucivsi u njega i zajedno prodane pripadke. 


4. Odredba tocke 3. ovog zakljucnog proto- 
kola, koja se odnosi na prihode iz nepokretnog 
imetka, primienit ce se na odgovarajuci nacin i 
na prihode iz trgovackog, veleobrtnog >li drugog 
obrtnog poslovanja bilo koje vrsti, te na dobitke, 
koji nastaju prodajom cielog poduzeca ili jed- 
nog diela poduzeca ili pojedinog predmeta. koji 
je bio upotrebljavan u poduzecu. 

5. Kao poslovni uredaj u smislu clanka 3 ovog 
ugovora smatraju se osim sjedista i mjesta 
uprave poduzeca i ogranci i podruznice, tvor- 
nice i radionice, nabavne poslovnice, prodavao- 
nice, skladista i druge poslovnice, koje imaju 
osobinu stalnog poslovnog uredaja, kao i stalna 
zastnpstva. 

Postoji suglasnost. da pod pojam poslovnog 
ureda ja u smislu clanka 3 ne podpadaju: 

a) podrzavanje poslovnili veza samo po pod- 
puno nezavisnom zastupniku, 

b) podrzavanje zastupuika (agenta), koji do- 
duse stalno radi za naravnu ili pravnu 
osobu ili druztvo, koje ima svoje prebiva¬ 
liste na podrueju jedne ugovorne strane, na 
podrueju druge ugovorne strane, ali u pos- 
lovima samo posreduje, a da nije ovlasten 
sklapati poslove za poduzece, koje zastupa. 
Io vriedi i onda, ako se kod posredujueeg 
agenta podrzava skladiste zastupane 
tvrdke za prigodne zürne dobave, uzuvjet, 
da 1e dobave ne iznose vise od 10% do- 
bava obavljenih posredovanjem agenta, 


t; 
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c) Kommissionslager; 

d) Bauausführungen, deren Dauer zwölf Mo¬ 
nate nicht überschritten hat oder voraus¬ 
sichtlich nicht überschreiten wird. 

6. Die obersten Finanzverwaltungsbehörden 
können besondere Vereinbarungen treffen, um in 
billiger Weise eine Aufteilung der Einkünfte 
aus dem Betrieb von Handel, Industrie und son¬ 
stigem Gewerbe in den durch Artikel 3 Absatz 3 
vorgesehenen Fällen vorzunehmen. 

7. Einkünfte aus Beteiligungen an einer Ge¬ 
sellschaft mit beschränkter Haftung werden 
auch dann wie Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
behandelt, wenn über die Beteiligungen Anteil¬ 
scheine ausgestellt sind. 

8. Die Bestimmung des Artikels 5 Absatz 1 
gilt auch für Ruhegehälter und ähnliche Be¬ 
züge, die für eine frühere Tätigkeit gewährt 
werden. 

9. Personen, die auf Verkehrsmitteln im zwi¬ 
schenstaatlichen Verkehr Dienst tun, werden 
abweichend von Artikel 5 mit ihren Einkünften 
aus dieser Tätigkeit nur in dem Gebiet des ver¬ 
tragschließenden Teils zu Steuern herangezogen, 
in dein das sie beschäftigende Unternehmen den 
Ort der Leitung hat. 

10. Personen, die in dem Gebiet des einen 
vertragschließenden Teils angestellt sind und 
sich wegen ihres Dienstes vorübergehend in dem 
Gebiet des anderen vertragschließenden Teils 
aufhalten, werden abweichend von Artikel 5 mit 
den Bezügen, die sie von ihrem Arbeitgeber er¬ 
halten, nur in dem Gebiet des vertragschließen¬ 
den Teils zu Steuern herangezogen, in dem sie 
ihren Wohnsitz haben. 

11. Als freie Berufe im Sinn des Artikels 5 
gelten insbesondere wissenschaftliche, künstle¬ 
rische, schriftstellerische, unterrichtende oder 
erziehende Tätigkeit sowie die Tätigkeit der 
Ärzte, Rechtsanwälte, Architekten und In¬ 
genieure. 

12. Studenten, die sich in dem Gebiet eines 
der vertragschließenden Teile nur zu Studien¬ 
zwecken aufhalten, werden dort wegen der Be¬ 
züge, die sie von den in dem Gebiet des anderen 
vertragschließenden Teils wohnhaften und dort 
bereits steuerpflichtigen Angehörigen empfan¬ 
gen, keiner Besteuerung unterworfen. 

13. Einkünfte aus Lizenzen werden, soweit sie 
nicht unter die Bestimmungen der Artikel 3 
oder 5 fallen, gemäß Artikel 8 behandelt, 

14. Die im Artikel 9 des Vertrags getroffenen 
Bestimmungen sind erst anwendbar, wenn eine 
Vermögensteuer im Sinn des Artikels 9 in den 
Gebieten beider vertragschließenden Teile er¬ 
hoben wird. 

15. Bei Steuerpflichtigen, die dartun, daß sie 
ihren Wohnsitz endgültig von dem Gebiet des 


c) komisiono skladiste, 

d) izvedbe gradnja, ako njiliovo trajanje ne 
preseze ili predvidljivo ne ce presezati 
dvanaest mjeseci. 

6. Vrhovne financialno-upravne oblasti mogu 
sklopiti posebne sporazume u svrhu pravedne 
podjele prihoda iz trgovine, veleobrta i drugog 
obrtnog poslovanja, za sve sluca jeve predvidene 
clankom 3 stavke ( 3 ). 

7. Prihodi iz ucesca u druztvu s ogranicenim 
jamstvom smatrat ce se prihodima od oLrta i 
onda, ako su o ucescu izdane udionice. 


8. Odredba clanka 5 stavka ( 1 ) vriedi i za mi- 
rovine i sliena beriva, koja se daju za prijasnji 
rad. 

9. Osobe, koje obavljaju sluzbu na prometnim 
sredstvima medudrzavnog prometa, oporezovat 
ce se, protivno clanku 5, na svoja beriva za taj 
rad. samo 11 a podrueju ugovorne strane, na ko- 
jemu poduzece, koje ih zaposljuje, ima svoje 
mjest.o uprave. 

10. Osobe, koje su namjestene 11 a podrueju 
jedne ugovorne strane, a koje se radi svoje 
sluzbe prolazno zadrzavaju na podrueju druge 
ugovorne strane, oporezovat ce se, protivno 
clanku 5, na beriva, koja primaju od svojih 
poslodavaca, samo na podrueju ugovorne strane, 
na kojem imaju svoje prebivaliste. 


11. Slobodnim zanimanjima u smislu clanka 5 
smatraju se poimence znanstveni, umjetnicki, 
knjizevnicki, uciteljski ili odgojiteljski rad kao 
i rad lieenika. odvjetnika, graditelja i inzenjer.a. 


12. Djaci, koji borave na podrueju jedne od 
ugovornih strana samo u svrhu skolovanja, ne ce 
se oporezovati na iznose, sto ih tamo primaju od 
svojih srodnika, koji stanuju na podrueju druge 
ugovorne strane i tamo su vec oporezovani. 


13. S prihodima od licenca postupat ce se, 
ukoliko ne podpadaju pod odredbe clanka 3 ili 
5 prema clanku 8 

14. Odredbe, sadrzane u clanku 9 ugovora, pri- 
mjenjivat ce se tek onda, kad porez na imetak u 
smislu clanka 9 bude ubiran na podruejima obih 
ugovornih strana. 

15. Kod porezovnika, koji izjavo, da su svoje 
prebivaliste konneno prenieli s podrueja jedne 
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einen in das Gebiet des anderen vertragschlie¬ 
ßenden Teils verlegt haben, endet die Steuer¬ 
pflicht, soweit sie an den Wohnsitz anknüpft, 
in dem Gebiet des ersten vertragschließenden 
Teils mit Ablauf des Kalendermonats, in dem 
die Wohnsitzverlegung erfolgt ist. 

16. Hinsichtlich solcher Personen, die keinem 
der vertragschließenden Teile angehören, kön¬ 
nen die obersten Finanz Verwaltungsbehörden 
von Fall zu Fall besondere Vereinbarungen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung treffen. 
Dabei sollen insbesondere die Angehörigen sol¬ 
cher Staaten berücksichtigt werden, die mit bei¬ 
den vertragschließenden Teilen Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung abgeschlos¬ 
sen haben. 

17. Zur Vermeidung etwaiger Zweifel wird 
klargestellt, daß die Bestimmungen des Ar¬ 
tikels 11 das Recht auf den Genuß etwaiger 
weitergehender Befreiungen nicht berühren, die 
kraft der allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
den diplomatischen und konsularischen Beamten 
zugestanden worden sind oder künftig zugestan¬ 
den werden sollten. 

Soweit auf Grund solcher weite: gehenden Be¬ 
freiungen eine Heranziehung zu direkten Steu¬ 
ern im Empfangsstaat nicht erfolgt, bleibt die 
Besteuerung dem Entsendestaat Vorbehalten. 

18. Wegen der Steuer auf Erbschaften wei¬ 
den die vertragschließenden Teile ein beson¬ 
deres Abkommen treffen. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtig¬ 
ten dieses Schlußprotokoll unterzeichnet. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deut¬ 
scher und kroatischer Sprache in Agram am 

19. Dezember 1942. 


na podrueje druge ugovorne strane. prestaje po- 
rezna obveza, ukoliko je ona vezana na prebiva- 
liste na podrueju prve ugovorne strane, svrset- 
kom kalendarskog mjeseca, u kojemu je uslie- 
dila promjena prebivalista. 

16. Glede osoba, koje ne pripadaju ni jednoj 
ugovornoj strani, mogu vrhovne financialno- 
upravne oblasti radi izbjegavanja dvostrukog 
oporezivanja, od slucaja do slucaja utanacivati 
posebne sporazume. Kod tsga treba posebiee 
uzimati u obzir pripadnike onih drzava, s lro- 
jima sn obje ugovorne strane zakljucile ugovore 
o izbjegavanju dvostrukog oporezivanja. 


17. Da bi sc izbjeglo mozebitnim dvojbama. 
utvrduje se, da odredbe clanka 11 ne diraju u 
pravo. da se netko sluzi mozebitnim obseznijim 
oprostima. koji su dani na temelju obeenitih 
pravila medunarodnog prava diplomatskim i 
konzularnim cinovnicima, ili im se imaju u bu- 
duce dati. 

Ako na temelju ovakvili obseznijih oprosta 
ui je usliedilo oporezovanje izfavnim porezima u 
zemlji, koja ih prima, ostaje pravo oporezivanja 
zemlji, koja ih salje. 

18. Glede pitanja poreza na nasljedstvo sklopit 
de ugovorne strane poseban sporazum. 


U potvrclu toga podpisali su opunomocenici 
ovaj zakljucni protokol. 

Izradeno u dvostrukom izvorniku na hrvat- 
skom i njemackom jeziku u Zagrebu, dne 19.pro- 
sinca 1942. 


S. Kasche 
Hedding 

Dr. M. Lorkovic 
Palic 


S. Kasche 
Hedding 

Dr. M. Lorkovic 
Pali6 
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Vertrag 

zwischen dem Deutschen Reich 
und dem Unabhängigen Staat Kroatien 
über Rechtsschutz und Rechtshilfe 
in Steuersachen 

Das Deutsche Reich und der Unabhängige 
Staat Kroatien haben, von dem Wunsch geleitet, 
auf dem Gebiet der Steuern Grundsätze über 
gegenseitige Amts- und Rechtshilfe aufzustellen, 
beschlossen, einen Vertrag abzuschließen, und zu 
diesem Zweck zu Bevollmächtigten ernannt: 

Der Deutsche Reichskanzler: 

den außerordentlichen Gesandten und bevoll¬ 
mächtigten Minister 

Herrn Siegfried Kasche, 

den Ministerialdirektor im Reichsfinanzmini¬ 
sterium 

Herrn Professor Dr. Otto Hedding 
und 

den Ministerialdirigenten im Reichsfinanz¬ 
ministerium 

Herrn Dr. Johannes Sch wandt; 

der Poglavnik des Unabhängigen 
Staats Kroatien : 

den Minister für Auswärtige Angelegenheiten 
Herrn Dr. Mladen Lorkovic 
und 

den Direktor der Abteilung für Staatsein¬ 
nahmen im Finanzministerium 
Herrn Josip Palic, 

die, nachdem sie ihre Vollmachten geprüft und in 
guter und gehöriger Form befunden haben, über 
folgende Bestimmungen übereingekommen sind: 

Artikel 1 

Als Steuern im Sinn dieses Vertrags gelten die 
öffentlichen Abgaben, soweit sie im Deutschen 
Reich für das Reich oder die Gemeinden (Ge¬ 
meindeverbände), im Protektorat Böhmen und 
Mähren auch für das Protektorat und die Be¬ 
zirke, im Unabhängigen Staat Kroatien für den 
Staat, die Gaue (zupe) oder die Gemeinden und 
auf beiden Seiten in der Form von einheitlich 
mit diesen Abgaben zu erhebenden Zuschlägen 
oder Beiträgen für Rechnung anderer Öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften erhoben werden. 
Ausgeschlossen sind jedoch Zölle und Ver¬ 
brauchsabgaben; die Umsatz- und Luxussteuer 
gelten für den Anwendungsbereich dieses Ver¬ 
trags nicht als Verbrauchsabgaben. 


Ugovor 

izmedju Nezavisne Drzave 
Hrvatske i Njemaökog 
Reicha o pravnoj zaStiti i pravnoj 
pomoei u poreznim stvarima 

Nezavisna Drzava Hrvatska i Njeniacki Reich 
vodjeni zeljom, da na podrucju poreza uglave 
nacela o uzajamnoj uredovnoj i pravnoj pomoei, 
odlucili su o tom sklopiti ugovor, te su u tu 
svrhu imenovali opunomocenicima: 

Poglavnik Nezavisne Drzave Hrvatske. 
ministra vanjskih poslova 

gospodina Dra. Mladena Lorkovica 

# 

procelnika odjela za drzavne prihode mini- 
starstva drzavne riznice 
gospodina Josipa Palica; 

Kancelar Njemackog Reicha: 

izvanrednog poslanika i opunomocenog mi¬ 
nistra 

gospodina Siegfrieda Kasche-a, 

ininisterijalnog ravnatelja u ministarstvu fi- 
naneija Reicha 

gospodina profesora Dra. Otona Heddinga 
i 

ininisterijalnog dirigenta u ministarstvu fi- 
naueija Reicha 

gospodina Dra. Johanesa Schwandta., 

koji su se. posto su izpitali svoje punomoci i 
pronasli ih u redu i u propisanom obliku, spora- 
zutnjeli u sliedeeim odredbama: 

Clanak 7 

Porezima u smislu ovog ugovora smatraju se 
javne dace, ukoliko se ubiru u Njemackom 
Reichu za Reich ili za obeine (obeinske saveze), 
u Protektoratu Ceska i Moravska za Protektorat 
i kotare, a u Nezavisnoj Drzavi Hrvatskoj za 
drzavu. zupe ili obeine, te na obim strauama 
prirezi i dodatei, koji sc zajedno s tim da.cama 
ubiru za racun drugih javnopravnih tiela Izu- 
zete su medjutim earine i porezi na potrosnju; 
porez na poslovni promet i porez na razkos ne 
smatraju se kod primjene ovog ugovora pore¬ 
zima na potrosnju. 
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I. Rechtsschutz in Steiiersachen 

Artikel 2 

(1) Die Angehörigen des einen vertragschlie¬ 
ßenden Teils genießen im Gebiet des anderen 
vertragschließenden Teils die gleiche steuerliche 
Behandlung, insbesondere den gleichen Schutz 
vor den Finanzbehörden. Gerichten, Finanz-und 
Verwaltungsgerichten, wie die Landesangehö¬ 
rigen. 

( 2 ) Juristische Personen einschließlich der Ge¬ 
sellschaften sowie Personenvereinigungen, An¬ 
stalten, Stiftungen und sonstige Zweckvermögen, 
die keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzen, 
aber als solche der Besteuerung unterliegen, ge¬ 
nießen, sofern sie in dem Gebiet des einen ver¬ 
tragschließenden Teils ihren Sitz haben und nacli 
dessen Gesetzen rechtlich bestehen, in dem Ge¬ 
biet des anderen vertragschließenden Teils die 
gleiche steuerliche Behandlung (Absatz 1) wie 
die entsprechenden eigenen Steuerpflichtigen 
dieses anderen vertragschließenden Teils. 

II. Rechtshilfe in Steuersachen 

Artikel 3 

Beide vertragschließenden Teile verpflichten 
sich auf der Grundlage der Gegenseitigkeit, in 
allen Steuersachen sowohl bei der Ermittlung 
und Festsetzung von Steuern und Sicherheiten 
als auch im Rechtsmittelverfahren und in der 
Beitreibung einander Amts- und Rechtshilfe zu 
leisten. 

A r t; i k e 1 4 

( 1 ) In Steuersachen erfolgt die Erledigung von 
Amts- und Rechtshilfeersuchen mit Einschluß 
der Zustellung von Schriftstücken in unmittel¬ 
barem Geschäftsverkehr der Behörden der beiden 
vertragschließenden Teile. 

( 2 ) Für unmittelbare Übermittlung von Zu- 
stellungs- und sonstigen Amts- und Rechtshilfe¬ 
ersuchen sowie für ihre Entgegennahme sind im 
Deutschen Reich die Oberfinanzpräsidenten, im 
Protektorat Böhmen und Mähren die Finanz¬ 
landesbehörden und im Unabhängigen Staat 
Kroatien die Finanzdirektionen (riznicka upra- 
viteljstva) zuständig. 

( 3 ) Ist die ersuchte Behörde örtlich unzustän¬ 
dig, so hat sie das Ersuchen an die zuständige 
Behörde von Amts wegen abzugeben und die er¬ 
suchende Behörde hiervon unverzüglich zu be¬ 
nachrichtigen. 

A r t i k e 1 5 

( 1 ) Ersuchungsschreiben sowie sonstige Schrei¬ 
ben sind in der Amtssprache des vertragschlie¬ 
ßenden Teils abzufassen, von dem die Schreiben 
ausgehen, und, wenn möglich, mit einer Über¬ 
setzung in die Sprache des anderen vertrag¬ 
schließenden Teils zu versehen. Entsprechendes 
gilt für beigefügte Schriftstücke. Bei Zustellun¬ 
gen an Angehörige des ersuchenden vertrag¬ 
schließenden Teils kann von Übersetzungen ab¬ 
gesehen werden. 


I. Pravna zastita u poreznün stvarima. 

Clanak 2 

( 1 ) Pripadnici jedne ugovorne strane uzivaju 
11 a podrueju druge ugovorne strane jednaki po- 
rezni postupak. napose istu zastitu pred financi- 
alnim oblastima, sudovima, riznickim upravitelj- 
sfviina i upravnim sudistima, kao i:pripadnici te 
zemlje. 

( 2 ) Pravne osobe ukljucivsi druztvä kao i 
druztva osobnim clanstvom, ustanove, zaklade i 
druge imovine s odredjenom svrhom, koje ne- 
ma ju vlastite pravne osobnosti, ali su kao takove 
podlozne oporezivanju, uzivaju. ukoliko imaju 
sjediste na podrueju jedne od ugovornih strana, 
a i pravno postoje po njezinim zakonima, na po¬ 
drueju druge ugovorne strane jednaki porezni 
postupak [stavka ( 1 )] kao i odnosni porezovnici 
druge ugovorne strane. 


II. Pravna pomoc u poreznim stvarima. 

Clanak 3 

Obje ugovorne strane obvezuju se na temelju 
uzajamnosti, da ce jedna drugoj pruzati ure- 
dovnu i pravnu pomoc u svim poreznim stva¬ 
rima, kako kod ustanovljivanja i odmjere po- 
reza te osiguranja, tako i kod postupka s prav- 
uim liekovima te kod utjerivanja poreza. 

Clanak 4 

( 1 ) Zamolnice za uredovnu i pravnu pomoc u 
poreznim stvarima ukljucivsi dostavu spisa 
rjesavaju se izravnim poslovnim obeenjem 
oblasti obiju ugovornih strana. 

( 2 ) Za izravno odasiljanje i primanje zamol- 
nica za dostavu ili drugu kakvu uredovnu i 
pravnu pomoc, nadlezni su u NjemackomReichu 
Oberfinanzpräsidenti, uProtektoratuCeska i Mo¬ 
ra vska zemaljske financialne oblasti, a u Neza- 
visnoj Drzavi Hrvatskoj riznicka upraviteljstva. 


( 3 ) Ako zamoljena oblast nije mjestno nad- 
lezna. ima ureda radi ustupiti zamolnicu nad- 
leznoj oblasti i o tom bezodvlacno obaviestiti 
oblast moliteljicu. 

Clanak 5 

( 1 ) Zamolnice kao i ostali dopisi imaju se sa- 
stavljati 11 a sluzbenom jeziku ugovorne strane 
moliteljice, od koje dopis potjjece, a ukoliko je 
moguce providjeti prievodom na jeziku druge 
ugovorne strane. To isto vriedi i za prilozene 
spise. Kod dostava, upucenih pripadnicima ugo¬ 
vorne strane moliteljice, moze prievod izdstati. 
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( 2 ) ln dem Ersuchungsschreiben sind die er¬ 
suchende Behörde, der Name und Beruf der Be¬ 
teiligten sowie, im Fall der Zustellung, die An¬ 
schrift des Empfängers und die Art des ziizu- 
stellenden Schriftstücks anzugeben. 

Artikel 6 

( 1 ) Für die Zustellung hat die zuständige Be¬ 
hörde des ersuchten vertragschließenden Teils 
Sorge zu tragen. Diese Behörde kann sich, ab¬ 
gesehen von den, im Absatz 2 vorgesehenen 
Fällen, darauf beschränken, die Zustellung durch 
Übergabe des Schriftstücks an den Empfänger 
zu bewirken, sofern er zur Annahme bereit ist. 

( 2 ) Auf Wunsch des ersuchenden vertrag¬ 
schließenden Teils ist das zuzustellende Schrift¬ 
stück in der durch die innere Gesetzgebung des 
ersuchten vertragschließenden Teils für die Be¬ 
wirkung gleichartiger Zustellungen vorgeschrie¬ 
benen Form zuzustellen; in diesem Fall muß 
das Schriftstück in der Sprache des ersuchten 
vertragschließenden Teils abgefaßt oder von 
einer beglaubigten Übersetzung begleitet sein, 
es sei denn, daß es sich um Zustellungen an An¬ 
gehörige des ersuchenden vertragschließenden 
Teils handelt. 

Artikel 7 

Die Zustellung wird entweder durch ein mit 
Datum versehenes und beglaubigtes Empfangs¬ 
bekenntnis des Empfängers oder durch ein 
Zeugnis der Behörde des ersuchten vertrag¬ 
schließenden Teils nachgewiesen, aus dem sich 
die Tatsache, die Form und die Zeit der Zu¬ 
stellung ergeben. 

Artikel 8 

( 1 ) Die Behörde, an die das Ersuchen gerichtet 
wird, ist verpflichtet, ihm zu entsprechen und 
dabei dieselben Zwangsmittel anzuwenden wie 
bei der Erledigung eines Ersuchens der Behörde 
des ersuchten vertragschließenden Teils. Auch 
die Formen der Erledigung richten sich nach 
den Gesetzen des ersuchten vertragschließenden 
Teils; doch ist auf Antrag der ersuchenden Be¬ 
hörde nach einer besonderen Form zu verfahren, 
sofern diese der Gesetzgebung des ersuchten 
vertragschließenden Teils nicht zuwiderläuft. 

( 2 ) Die Anwendung eines im Gebiet des er¬ 
suchten vertragschließenden Teils zulässigen 
Zwangsmittels ist ausgeschlossen, soweit der er¬ 
suchende vertragschließende Teil im Fall eines 
entsprechenden Ersuchens nicht in der Lage 
wäre, ein gleichartiges Zwangsmittel anzu- 
wenden. 

( 3 ) Die ersuchende Behörde ist auf ihr Ver¬ 
langen von der Zeit und dem Ort der auf das 
Ersuchen vorzunehmenden Handlung zu benach¬ 
richtigen, Die Beteiligten sind berechtigt, sich 
bei der Handlung nach den allgemeinen; in dem 
Gebiet des ersuchten vertragschließenden Teils 
maßgebenden Vorschriften vertreten zu lassen 
oder ihr beizuwohnen. 


( 2 ) U zamolnicama ima se navesti oblast moli- 
teljica, ime i zanimanje stranaka, a u slucaju 
dostave naslov primatelja i vrst spisa, koji se 
ima dostaviti. 


Clanak 6 

( 1 ) Za dostavu ima se brinuti nadlezna oblast 
zamoljene ugovorne strane. Izuzevsi slucajeve, 
predvidjene u stavei ( 2 ), ova se oblast inoze 
ograniciti na to, da izvrsi dostavu predajom 
spisa primatelju, ukoliko ga je on voljan primiti. 


( 2 ) Po zelji ugovorne strane moliteljice ima se 
spis, koji se ima dostaviti, priposlati u obliku, 
koji je u unutarnjem zakonodavstvu zamoljene 
ugovorne strane propisan za obavu istovrstnih 
dostava. U tom slucaju mora spis biti sastavljen 
na jeziku zamoljene ugovorne strane ili provi- 
djen ovjerovljenim prievodöm, osim ako se radi 
o dostavama za pripadnike ugovorne strane mo¬ 
liteljice. 


Clanak 7 

Dostava se dokazuje ili primateljevom ovje- 
rovljenom potvrdom pxümitka, providjenom nad- 
nevkom, ili potvrdom oblasti zamoljene ugo¬ 
vorne strane, iz koje se razabire izvrsenje, näcin 
i vrieme dostave. 


Clanak 8 

( 1 ) Üblast, kojoj je upravljena zamolnica, 
duzna joj je udovoljiti i kod toga upotriebiti 
ista prisilna sredstva, kao kod udovoljenja za- 
molnici oblasti zamoljene ugovorne strane. I na- 
cin udovoljenja ravna se prema zakonima za¬ 
moljene ugovorne strane; ipak ce se na priedlog 
oblasti, koja moli, postupati na poseban nacin, 
ukoliko on nije u protivnösti sa zakonodavstvom 
zamoljene ugovorne strane. 


( 2 ) Izkljucuje se primjena prisilnih sredstava 
dopustenih na podrueju zamoljene ugovorne 
strane, ukoliko ugovorna strana moliteljica ne bi 
bila u stanju primieniti istovrstna prisilna sred¬ 
stva u slucaju odgovarajuce zamolnice. 


( 3 ) Oblast moliteljica ima se na njezin zahtjev 
obaviestiti o vremenu i mjestu uredovanja; koje 
se na njezinu molbu ima obaviti. Ucestnici ima- 
ju pravo prema obeim propisima, koji vriede na 
podrueju zamoljene ugovorne strane, biti zastu- 
pani ili osobno prisustvovati uredovanju, koje 
se ima obaviti. 
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Artikel 9 

Für die Erledigung von Amts- und Rechts¬ 
hilfeersuchen mit Einschluß der Zustellung von 
Schriftstücken dürfen keinerlei Gebühren oder 
luslagen erhoben werden; ausgenommen sind 
vorbehaltlich anderweitiger Übereinkunft die an 
Sachverständige gezahlten Entschädigungen. 

Artikel 10 

Auf die Rechtshilfe im Beitreibungsverfahren 
finden die Bestimmungen dieses Vertrags An¬ 
wendung. soweit nicht in den Artikeln 11 bis 13 
etwas Abweichendes vereinbart ist. 

Artikel 11 

(1) Unanfechtbare Verfügungen (Entscheidun¬ 
gen. Beschlüsse. Anordnungen) in Steuersachen 
sind auf Antrag, der von der obersten Finanz¬ 
verwaltungsbehörde des einen vertragschließen¬ 
den Teils an die gleiche Behörde des anderen 
vertragschließenden Teils zu richten ist. kosten¬ 
frei anzuerkennen und zu vollstrecken. Die An¬ 
erkennung muß ausdrücklich ausgesprochen 
werden. 

( 2 ) Die im Absatz 1 bezeiclmeten Verfügungen 
werden ohne Anhörung der Parteien gemäß der 
Gesetzgebung des vertragschließenden Teils voll¬ 
streckt. in dem die Vollstreckung betrieben wird. 

( 3 ) Dem Ersuchen uni Vollstreckung ist eine 
Erklärung der zuständigen Behörde des er¬ 
suchenden vertragschließenden Teils beizufügen, 
daß die Verfügung unanfechtbar geworden ist. 
Die Zuständigkeit dieser Behörde ist durch die 
oberste Finanzverwaltungsbehörde des ersuchen¬ 
den vertragschließenden Teils zu bescheinigen. 

( 4 ) Als Grundlage der Vollstreckung können 
an Stelle der in Absatz 1 bezeiclmeten Verfü¬ 
gungen Rückstandsausweise treten. 

Artikel 12 

Auf Grund von vollstreckbaren Verfügungen, 
die noch nicht unanfechtbar geworden sind, so¬ 
wie auf Grund von Arrestanordnungen (Sicher¬ 
stellungsaufträgen) kann gegenüber Angehörigen 
des ersuchenden vertragschließenden Teils einst¬ 
weilige Sicherstellung im Weg der Beschlag¬ 
nahme verlangt werden. Der Betroffene ist be¬ 
rechtigt, die Aufhebung der Beschlagnahme durch 
Leistung einer Sicherheit herbeizuführen, deren 
Art und Höhe in dem Ersuchen bestimmt sein 
müssen. Artikel 11 findet sinngemäß Anwen¬ 
dung. 

Artikel 13 

Dem Ersuchen um »eine bestimmte Art der 
Vollstreckung oder Sicherstellung ist zu ent¬ 
sprechen, soweit diese Art der Vollstreckung 
oder Sicherstellung nach dem Recht des ersuchen¬ 
den und des ersuchten vertragschließenden Teils 
zulässig ist. Im übrigen richten sich die Art und 
Durchführung der Vollstreckung oder Sicher¬ 
stellung nach dem Rocht des ersuchten vertrag¬ 
schließenden Teils. 


'ülanak 9 

Za udovoljenje zamolnici za uredovnu i pra v- 
nu pomoc. ukljucivsi dostavu spisa, ne siniju 
>e ubirati nikakve pristojbe ili izdatei: izuzima- 
jn se. ukoliko ne postoji drugaeiji sporazum. 
odstete izplacene vjestacima. 

Ülanak 10 

Kod pravne pomoci u ovrsnom postupku 
primjenjnju se odredbe ovoga ugovora. ukoliko 
ni je drugaeije odredjeno u clancima 11-13. 

Ülanak 11 

( 1 ) Rjesenja u poreznim stvarima (odluke. 
zakljucci. nalozi) koja se ne mogu pobijati, imajn 
se 11 a priedlog. koji se upucuje od vrhovne 
financialno - upravne oblasti jedne . ugovorne 
strane jednakoj oblasti druge ugovorne strane, 
priznati i izvrsiti bez troskova. Priznanjc inora 
biti iz,ricito izreceno. 


( 2 ) Odluke, navedenc u stavei prvoj, izvrsit ce 
se bez saslusanja stranaka prema zakonskim 
propisima ugovorne strane, 11 a podrueju ko je se 
izvrsenje provodi. 

( 3 ) Zamolnici za izvrsenje treba- priloziti iz- 
javu nadlezne oblasti ugovorne strane moli- 
teljice, da se rjesenje ne moze pobijati. Nadlez- 
nost ove oblasti potvrdit ce vrhovna financialno- 
upravna oblast ugovorne strane moliteljice. 


( 4 ) Kao tcmelj za izvrsenje mogu sluziti 
mjesto rjesenja. oznacenih u stavei prvoj, izkazi 
zaostataka. 

Ülanak 12 

Na temelju izvrsivih rjesenja, koja jos nisu 
postala pravomoena, kao i na temelju naloga za 
prienos i pohranu (naloga za osiguranje) mogu 
se proti pripadnicima ugovorne strane moliteljice 
zahtjevati privremene mjere putem pljenidbe. 
Ovrsenik ima pravo traziti skidanje pljenidbe, 
ako pruzi sigurnost, koje vrst i visina mora biti 
odredjena u zamolnici. Clanak 11. primjenjivat 
ce se prema smislu. 


Ülanak 13 

Zamolnici za stanovitu vrst ovrhe ili osigu- 
ranja ima se udovoljiti, ukoliko je taj nacin 
ovrhe ili osiguranja dopusten prema pravnim 
propisima zamoljene ugovorne strane i ugovorne 
strane moliteljice. U ostalom ravna se nacin i 
provedba ovrhe ili osiguranja prema pravu za¬ 
moljene ugovorne strane. 
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Artikel 14 . Clanak 14 

l) Die Amts- und Rechtshilfe kann abgeleimt (i) Uredovna i pravna promoc moze se uz¬ 


werden, wenn der vertragschließende Teil, der 
um die Hilfeleistung ersucht ist, sie für geeignet 
hält, seine Hoheitsrechte oder seine Sicherheit 
zu gefährden. 

( 2 ) Ersuchen, auf Grund deren im Gebiet des 
ersuchten vertragschließenden Teils zulässige 
Auskünfte, Anzeigen oder Gutachten von Per¬ 
sonen, die nicht als Steuerpilichtige beteiligt 
sind, eingezogen werden sollen, können abgelchnt 
werden, soweit der ersuchende vertragschlie¬ 
ßende Teil nach seiner eigenen Gesetzgebung 
nicht in der Lage ist, entsprechende Auskünfte, 
Anzeigen oder Gutachten zu verlangen. Das 
gleiche gilt für Ersuchen, die auf Mitteilung 
tatsächlicher Verhältnisse oder rechtlicher Be¬ 
ziehungen gerichtet sind, sofern die Kenntnis 
dieser Verhältnisse oder Beziehungen nur auf 
Grund von Äuskunfts-, Anzeige-' oder Gut¬ 
achterpflichten gewonnen ist, die in dem Gebiet 
des ersuchenden vertragschließenden Teils nicht 
bestehen, sowie für Ersuchen aller Art, soweit 
ihnen nur unter Verletzung eines Geschäfts-, 
Betriebs- oder Gewerbegeheimnisses genügt wer¬ 
den könnte. 

Artikel 15 

( 1 ) Wird dem Ersuchen ganz oder teilweise 
entsprochen, so ist die ersuchende Behörde über 
die Art der Erledigung unverzüglich zu unter¬ 
richten: 

( 2 ) Soweit dem Ersuchen nicht entsprochen 
wird, ist die ersuchende Behörde hiervon unter 
Angabe der Gründe und der sonst bekannt" 
gewordenen Umstände, die für die Weiterfüh¬ 
rung der Sache von Bedeutung sind, unverzüg¬ 
lich zu benachrichtigen. 

Artikel 16 

Auf die Anfragen, Auskünfte, Anzeigen und 
Gutachten sowie auf sonstige Mitteilungen, die 
im Weg der Amts- und Rechtshilfe einem ver¬ 
tragschließenden Teil zugehen, finden die ge¬ 
setzlichen Vorschriften dieses vertragschließen¬ 
den Teils über die Amtsverschwiegenheit und 
Geheimhaltung Anwendung. 

III. Beglaubigung von Urkunden 

Artikel 17 

(x) Die von Finanzgerichten des einen vei-- 
tragschließenden Teils aufgenommenen, ausge¬ 
stellten oder beglaubigten Urkunden bedürfen, 
wenn sie mit dem Siegel oder Stempel des Ge¬ 
richts versehen sind, zum Gebrauch im Gebiet 
des anderen vertragschließenden Teils in Steuer¬ 
sachen keiner Beglaubigung oder Legalisation. 

( 2 ) Zu den bezeichneten Urkunden gehören 
auch die von dem Gerichtsschreiber oder von 
einer sonst zuständigen Person unterschriebe¬ 
nen Urkunden, sofern diese Unterschrift nach 
den Gesetzen des vertragschließenden Teils 
genügt, dem das Gericht angehört. 


kratiti, kad zamoljena ugovorna strana drzi, da 
bi time mogla biti ugrozena njezina vrhovnicka 
prava ili njezina sigurnost. 

( 2 ) Zamolnice, na temelju kojih se na podrueju 
zamoljene ugovorne strane od osoba, koje nisu 
zanimane kao porezovnici, traze dopustene oba- 
viesti, podatei ili struena mnienja, mogu se od- 
kloniti, ukoliko se ugovorna strana moliteljice 
prema vlastitom zakonodavstvu ne nalazi u 
polozaju, da moze traziti jednake obaviesti, po- 
datke ili struena mnienja. Isto vriedi i za zamol¬ 
nice, kojima se traze obaviesti o cinjenicama ili 
pravnim odnosima, ako se te cinjenice ili odnosi 
mogu doznati samo na temelju duzuosti davanja 
obaviesti, prijava ili struenih mnienja, koja ne 
postoje na podrueju ugovorne strane moliteljice, 
kao i za zamolnice bilo koje vrsti, ukoliko bi im 
se moglo udovoljiti samo povredom poslovne, 
tvornicke ili obrtne tajne. 


Clanak 15 

( 1 ) Kad se zainolnici udovolji, bilo u cieiosti, 
bilo djelomicno, mora se oblast, koja moli. neod- 
godivo obaviestiti o nacinu rjesenja. 

( 2 ) Ne udovolji li se zamolnici ima se oblast 
moliteljice 0 tom neodgodivo obaviestiti uz navod 
razloga i ostalih ustanovljenih okolnosti, koje 
su za daljnji tok stvari od znacenja. 


Clanak 76' 

Kod upita, obaviesti, podataka i struenih 
mnienja, kao i kod ostalih priobeenja, koja se 
putem uredovne i pravne pomoci salju kojoj od 
ugovornih strana, primjenjuju se zakonski pro- 
pisi te ugovorne strane u pogledu sluzbene tajne 
i cu van ja tajnosti. 


III. Ovjerovljenje izprava 

Clanak 77 

( 1 ) Izprave sastavljene, izdane ili ovjerovljene 
od financialnih sudova jedne od ugovornih 
strana u svrhu upotrebe u poreznim stvarima na 
podrueju druge ugovorne strane, nije potrebno 
potvrditi ili ovjeroviti, ako su providjene peca- 
tom ili zigom oblasti. 

( 2 ) Medju uavedene izprave spadaju i takve 
izprave, koje su podpisane od cinovnika sudbene 
pisarnice ili koje druge nadlezne osobe, ako 
takav podpis vriedi prema zakonskim propisima 
ugovorne strane, kojoj pripada sud. 
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Artikel 18 

Urkunden, die von der obersten oder einer 
höheren Finanz Verwaltungsbehörde des einen 
der beiden vertragschließenden Teile aufgenom- 
inen, ausgestellt oder beglaubigt und mit dem 
Siegel oder Stempel der Behörde versehen sind, 
bedürfen zum Gebrauch im Gebiet des anderen 
vertragschließenden Teils in Steuersachen kei¬ 
ner Beglaubigung oder Legalisation. 

IV. Schlußbestimmungen 

Artikel 19 

Die obersten Finanzverwaltungsbehörden der 
beiden vertragschließenden Teile können un¬ 
mittelbare Vereinbarungen zur Durchführung 
dieses Vertrags treffen. Sie können insbeson¬ 
dere Bestimmungen über die Rückstandsaus- 
weise und über die Behandlung von Geldlei¬ 
stungen anderer Art auf steuerlichem Gebiet 
sowie über die Umrechnung und die Abführung 
der beizutreibenden Beträge vereinbaren. 

Artikel 20 

Dieser Vertrag soll ratifiziert werden. Die 
Ratifikationsurkunden sollen baldmöglichst in 
Berlin ausgetauscht werden. Der Vertrag 
tritt mit dein Austausch der Ratifikations¬ 
urkunden in Kraft und soll so lange in Geltung 
bleiben, als er nicht von einem der vertrag¬ 
schließenden Teile spätestens drei Monate vor 
Ablauf eines Kalenderjahrs gekündigt wird. Im 
Fall rechtzeitiger Kündigung verliert der Ver¬ 
trag mit dem Ablauf dieses Kalenderjahrs die 
Wirksamkeit. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtig¬ 
ten diesen Vertrag unterfertigt und mit Siegeln 
versehen. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deut¬ 
scher und kroatischer Sprache in Agram am 
19. Dezember 1942. 

Dr. M. Lorkovic 
Palic 

S. Kasche 

Hedding 

Schwandt 


Clanale 18 

Izprave. koje su sastavljene, izdane ili ovje- 
rovljene od strane vrhovne ili koje vise finan- 
cialne oblasti jedne od ugovornili strana i pro- 
vidjene pecatom ili zigom iste oblasti, nije po- 
trebno potvrditi ili ovjeroviti u svrhu upotrebe 
u poreznim stvarima na podrueju druge ugo- 
vorne strane. 


IV. Zakljucne odredbe 

Clanuk 19 

Vrhovne fiuancialno-upravne oblasti obili ugo- 
vornih strana mogu sklapati izravne sporazume 
za provedbu ovog ugovora. Napose se mogu 
sporazumjeti o izkazima zaostataka i o postupku 
s noveanim izplatama bilo koje vrsti na porez- 
nom podrueju kao i o prcracunavanju i odpremi 
iznosa, koji sc imaju ubrati. 


Clanak 20 

Uvaj se ugovor ima ratificiiati. Ratifika- 
cione izprave treba da se sto prije izmiene u 
Berlinu. Ugovor zadobiva pravnu moc izmjenom 
ratifikacionih izprava, te ce vriediti tako dugo, 
dok ga jedna od ugovornili strana ne odkaze. 
Odkaz ima usliediti najkasnije tri mjeseca prije 
izteka kalendarske godine. U slucaju pravo- 
dobnog odkaza gubi ugovor pravnu moc prestan- 
kom tc kalendarske godine. 


U potvrdu toga podpisali su opunomocenici 
ovaj ugovor i providjeli ga pecatima. 


Izradjeno u dvostrukom izvorniku na hrvat- 
skom i uiemackom ieziku u Zagreim, dne 19. oro- 
sinca 1942. 

S. Kasche 

Hedding 

Schwandt 

Dr. M. Lorkovic 

Palic 
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Schlußprotokoll Zakljucni protokol 


Bei der Unterzeichnung des heute zwischen 
dem Deutschen Reich und dem Unabhängigen 
Staat Kroatien abgeschlossenen Vertrags über 
Rechtsschutz und Rechtshilfe in Stenersachen 
haben die Unterzeichneten Bevollmächtigten fol¬ 
gende übereinstimmende Erklärungen abgegeben, 
die einen wesentlichen Teil des Vertrags selbst 
bilden: 

1. Die Bestimmungen des Artikels 2 Absätze 1 
und 2 sind dahin auszulegen, daß die dort 
genannten Steuerpflichtigen steuerlich nicht 
nur formell, sondern auch materiell gleich 
behandelt werden. 

2. Auf dem Gebiet der Beitreibung gilt die 
Gegenseitigkeit als gegeben. Im übrigen 
gilt die eine Voraussetzung für die Erledi¬ 
gung der Amts- und Rechtshilfeersuchen 
bildende Gegenseitigkeit als vorliegend, 
wenn dem einzelnen Amts- und Rechts¬ 
hilfeersuchen eine Erklärung der für die 
Übermittlung des Ersuchens zuständigen 
Behörde beigefügt ist, die amtlich fest¬ 
stellt, daß einem entsprechenden Ersuchen 
nach dem Recht des ersuchenden vertrag¬ 
schließenden Teils genügt werden wird. 

3. Vorbehaltlich abweichender Vereinbarun¬ 
gen sind die bei der Durchführung des Ver¬ 
trags anzufertigenden Übersetzungen zu be¬ 
glaubigen, und zwar durch die ersuchende 
oder die für die Übermittlung des Ersuchens 
zuständige Behörde oder durch einen ver¬ 
eidigten oder öffentlich bestellten Dol¬ 
metscher des ersuchenden oder des ersuch¬ 
ten vertragschließenden Teils. 

4. Die Übersendung von Akten kann grund¬ 
sätzlich nicht gefordert werden. Ausnah¬ 
men bedürfen des Einvernehmens der bei¬ 
den obersten Finanzverwaltungsbehörden; 
das Ersuchen um Übermittlung von Akten 
soll indessen nur gestellt werden, wenn es 
erhebliche Interessen des ersuchenden ver¬ 
tragschließenden Teils erheischen. Unbe¬ 
rührt bleibt die Befugnis jedes vertrag¬ 
schließenden Teils, seinen Ersuchen eigene 
Akten beizugeben, die der Durchführung 
der Ersuchen dienen sollen. 

5. Steht fest, daß die Vollstreckung keinen 
Erfolg haben wird, so ward das Ersuchen 
unter Beifügung einer Bescheinigung hier¬ 
über an die ersuchende Behörde zurück¬ 
geleitet. 

6. Die beizutreibenden Steuerforderungen 
gelten in dem ersuchten vertragschließen¬ 
den Teil nicht als bevorrechtigt. 

7. Ersuchen um Vollstreckung sollen nur 
gestellt werden, soweit ausreichende Voll¬ 
streckungsmöglichkeiten im ersuchenden 
vertragschließenden Teil nicht bestehen. 


Prigodom podpisivanja danas sklopljenog 
ugovora izmedju Nezavisne Drzave Hrvatske i 
Njemackog Reicha o pravnoj zastiti i pravnoj 
pomoci u poreznim stvarima, podpisani opuno- 
mocenici dali su sliedece suglasne izjave. koje 
saeinjavaju bitni dio samog ugovora: 


1. Odredbe clanka 2. stavka 1. i 2. imaju se 
tumaciti tako, da se s tamo spomenutim 
porezovnicima ima jednako postupati ne 
sarno u formalnom nego i u materialnom 
pogledu. 

2. Sto se tice utjerivanja, vriedi uzajamnost. 
U ostalom smatra se, da uzajamnost, koja 
sacinjava preduslov za rjesavanje zamol- 
nica za uredovnu i pravnu pomoc, pred- 
lezi onda, ako svakoj pojedinoj molbi za 
uredovnu i pravnu pomoc prilezi ocito- 
vanje za predaju zamolnice nadlezne ob- 
lasti, kojim se sluzbeno potvrdjuje, da bi 
se isto takvoj zamolnici udovoljilo po 
zakonu ngovorne strane moliteljice. 


3. Ukoliko ne postoje drugaeija utanaeenja, 
imaju se prievodi, koji se izradjuju kod 
provodjenja ugovora, ovjerovljivati, i to 
po oblasti moliteljice ili po oblasti nad- 
leznoj za predaju zamolnice, ili po zapri- 
segnutom odnosno javno postavljenom 
tumacu molece ili zamoljene ngovorne 
strane. 

4. Ustupanje spisa nacelno se ne moze zah- 
tjevati. Za iznimke potreban je sporazum 
obihvrhovnih financialno-upravnih oblasti. 
Zamolbe za ustupanje spisa mogu se me- 
djutim podnositi samo onda, ako to iz- 
iskuju posebni probitei ugovorne strane 
moliteljice. Pravo jedne i druge ugovorne 
strane, da svojim zamolnicama prilaze 
vlastite spise, koji mogu posluziti izvrsenju 
zamolbi. ostaje netaknuto. 


5. Ako se utvrdi, da ce izvrsenje ostati bez 
uspjeha, molba ce se s potvrdom o tom 
vratiti oblasti, koja moli. 


6. Porezna potrazivanja, koja se imaju utje- 
rati, ne ce uzivati prvenstvo kod umoljene 
ugovorne strane. 

7. Zamolnice radi ovrhe imaju se upucivati 
samo onda, ako kod ugovorne strane moli¬ 
teljice neina za provedbu ovrhe dovoljno 
moguenosti. 
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8. Die beiden vertragschließenden Teile wer¬ 
den die in Artikel 18 bezeichnet«! Behör¬ 
den in einem Verzeichnis bekanntgeben, 
das im beiderseitigen Einverständnis jeder¬ 
zeit auf dem Verwaltungsweg geändert 
oder ergänzt werden kann. 

9. Die Amts- und Rechtshilfe, die in diesem 
Vertrag vereinbart ist, soll auch für Steuer¬ 
fälle und im Hinblick auf Tatsachen ge¬ 
währt werden, die sich auf die Zeit vom 
1. Januar 1942 an beziehen. 

10. Zweifel oder Schwierigkeiten bei der Aus¬ 
legung und Anwendung dieses Vertrags 
werden im Einvernehmen zwischen den 
obersten Finanzverwaltungsbehörden der 
beiden vertragschließenden Teile geklärt 
werden. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtig¬ 
ten dieses Schlußprotokoll unterzeichnet. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deut¬ 
scher und kroatischer Sprache in Agram am 
19. Dezember 1942. 

S. Kasche 
Hedding 
Sch wandt 
Dr. M. Lorkovic 
Palic 
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8. Ob je ugovorne s träne priobeit cc popis 
oblasti. oznacenih u clanku 18,. koji se 
moze u svako doba obostranim sporazu- 
mom upravnim pufem mienjati ili nado- 
punjivati. 

9. Uredovna i pravna pornoc, utanaceua ovitii 
ugovorom, ima se pruzati i za porezm; 
stvari i cinjenice, koje se odnose na vrieme 
od 1. sieenja 1942. dalje. 

10. Dvojbe ili potezkoce, koje bi mogle na- 
stati kod tumacenja ili primjeujivanja ovo- 
ga ugovora. objasuit ce se putem spora- 
zurna izmedju vrhovnih finaucialno-uprav- 
nih oblasti obih ugovornih strana. 


U potvrdu toga podpisali su opunomocenict 
ovaj zakljucni protokol. 

Izradjeno u dvostrukom izvorniku na hrvat- 
skom i njemackom jeziku u Zagrebu. dne 19. pro 
sinca 1942. 

S. Kasche 

Hedding 

Schwandt 

Dr. M. Lorkovic 

Palic 


Bekanntmachung über den Beitritt Ungarns 

zum Abkommen über Einsetzung einer däniseh-deutsch-fininsch-schwediseheu Kommission zur 
gemeinsamen Behandlung der Holzbedarfsdeckung in den Ländern des Nordsee- und Ostseeraumes. 

Vom 21. Februar 1914. 


Die Königlich Ungarische Regierung ist dein am 23. Januar 1942 in Berlin Unterzeichneten Ab¬ 
kommen über Einsetzung einer dänisch-deutsch-finnisch-schwedischen Kommission zur gemein¬ 
samen Behandlung der Holzbedarfsdeckung in den Ländern des Nordsee- und Ostseeraumes (Reich <- 
gesetzbl. II S. 220) beigetreten. Der Beitritt ist nach Artikel IV Abs. 2 des Abkommens der Deut ¬ 
schen Regierung auf diplomatischem Wege mitgeteilt worden. 

Die Niederlegung der ungarischen Beitrittsurkunde hei der Deutschen Regierung hat am 7. Fe¬ 
bruar 1944 stattgefunden. Das Abkommen ist hiernach am 7. Februar 1944 für das Königreich 
Ungarn wirksam geworden. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 12. Juli 1943 fReichs- 
gesetzbl. TI S. 360). 

Berlin, den. 21. Februar 1944. 

Der R e i ch s m iniste r d es A us wä v t ig e n 

In Vertretung 

Dr. Baron S t e e n g r a c h t 
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Fünfundfünfzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

Vom 3. März 1944. 

Auf Grund des § 2 Abs. ( 5 ) der Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 8. September 1938 (Reichsgesetzbl. II 
S. 663) wird die Anlage C dieser Ordnung mit Wirkung vom 1. April 1944 wie folgt geändert: 

In Randnummer 21, Ziffer 10, wird unter 

»1. Gelatinöse Ammonsalpetersprengstöffe 

A. Gesteins- und Kohlensprengstoffe« 

der Eingang des zweiten, mit den Worten »Kohlen — Heinit. Kohlen — Vandalit, sämtlich auch« be¬ 
ginnenden Absatzes gefaßt: 

»Kohlen — Durit, Kohlen —- Heinit, sämtlich auch«. usw. wie bisher. 

In Randnumnier 61 wird unter Ziffer 11 nach dem Buchst, e) als neuer Buchst, f) eingefügt: 

>>f) Gepreßte Leuchtsätze, d. h. in Papp- oder Metallhülsen eingepreßte Leuchtsätze, auch mit unbedeckter 
Schwarzpulver-Anfeuerung.« 

Der bisherige Unterabsatz »f)« wird mit .vg)« bezeichnet. Der Eingang am Schluß dieser Ziffer wird gefaßt : 

.»Zu a), b), c), e), f) und g): Der in den unter a), b), c), e), f) und g) aufgeführten Gegenständen«. 

usw. wie bisher. 

In Randnummer 66 wird am Schluß des Abs. ( 1 ) das weitere Fußnotenzeichen ff) angebracht und dazu 
als Fußnote gesetzt: 

»•[--[-) Bis auf Widerruf, längstens für die Dauer des Krieges, dürfen beim Versand als Wagenladung Gegenstände der 
Rn. 61, Ziffer 4a), auch zu je 15 Stück in Schachteln ans Pappe und 20 dieser Schachteln in starke Behälter ans 
Pappe (sog. Packhülsen) verpackt sein.« 

ln Randnumnier 73 wird in Abs. (l) nach dem mit e) beginnenden Unterabsatz als neuer Unterabsatz f) 
eingefügt: 

cf) Ziffer 11 f): kleinere Gegenstände bis zu höchstens 60 g je Stück (sog. Sterne) in Pappschachteln 
mit einem Inhalt von höchstens 1,5 kg: größere Gegenstände sind einzeln in Ölpapier einzuwickeln. 
Die Pappschachteln oder Gegenstände sind einzeln oder zu mehreren in eine hölzerne Kiste von 
mindestens 18 mm Wandstärke einzusetzen, die mit Ölpapier dicht auszulegen ist.« 
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Der bisherige mit »f). beginnende Unterabsatz wird mit »g)« bezeichnet und im Eingang wie lolgfc gefal.it: 

-g) Ziffer 11g): in hölzerne Behälter, auch mit Blechauskleidung, oder.... usw. wie bisher. 

Ini Abs. (3) daselbst wird der erste Unterabsatz wie folgt gefaßt : 

■Ein Versandstück mit Gegenständen der Ziffern 11a), 11b), 11c) oder 11 f) darf nicht schwerer sein 
als 100 kg. ein Versandstück mit Gegenständen der Ziffer 11g) nicht schwerer als 120 kg.» 

ln Kandnuminer 79 wird zweimal die .Angabe »11a) bis.d) und llf)» ersetzt durch die Angabe: *11«) 
bis d). llf) und 11g)». 

ln Kandnunimer 80 wird im Abs. (3) die Angabe -11a) bis d) und llf)» ersetzt durch die Angabe: 41a) 
bis d). llf) und 11g)». 

In Randnuuinter 108 wir unter a) vor dem letzten (mit den Worten -Jedes Versandstück mit Gegen¬ 
ständen der Ziffern ba) bis <•)» beginnenden) Absatz folgender Absatz eingeschaltet: 

-An Stelle der für die Gegenstände der Ziffern 6a) bis d) vorgeschriebenen hölzernen Kisten dürfen 
auch Kästen aus Hartpappe mit Außenwulstbiegung und Stülpdeckel verwendet werden. Die Pappe 
muß aus mehreren Lagen zusammengeklebt und wasserdicht imprägniert sein; sie muß ferner mindestens 
. eine Dicke von 2.« mm und ein Gewicht von 1 700 g je Quadratmeter haben. Die Pappkästen müssen 
durch Drahtheftung derart verschlossen werden, daß der übergestülpte Deckel an den vier Ecken mit 
je 4 Metallklammern von mindestens 0,5 mm Stärke, deren Schenkel mindestens 12 mm lang und 
l.r. mm breit sein müssen, mit den Seitenklappen des Bodenteils verbunden wird.« 

Berlin, den 4. März 1044. 

Der R e i c h .s v e r k e h r s m i n i s t e r 

Im Aul trag 
Dr. Rau 


Erste Verordnung zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Errichtung der Körperschaft des öffentlichen Rechts Pommorschc Landcsbahnen«. 

Vom 29. März 1944, 


Auf Grund des § 10 des Gesetzes über die Er¬ 
richtung der Körperschaft des öffentlichen Rechts 
»Pommersche Landesbahncn" vom 10. Juni 1940 
: (Reichsgesetzbl. II 8. 105) wird verordnet: 

§4 

Die Bestimmungen des § 2 des Gesetzes über 
die Errichtung der Körperschaft des öffentlichen 
Rechts •> Pommersehe Landesbahnein; vomlü. Juni 
1940 werden dahin ergänzt, daß auch das Sou- 

Berlin. den 29. März 1944. 


dervermög'cn der dem Landkreise Deutsch Krone 
gehörenden Kleinbahn Kreuz Schloppe- Deutsch 
Krone mit allen mit dem 1 nfernehmen verbun¬ 
denen Rechten,- auch soweit sie durch Rechts¬ 
geschäfte nicht übertragen werden können, und 
mit den Schulden auf die genannte Körperschaft 
übergeht. 

■ ^ §2 
Diese Verordnung tritt rückwirkend am 1. Ja¬ 
nuar 1942 in Kraft. 


Der K eichsve rkehrs minist er 
I>o r p nt ii Iler 


Ihm Reichs minister des Inner n 
In Vertretung 
Dr. Stuckari 
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Bekanntmachung 

über ein Zusatzabkommen zum deutsch-kroatischen Abkommen über den kleinen Grenzverkehr 

Vom 23. Februar 1944 

Am IN. Februar 1944 ist auf Grund von Artikel 19 des Abkommens zwischen dem Deutschen 
Reich und dein Unabhängigen Staat Kroatien über den kleinen Grenzverkehr vom 13. Mai 1942 
(Reicksgesetzbl. 1943 II S. 189) ein Zusatzabkommen unterzeichnet worden. 

Das Zusatzabkommen tritt nach Artikel 2 Absatz 1 am 1. März 1944 in Kraft: es wird nach¬ 
stehend veröffentlicht. 

Berlin. 23. Februar 1944 


Der Reichs m i n i s t e r d e r F i n a tt /. e n 

Ini Auftrag 
Wh e her 


* * 
* 


Zusatzabkommen 

zum deutsch-kroatischen Abkommen 
über den kleinen Grenzverkehr 
vom 13. Mai 1942 

Auf Grund von Artikel 19 des Abkommens 
zwischen dem Deutschen Reich und dem Unab¬ 
hängigen Staat Kroatien über den kleinen Grenz¬ 
verkehr vom 13. Mai 1942 wird vereinbart: 

Artikel 1 

(t j Die Glasfabrik in Heiligen kreuz darf aus 
dein kroatischen Grenzbezirk die zur Auf rech t- 
erhaltuug ihres Betriebes erforderliche, von de: 
Kohlengrube Hum geförderte Kohle frei von 
Zöllen und sonstigen Hingangs- oder Ausgangs¬ 
abgaben einschließlich der Gebühren sowie frei 
von wirtschaftlichen Ein- und Ausfuhrverboten 
über das deutsche Zollamt Rohitsch einfiihren. 

( 2 ) DieEinfuhr darf zu den üblichen Verkehrs¬ 
zeiten auch über die Kiementbrücke erfolgen 
(Hinweis auf Artikel 12 des deutsch-kroatischen 
.Abkommens über den kleinen Grenzverkehr vom 
13. Mai 1942). 


( 1 ) Diese Vereinbarung tritt mit-Wirkung vom 
1. März 1944 in Kraft. 


Dodatni sporazum 

k njemaöko-hrvatskom sporazumu 
0 malom granicnom prometu 
od 13. svibnja 1942 

Na teniel ju elanka 19 Sporazuma izmedu 
N jcmackog Reicha i Nezavi.sne Drzave Hrvatske 
o malom granicnom prometu od 1.3. svibnja 1942. 
utanäcu je se: 

< 'taiial' / 

( 1 ) Fvomiert stakla 11 Sv. Krizu smije iz 
hrvatskog granienog pojasa za obdrzavan-je po- 
gona potrebni ugljen. koji se vadi iz rudnika 
Hum. uvoziti preko n jemacke carinarnice Ro¬ 
hitsch slobodno od carine i ostalih uvoznih ili 
izvoznih daca 11 kl jucivsi i pristojbe kao i slo¬ 
bodno od gospqdai'skih uvoznih i izvoznih- za- 
brana. 

( 2 ) llvoz se smije vrsiti u vrieme tiobieajeno 
za proinet i preko mosta Klement (savezno s 
elankom 12 njemacko-hrvatskog sporazuma o 
malom granicnom prometu od 13. svibnja 1942). 

Cktrtak 2 

( 1 ) Ovaj sporazum stupa na snagu i vriedi od 
1. ozn jkn 1944. 


Artikel 2 


84 


Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil II 


( 2 ) Die Vereinbarung bleibt so lange in Gel¬ 
tung, als die im Artikel 3 Absatz 2 des deutsch- 
kroatischen Abkommens über den kleinen Grenz¬ 
verkehr vom 13. Mai 1942 enthaltenen Vergün¬ 
stigungen gewährt werden. 

Unterzeichnet in Agram in deutscher und in 
kroatischer Sprache in je zwei Urschriften am 
18. Februar 1944. 


( 2 ) Ovaj sporazuni ostaje tako dugo u kre- 
posti, dok budu vriedile pogodnosti dane clan- 
kom 3 stavka 2 njemacko-hrvatskog sporazuma 
o malom pogranicnom prometu od 13. svibnja 
1942. 

Podpisano u Zagrebu na njeinackoni i hrvats- 
ltom ieziku u dva izvornika da na 18. veliace 
1944. 


F ii r d e 11 
Reichsminister 
der Finanzen 

Zweck 


Für den 

Finanzminister 
des Unabhängigen 
Staates Kroatien 

Ing. Kordic 


Za ministra 
ßnancije Reich» 

Zweck 


Za ministra drzavne 
riznice Nezavisne 
Dt •zave Hrvatske 

Ing. Kordic 
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Gesetz über die Haushaltsführung im Reich im Rechnungsjahr 1944 

Vom 31. März 1944 


Die Reichsregierung' hat das folgende Gesetz 
beschlossen, das hierdurch verkündet wird: 

§1 

Bis zur Fertigstellung des Reichshaushalts- 
plans für das Rechnungsjahr 1944 dürfen die zur 
Aufrechterhaltung der Reichsverwaltung oder zur 
Erfüllung der Aufgaben und der rechtlichen Ver¬ 
pflichtungen des Reichs notwendigen Ausgaben 
geleistet werden. Für die Art der Verwendung 
der Mittel und die Höhe der Ausgaben gelten die 
folgenden Vorschriften: 

a) Soweit Entwürfe von Einzelplänen von dem 
Reichsminister der Finanzen festgestellt 
sind oder werden, gelten diese Entwürfe 
als gesetzlich festgestellt. 

b) Soweit Einzelpläne bis zumBeginn des Rei i- 
nungsjahrs noch nicht festgestellt sind, dür¬ 
fen die zur Aufrechterhaltung der Reichs¬ 
verwaltung oder zur Erfüllung der Auf¬ 
gaben und der rechtlichen Verpflichtungen 
des Reichs notwendigen Ausgaben im Rah¬ 
men der zugewiesenen Betriebsmittel ge¬ 
leistet werden. 

§2 

Im Rechnungsjahr 1944 sind nicht anzuwenden: 

a) §§ 12 und 75 der Reichshaushaltsordnung, 

b) § 205d der Reichsvcrsicherungsordnung. 

§ 3 

Die im § 30 a der Reichshaushaltsordnung fest¬ 
gelegten Beträge werden von 30 000 Reichsmark 
auf 60 000 Reichsmark und von 10 000 Reichs¬ 
mark auf 20 000 Reichsmark erhöht. 

§ 

(l) Der Reichsininister der Finanzen kann bei 
sachlichem Bedürfnis auf Antrag des zuständigen 


Reichsministers für planmäßige Stellen, deren 
Inhaber an einem von dem Reichsminister der 
Finanzen zu bestimmenden Zeitpunkt mindestens 
sechs Monate im Reichsgebiet außerhalb des Ge¬ 
schäftsbereichs ihres Ministeriums oder zurDienst- 
leistung in die besetzten Gebiete abgeordnet oder 
zur Nationalsozialistischen Deutschen Arbeiter¬ 
partei beurlaubt sind, zusätzliche zweite Plan¬ 
stellen mit dem Vermerk «künftig wegfallend« 
ausbringen. Das gleiche gilt für den Fall, daß 
Beamte aus dem Geschäftsbereich des Reichs¬ 
ministeriums des Innern, die einer höheren Be¬ 
soldungsgruppe angehören als Landräte, inLand- 
fatstellen beschäftigt werden sollen. Beamte der 
zivilen Verwaltungen, die durch die Wehrersatz¬ 
dienststellen als Militärverwaltungsbeamte beor¬ 
dert werden, gelten nicht als abgeordnet. 

( 2 ) Wenn die Abordnung oder Beurlaubung auf¬ 
hört, ist der Inhaber der Zusatzplanstelle inner¬ 
halb von sechs Monaten in eine andere planmäßige 
Stelle einzuweisen. Ist seine Einweisung inner¬ 
halb von sechs Monaten nicht möglich, so ist er 
in die erste später frei werdende Stelle derselben 
Besoldungsgruppe einzuweisen. 

§5 

( 1 ) Der Reichsininister der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, Planstellen von Beamten von dem Haus¬ 
halt eines Landes auf den des Reichs oder eines 
anderen Landes oder vom Haushalt des Reichs 
auf den Haushalt eines Landes zu übertragen. 

( 2 ) Werden die Stelleninhaber gleichzeitig mit 
der Stelleltübertragung zu dem betreffenden 
Dienstherrn versetzt, so führen sie bis zum Ende 
des Rechnungsjahrs oder bis zu einer anderen ge¬ 
setzlichen Regelung-ihre bisherigen Amtsbezeich¬ 
nungen weite!. Sie erhalten bis dahin Dienst- 
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beziigc nach dem bisher für sie geltenden Besol- 
dungs recht. 

§6 

Die Reichsminister, der Chef des Oberkomman¬ 
dos der Wehrmacht und die Oberbefehlshaber der 
Wehrmachtteile werden ermächtigt, mit Zustim¬ 
mung des Reichsministers der Finanzen die nach 
§ 45a der Reichshaushaltsordnung ihnen und den 
geschäftsordnungsgemäß zu ihrer ständigen Ver¬ 
tretung befugten Beamten (Offizieren) zustehende 
Ermächtigung innerhalb der Obersten Reichs¬ 
behörden nach sachlichem Bedürfnis widerruf¬ 
lich auf andere leitende Beamte (Offiziere) zu 
übertragen. 

§ 7 

(1) Die dem Reichsminister der Finanzen früher 
erteilten Garantieermächtigungen bleiben für das 
Rechnungsjahr 1944 in Kraft. 

( 2 ) Der Reichsminister der Finanzen wird er¬ 
mächtigt, außerdem Garantien zu übernehmen: 

a) zur Förderung des deutschenAußenhandels, 

b) zur Förderung von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen auf dem Gebiete der Landes¬ 
kultur bis zum Höchstbetrag von 50 Mil¬ 
lionen Reichsmark, 

c) zur Erfüllung der Verpflichtungen des 
Reichs auf Grund des § 4 des Gesetzes 
über die Deutsche Landesrentenbank vom 
7. Dezember 1939 (Reichsgesetzbl. 1S. 2405) 
aus der Ausgabe der Inhaberschuldver¬ 
schreibungen bis zum Höchstbetrag von 
550 Millionen Reichsmark. 

( 3 ) Der Höchstbetrag, den die neuen Bürg¬ 
schaftsverpflichtungen auf Grund des § 1 des 
Gesetzes zur Förderung der landwirtschaftlichen 
Siedlung vom 31. März 1931 (Reichsgesetzbl. I 
S. 122) nicht überschreiten dürfen, wird für das 
Rechnungsjahr 1944 auf IV Millionen Reichs¬ 
mark festgestellt. 

Führer-Hauptquartier, 31. März 1944 


( 4 ) Laufet eine vom Reich garantierte Forde¬ 
rung über eine ausländische Währung, so wird 
für die Anrechnung der Garantieverpflichtung 
auf die Ermächtigungssumme ihr Reichsmark¬ 
betrag nach den Mittelkursen errechnet, die in 
der letzten vor der Garantieerklärung ausgege¬ 
benen Steuerkursbeilage des Deutschen Reichs¬ 
anzeigers und Preußischen Staatsanzeigers für 
Auszahlungen veröffentlicht sind. Das gilt auch, 
sofern auf Grund früherer Ermächtigungen For¬ 
derungen über ausländische Währungen garan¬ 
tiert sind. 

§8 

Der Reichsminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, Gebietskörperschaften in den seit dem 13. 
März 1938 eingegliederten Gebieten abweichend 
von §47 Absatz 1 der Reichshaushaltsordnung 
Vermögenswerte des Reichs zu übereignen, so¬ 
weit die Gebietskörperschaften der Vermögens¬ 
werte zur Erfüllung der ihnen obliegenden Auf¬ 
gaben bedürfen. 

§9 

Der Reichsminister der Finanzen wird ermäch¬ 
tigt, auf Forderungen gegen landwirtschaftliche 
Siedler, die auf Grund des Gesetzes über die Neu¬ 
bildung deutschen Bauerntums vom 14. Juli 1933 
(Reichsgesetzbl. I S. 517) und des Reichssied¬ 
lungsgesetzes voml 1. Augustl 919(Reichsgesetzbl. 
S. 1429) angesetzt worden sind, zu verzichten, 
soweit diese Forderungen den Kapitalbetrag der 
tragbaren Rente übersteigen. Er kann bei den 
genannten Siedlern auch auf Rückstände von 
Zins- und Tilgungsbeträgen aus der Zeit vor dem 
1. Januar 1936 verzichten. 

§10 

Für die Durchführung des Reichshaushalts¬ 
plans und für die Aufstellung der Reichshaus¬ 
haltsrechnung gelten im übrigen die in der An¬ 
lage zusammengestellten Durchführungsbestim¬ 
mungen. 


Der Führer 

Adolf Hitler 

Der Vorsitzende 

des Ministerrats für die Reichs Verteidigung 

G ö r i n g & 

Reichsmarschall 

Der Reichsminister der Finanzen 
Graf Sch w erin von Krosigk 

Der Reichsminister und Chef der Reichskanzlei 

Dr. L a m m e r s 
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Nr. 6 — Tag der Ausgabe: 4. April 1944 


Anlage 

zum Gesetz über die Haushaltsführung im Reich 
im Rechnungsjahr 1944 

(Zu § 10 des Gesetzes) 


Durchführungsbestimmungen 


1. Die in den Einzelplänen veranschlagten Mit¬ 
tel für Besoldungen der nichtplanmäßigen Be¬ 
amten und die Mittel für Bezüge der Angestell¬ 
ten und Arbeiter sind innerhalb desselben Haus¬ 
haltskapitels gegenseitig deckungsfähig. 

2. Erhalten Beamte über ihre Planstelle hinaus 
auf Grund gesetzlicher Vorschrift für ihre Person 
Dienstbezüge einer höheren Besoldungsgruppe, 
so sind die Mehrbeträge, die sich gegenüber der 
Besoldung aus ihrer Planstelle ergeben, bei dem 
Titel für Besoldungen der planmäßigen Beamten 
zu buchen. 

3. Frei werdende Planstellen für Obersekretäre 
der Besoldungsgruppe A 4 d sind in Stellen für 
Obersekretäre der Besoldungsgruppe A 5 b, für 
Sekretäre der Besoldungsgruppe A 7 a und für 
Assistenten der Besoldungsgruppe A 8 a umzu- 
wandeln. 

Im mittleren Dienst darf im Rahmen des sach¬ 
lichen Bedürfnisses das folgende Stellenverhält- 
nis nicht überschritten werden: 

20 vom Hundert Obersekretäre in Besol¬ 
dungsgruppe A 5 b, 

40 vom Hundert Sekretäre in Besoldungs¬ 
gruppe A 7 a, 

40 vom Hundert Assistenten in Besoldungs¬ 
gruppe A 8 a. A 

4. Die örtlichen Sonderzuschläge, die an Orten 
mit besonders schwierigen wirtschaftlichen Ver¬ 
hältnissen den Reichsbeamten, den Wartegeld- 
und Ruhegehaltsempfängern und den Hinterblie¬ 
benen gewährt werden, werden in der bisherigen 
Höhe weitergewährt. 

5. Reicbsbeamte und nichtbeamtete Gefolg¬ 
schaftsmitglieder im öffentlichen Dienst, denen 
als Inhaber von Reichsdienst-, Reichswerkdienst¬ 
oder Reichsmietwohnungen der Bezug von Feue¬ 
rungsstoffen aus Beständen der Verwaltung wi¬ 
derruflich gestattet ist, haben dafür eine Ent¬ 
schädigung nach Nr 28 der Dienstwohnungsvor¬ 
schriften vom 30. Januar 1937 (Reichshaushalts- 
u. Besoldungsbl. S.9), Nr. 8 der Werkdienstwoh¬ 
nungsvorschriften vom 30. Januar 1037 (Rc-ichs- 


haushalts- u. Besoldungsbl. S.23) und Nr. 32 der 
Mietwohnungsvorschriften vom 30. Januar 1937 
(Reichshaushalts- u. Besoldungsbl. S. 25) zu 
zahlen. 

6 . Werden Versorgungsanwärter, die als frü¬ 
here planmäßige Beamte gemäß § 65 der Anstel¬ 
lungsgrundsätze für eine höhere Besoldungs¬ 
gruppe einberufen waren, aber wegen Ungeeig¬ 
netheit aus der Dienstleistung für die höhere Be¬ 
soldungsgruppe entlassen wurden, wieder zu Be¬ 
amten ihrer früheren Besoldungsgruppe ernannt, 
so sind ihre Dienstbezüge, falls Planstellen in 
dieser Besoldungsgruppe nicht frei sind, bis zum 
l'reiwerden der nächsten Planstelle, in die sie 
einzuweisen sind, außerplanmäßig zu buchen. 

7. ln Anwendung von § 68 Absatz 4 Reichs¬ 
haushaltsordnung sind im Rechnungsjahr 1944 

a) Zinsen, die in der Zeit vom 1. April 1944 
bis 31. März 1945 fällig sind, 

b) alle in der gleichen Zeit eingehenden Be¬ 
träge an Steuern und Zöllen 

in der Rechnung dieses Rechnungsjahrs zu 
buchen. 

8. Übersteigt bei einem Einnahmetitel der Be¬ 
trag der tatsächlich aufgekommenen Einnahme 
den Haushaltsansatz und können auf Grund eines 
Haushaltsvermerks bei einem übertragbaren Aus¬ 
gabetitel in Höhe dieser Mehreinnahme Ausgaben 
geleistet werden, so dürfen abweichend von 
§ 73 Reichshaushaltsordnung die Beträge solcher 
Mehreinnahmen, die bis zum Schluß des Rech¬ 
nungsjahrs für die Zwecke des Ausgabetitels 
nicht verwendet worden sind, in der Reichshaus¬ 
haltsrechnung als Ausgaberest und zugleich als 
Mehrausgabe nachgewiesen werden. 

9. Ist im Reichshaushaltsplan bei einem Aus- 
gabetitcl allgemein, d. li. ohne ziffermäßige Be¬ 
grenzung, zugelassen, daß Einnahmen für Zwecke 
eines Ausgabetitels verwendet werden dürfen, sei 
es, daß 

a) der Ausgabeansatz eines nicht übertrag¬ 
baren Titels um den Betrag der Einnahmen 
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oder Mehreinnahmen eines bestimmten Ein- 
nahmetitels überschritten werden darf oder 

b) in Höhe von Einnahmen oder Mehreinnah¬ 
men eines bestimmten Einnahmetitels über 
den Ausgabeansatz eines übertragbaren Ti¬ 
tels hinaus Ausgaben geleistet werden dür¬ 
fen oder 

c) Einnahmen unmittelbar bei einem Ausgabe¬ 
titel gebucht werden dürfen, 

so ist eine solche Verwendung von Einnahmen 
für Zwecke eines Ausgabetitels regelmäßig nur 
bis zur Höhe des Betrags zulässig, der im Reichs¬ 
haushaltsplan in der Zweckbestimmung,oder im 


Entwurf des Reichshaushaltsplans in den Erläu¬ 
terungen als voraussichtliche Einnahme angege¬ 
ben worden ist. Ist die Einnahme höher, als sie 
veranschlagt war, dann ist die Verwendung eines 
über die Veranschlagung hinausgehenden Betrags 
für Zwecke des Ausgabetitels nur zulässig, wenn 
und insoweit der Reichsminister der Finanzen 
vorher dazu seine Zustimmung erteilt hat. 

10. In Anwendung des § 71 Absatz 1 Reichs¬ 
haushaltsordnung dürfen die Erlöse aus dem 
Verkauf von Altmaterialien, die bei Bauarbeiten 
anfallen, von den Bauausgaben abgesetzt werden. 


Bekanntmachung 

zu der dem Internationalen Übereinkommen 
' über den Eisenbahnfrachtverkehr 
beigefügten Liste. 

Vom 28. März 1944. 

Die Angaben der Liste unter "Schweden« sind 
geändert worden. Die Änderungen sind in Nr. 71 
des Deutschen Reichsanzeigers und Preußischen 
Staatsanzeigers vom 24. März 1944 enthalten. 

Berlin, den 28. März 1944. 

Der Reichsverkehrs minister 
Im Auftrag 
II a g n e r 


' * 
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Verordnung zur Durchführung 

des Vertrags zwischen dem Deutschen Reich und dem Unabhängigen Staat Kroatien 
über Rechtsschutz und Rechtshilfe in Steuersachen 
Vom 17. April 1944 


Zur Durchführung des am 19. Dezember 1942 
Unterzeichneten, am 30. Dezember 1943 in Kraft 
getretenen Vertrags zwischen dem Deutschen 
Reich und dem Unabhängigen Staat Kroatien 
über Rechtsschutz und Rechtshilfe in Steuer¬ 
sachen (Reichsgesetzbl. 1944 II S. 11) wird Ar¬ 
tikel 19 des Vertrags gemäß hierdurch verord¬ 
net: 

§ 1 

Zu den Steuern im Sinne des Vertrags, für 
die Amts- und Rechtshilfe gewährt wird, ge¬ 
hören außer den im Artikel 1 erwähnten Steuern 
alle Nebenleistungen, insbesondere Zuschläge, 
Stundungs- und Verzugszinsen, Kosten des Er- 
mittlungs- und Festsetzungsverfahrens, Mahn- 
und Zwangsvollstreckungskosten, ferner Sicher¬ 
heiten in Geld und Geldstrafen außerhalb eines 
Strafverfahrens. 

§2 

(i) Der Rückstandsausweis (Artikel 11 Ab¬ 
satz 4 des Vertrags) soll enthalten: 

a) den Familiennamen, Vornamen, Beruf, 
Staatsangehörigkeit und die Anschrift des 
Vollstreckungsschuldners: 

b) die Hauptschuld unter Angabe des Schuld¬ 
grundes (z. B. Angabe der Steuerart, so¬ 
weit erforderlich auch Angabe des Zeit¬ 
raums, auf den die Steuer entfällt); 


c) laufende Zinsen und Verzugszuschläge 
(Säumniszuschläge) unter Angabe 

aa) des Hundertsatzes, 
bb) des Zeitraums, für den der Hundert¬ 
satz erhoben wird, 

cc) des Betrags der Hauptschuld, von dem 
die Zinsen und die Verzugszuschläge 
zu berechnen sind, 

dd) des Zeitpunkts, von dem ab Zinsen 
oder Verzugszuschläge zu berechnen 
sind: 

d) die übrigen Nebenschulden (Mahngebüh¬ 
ren usw.). 

( 2 ) Die Beträge lauten auf Reichsmark, soweit 
es sich um Steuerforderungen des Deutschen 
Reichs oder des Protektorats Böhmen und Mäh¬ 
ren handelt, und auf Kuna, soweit es sich um 
Steuerforderungen des Unabhängigen Staats 
Kroatien handelt. 

( 3 ) Der Rückstandsausweis ist mit Angabe des 
Orts,,Datums und der ausstellenden Amtsstelle 
von einem zuständigen Beamten zu unterzeich¬ 
nen und mit Siegel oder Stempelabdruck zu ver¬ 
sehen. 

( 4 ) Im übrigen gelten für den Rückstandsaus¬ 
weis die in dem Vertrag enthaltenen Bestim¬ 
mungen über die vollstreckbaren Verfügungen 
entsprechend (Erklärung der zuständigen Be¬ 
hörde des ersuchenden vertragschließenden Teils 
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über die Unanfechtbarkeit oder über die Voll¬ 
streckbarkeit der im Rückstandsausweis, ausge¬ 
wiesenen Beträge, Bescheinigung der obersten 
Finanzverwaltungsbehörde des ersuchenden ver¬ 
tragschließenden Teils über die Zuständigkeit 
der vorstehenden Behörde). 

§3 

(l) Die Vollstreckung wird stets in der Wäh¬ 
rung des ersuchten vertragschließenden Teils 
durchgeführt. Zu diesem Zweck wird der zu 
vollstreckende Betrag von der obersten Finanz¬ 
verwaltungsbehörde des ersuchten vertragschlie¬ 
ßenden Teils in die eigene Währung umgerech¬ 


net. Zugrunde zu legen sind die im deutsch¬ 
kroatischen Verrechnungsverkehr geltenden 
Kurse. Der in der vorstehenden Weise errech- 
nete Reichsmark- bzw. Kuna-Betrag ist für die 
Durchführung der Zwangsvollstreckung maß¬ 
gebend. 

( 2 ) Der aus der Zwangsvollstreckung erzielte 
Erlös wird der ersuchenden Finanzbehörde im 
Weg des deutsch-kroatischen Verrechnungsver¬ 
kehrs im Sinn des Abkommens, betreffend den 
Verrechnungsverkehr zwischen dem Deutschen 
Reich und dem Unabhängigen Staat Kroatien, 
überwiesen. Der Empfänger ist für die Kosten 
der Überweisung zu belasten. 


Berlin, 17. April 1944 


Der Reichs mini ster der Finanzen 

Im Auftrag 
Hedding 


Bekanntmachung 

zu der dem Internationalen Übereinkommen über den Eisenbahn-, Personen- und Gepäckverkehr 

beigefügten Liste. 

Vom 27. März 1944. 

Die Angaben der Liste unter »Schweden« sind geändert worden. Die Änderungen sind in Nr. 80 
des Deutschen Reichsanzeigers und Preußischen Staatsanzeigers vom 4. April 1944 enthalten. 


Berlin, den 27. März 1944. 


Der Reichs verkehrsminister 

Im Auftrag 
Dr. Rau 


Bekanntmachung zum Genfer Abkommen 
zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken der Heere im Felde 
und zum Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen 
(Beitritt des Fürstentums Liechtenstein). 

Vom 21. April 1944. 


Das Fürstentum Liechtenstein ist den am 
27. Juli 1929 in Genf Unterzeichneten Abkommen, 
nämlich: dem Genfer Abkommen zur Verbesse¬ 
rung des Loses der Verwundeten und Kranken 
der Heere im Felde und dem Abkommen über 
die Behandlung der Kriegsgefangenen (Reichs- 
gesetzbl. 1934 II S. 208 und 227) beigetreten. Die 


Beitrittserklärung ist dem Schweizerischen Bun¬ 
desrat am 11. Januar 1944 mitgeteilt worden: 
sie wird am 11. Juli 1944 wirksam. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an 
die Bekanntmachung vom 12. April 1943 (Reichs- 
gesetzbl. II S.130). 


Berlin, den 21. April 1944. 

Der Reichsminister des Auswärtigen 

In Vertretung . 

Dr. Baron Steengracht 

Herausgegeben vom Reichsministerium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt — Druck: Reichsdruckerei 


41 


Reichsgesetzblatt 


Teil II 


1944 


Ausgegeben in Berlin am 24. Mai 1944 


Nr. 8 


Tag 

30. 4. 44 


] 3. 5. 44 
18. 5. 44 
15. 5. 44 


Inlia 11 

Verordnung über die vorläufige Anwendung eines Vierten Zusatz¬ 
abkommens zum Abkommen über den deutsch-schweizerischen 
Verrechnungsverkehr . 

Sechsundfünfzigste Verordnung zur Eisen bahn-Verkehrsordnung .. 

Siebenundfünfzigste Verordnung zur Eisenbahn-VerkehrsOrdnung 

Bekanntmachung zu der dem Inter nationalen Übereinkommen über 
den Eisenbahnfracht verkehr beigefügten Liste. 


Seite 


41 

42 

44 


44 


Verordnung über die vorläufige Anwendung eines Vierten Zusatzabkommens 
zum Abkommen über den deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr. 

Vom 30. April 1944. 

Auf Grund des Gesetzes über die vorläufige Anwendung zweiseitiger Wirtschaftsabkommen mit 
ausländischen Staaten vom 4. April 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 162) wird hiermit verordnet, daß das 
in Bern am 24. März 1944 Unterzeichnete Vierte Zusatzabkommen zum Abkommen über den 
deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr vom 9. August 1940 (Reichsgesetzbl. II S. 243) mit 
Wirkung vom 1. März 1944 vorläufig angewendet wird. 

Das Zusatzabkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Diese Verordnung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 31. Januar 1944 (Reichs¬ 
gesetzbl. II S. 11). 

Berlin, den 30. April 1944. 

Der Reichs minister des Auswärtigen 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Hencke 

9 

■* * 

* 

Viertes Zusatzabkommen 

zum Abkommen über den deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr. 

Vom 24. März 1944. 

Artikel 1 

Das Abkommen über den deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr vom 9. August 1940. in 
der Fassung vom 1. Oktober 1943, bleibt für die Zeit vom 1. März bis 30. Juni 1944 weiter in Kraft. 
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A r t i k e 1 2 

Dieses Zusatzabkommen soll ratifiziert werden; es tritt am fünfzehnten Tage nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden, der in Berlin stattfinden soll, in Kraft. Die vertragschließenden Teile 
werden es jedoch vor der Ratifikation mit Rückwirkung ab 1. Marz 1944 vorläufig anwenden. 

Bern, den 24. März 1944. - . 

Für das Großdeutsche Reich: Für die Schweizerische Eidgenossenschaft: 

Schnurre Hotz 


Sechsundfünfzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

Vom 13. Mai 1944. 

Auf Grund des § 2 Abs. ( 5 ) der Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 8. September 1938 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 663) wird die Anlage C dieser Ordnung mit Wirkung vom 1. Juni 1944 wie folgt 
geändert: 

In Randnummer 21 wird hinter der Ziffer 9 als neue Ziffer 9 a eingeschaltet: 

»ßa. Aethylnitratv.. . 


Hinter Randnummer 30/1 wird als neue Randnummer 30/2 eingefügt: 

» 30/2 Aethylnitrat (Ziffer 9 a) muß zu höchstens 1,5 kg in starkwandige Flaschen aus Glas ver¬ 

packt sein. Höchstens 6 solcher Flaschen sind in eine hölzerne Kiste von mindestens 18 mm 
Wandstärke in Kieselgur so einzubetten, daß die Flaschen voneinander und von den Wan¬ 
dungen der Holzkiste durch eine mindestens 30 mm starke Schicht von Kieselgur getrennt 
sind. Die Füllstoffmenge ist so zu bemessen, daß im Falle einer Zertrümmerung der 
Flaschen der gesamte Inhalt aufgesaugt wird.« 

In Randnummer 43 wird im Abs. ( 1 ) unter a) die Angabe » 6, 10,« ersetzt durch: »6, 9a, 10,«. 

In Randnummer 45 wird im Abs. ( 1 ) unter a) die Angabe »6, 10,« ersetzt durch : »6, 9a, 10,«;. 

In Randnummer 101 wird nach der Ziffer 3 als neue Ziffer 3a eingeschaltet: 

»3a. Stoppinen (mit Schwarzpulver überzogene Fäden aus Baumwolle oder Zellwolle).« 

Nach Randnummer 105 wird als neue Randnummer 105a eingeschaltet: 

»1058 ( 1 ) Die Gegenstände der Ziffer 3a sind in Mengen von höchstens 2,5 kg zu bündeln und 

mit Ölpapier zu umwickeln. Die Bündel sind einzeln oder zu mehreren in hölzerne Kisten 
von mindestens 18 mm Wandstärke zu verpacken, die mit Ölpapier oder paraffiniertem 
Papier dicht auszulegen sind. 

( 2 ) Das Versandstück darf nicht schwerer sein als 35 kg: es darf nicht mehr als 25 kg 
Stoppinen enthalten.« 

In Randnummer 110/3 wird am Schluß des Abs. ( 1 ) als neuer Unterabsatz angefügt: 

»Gepreßte Körner aus kaliumperchlorathaltigen Sätzen müssen zu höchstens 200 g in Säge¬ 
späne eingebettet in Pappschachteln verpackt sein. Der Inhalt jeder Schachtel ist durch 
Filzeinlagen in 4 Schichten zu unterteilen und unten und oben durch Filz abzudecken. Der 
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Deckel der Schachtel ist ringsum mit Klebestreifen zu befestigen. Höchstens 5 Schachteln 
sind durch Einwickeln in Papier zu einem Paket zu vereinigen. Höchstens zwei Pakete 
sind in eine hölzerne Versandkiste von mindestens 18 mm Wandstärke in Kieselgur so ein- 
; zubetten, daß die Pakete voneinander und von den Wandungen der Holzkiste durch eine 
mindestens 30 mm starke Schicht von Kieselgur getrennt sind.« 

In Randnummer 112 werden die Worte »der Ziffer 21« ersetzt durch die Worte: »der Ziffern 3a 
und 21«. 

Die Randnummer 113 wird gefaßt: 

»113 Die Gegenstände der Ziffer 3a und gepreßte kaliumperchlorathaltige Zündsätze der 

Ziffer 30a) dürfen nicht als Eilgut oder beschleunigtes Eilgut versandt werden.« 

In Randnummer 114 wird der Abs. ( 2 ) gefaßt: 

»( 2 ) Der Absender muß im Frachtbrief bescheinigen 

a) für die Gegenstände der Ziffern 2, 4, 5, 6, 7c), 8, 9, 11, 12 und 15 bis 30: Beschaffen¬ 
heit and Verpackung entsprechen den Vorschriften der Anlage C zur EVO ".; 

b) für die Gegenstände der Ziffer 3a: » Verpackung entspricht den Vorschriften der 
Anlage C zur EVOi. 


In Randnummer 159 wird als neuer Abs. ( 3 ) angefügt: 

»( 3 ) An beiden Seiten gewöhnlicher Wagen, die als Wagenladung auf gegebene Flaschen 
mit Wasserstoff (Ziffer 4) enthalten, sind Zettel nach Muster 4 und, sofern nicht schon auf 
den Wagenbeklebezetteln ein grünes »V« eingedruckt ist, Zettel nach Muster 14 anzu¬ 
bringen.« / 

Bei Randnummer 357 wird die Fußnote gefaßt: 

»*) Für die Dauer des Krieges dürfen Zellhorn- (Zelluloid-) filmabfalle in gepreßten Ballen mit Drahtumschnürung 
auch in starkes Papiergewebe verpackt sein, bei Beförderung in Wagenladungen dürfen solche Ballen auch 
unverpackt verladen werden. Ein Solches Versandstück darf nicht schwerer sein als 100 kg.* 


In Randnummer 409 Abs. ( 2 ) wird unter b) am Schluß das Fußnotenzeichen *) angebracht und 
dazu als Fußnote gesetzt: 

»■*) Für die Dauer des Krieges dürfen feste arsenhaltige Pflanzenschutzmittel bei Beförderung in Wagenladungen 
auch in Mengen bis zu 25 kg in vierfache Beutel aus starkem Papier verpackt — ohne weitere Außenver¬ 
packung — versandt werden.« 

a 

In Randnummer 411 wird hinter den Worten »müssen verpackt sein« das Fußnotenzeichen f) an¬ 
gebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

»+) Während der Dauer des Krieges dürfen die Stoffe der Ziffer 10 auch in Pappkartons verpackt sein: die Papp¬ 
kartons müssen in feste Pappkästen eingesetzt sein, deren Verschluß durch herumgelegte gespannte Stahl¬ 
bänder gesichert ist. Ein solches Versandstück darf nicht schwerer sein als 40 kg.« 


Berlin, den 13. Mai 1944. 


Der Reichsyerkehrsminister 

Im Auftrag 
Dr. Rau 
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Siebenundfüufzigste Verordnimg zur Eisenbahn- Verkehrsordnung. 
Vom 18. Mai 1944. 

Auf Grund des § 2 Abs. ( 4 ) der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung vom 8.September 1938 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 663) wird verordnet: 

§1 

Die Eisenbahn-Verkehrsordnung wird vor¬ 
übergehend wie folgt ergänzt: 

In § 80 Abs. (s) wird am Schluß nach Beseiti¬ 
gung des Punktes angefügt: 

»oder unter Berechnung der Fracht und 
sonstigen Kosten an den Absender zurück¬ 
zusenden.« 

§2 

Die Verordnung tritt am 1. Juni 1944 in Kraft. 

Berlin, den 18. Mai 1944. 

Der Reichsverkehrsminister 

Im Auftrag 

Dr. Trierenberg 


Bekanntmachung 

zu der dem Internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbahnfrachtverkehr 
beigefügten Liste. 

Vom 15. Mai 1944. 

Die Angaben der Liste unter »Deutschland« 

* sind geändert worden. Die Änderungen sind in 

Nr. 104 des Deutschen Reichsanzeigers und 
Preußischen Staatsanzeigers vom 10. Mai 1944 
enthalten. 

Berlin, den 15. Mai 1944. 

Der Reichsverkehrsminister 

» 

Im Auftrag 
Dr. Kreul 
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Verordnung über die vorläufige Anwendung 
eines Vierten Zusatzabkommens zum deutsch-kroatischen Handelsvertrag. 

Vom 27. Mai 1944. 

Auf Grund des Gesetzes über die vorläufige Anwendung zweiseitiger Wirtschaftsabkommen mit 
ausländischen Staaten vom 4. April 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 162) wird hiermit verordnet, daß das 
in Agram am 21. März 1944 Unterzeichnete Vierte Zusatzabkommen zum Handelsvertrag zwischen 
dem Großdeutschen Reich und dem Unabhängigen Staat Kroatien vom 5. November 1941 (Reichs¬ 
gesetzbl. II S. 387) hinsichtlich der Vereinbarungen in seinem Artikel 1 mit Wirkung vom 1. Ja¬ 
nuar 1944, im übrigen mit Wirkung vom 1. April 1944 vorläufig angewendet wird. 

Der deutsche Wortlaut des Zusatzabkommens wird nachstehend veröffentlicht. 

Diese Verordnung ergeht im Anschluß an die Verordnung vom 27. Juli 1943 (Reichsgesetzbl. II 

/ 

Berlin, den 27. Mai 1944. 

Der Reichsminister des Auswärtigen 

In Vertretung 

Dr. Baron Steengracht 
* H* 

I 

* 

Viertes Zusatzabkommen zum Handelsvertrag 

zwischen dem Großdeutschen Reich und dem Unabhängigen Staat Kroatien. 

Vom 5. November 1941. 

Die Deutsche Regierung und die Regierung des Unabhängigen Staates Kroatien haben folgendes 
vereinbart: * 

Artikel 1 

In der Anlage A (Zölle bei der Einfuhr nach Deutschland) des Handelsvertrages zwischen dem 
Großdeutschen Reich und dem Unabhängigen Staat Kroatien vom 5 < . November 1941 erhält die 
Vereinbarung zu Nr. aus 178 des deutschen Zolltarifs die folgende Fassung: / . 

»aus 178 I Pflaumenbranntwein (Zwetschgenwasser) in einer Gesamtmenge von I 

| 350 dz im Kalenderjahr ... | 175« 
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Artikel 2 

Die Anlage B (Zölle bei der Einfuhr nach dem Unabhängigen Staat Kroatien) des Handelsver¬ 
trages zwischen* dem Großdeutschen Reich und dem Unabhängigen Staat Kroatien vom 5. November 
1941 in der durch das erste und zweite Zusatzabkommen geänderten Fassung wird wie folgt ge¬ 
ändert und ergänzt: 


Nach Tarifnr. »aüs 319« wird eingefügt: 

»aus 327/1 | Künstseidengespinsite, roh, weiß ....| frei« 

Tn der Tarifnr. »aus 536« wird hinter der Position »anderes« eingefügt: 

I »Anmerkung. Nach Tarifnr. 536/3a ß wird auch Autofederstahl in geraden I 
oder gesprengten Stangen verzollt.« j 


Nach Tarifnr. »aus 585« wird eingefügt: 


»aus 586/1 


Industrieöfen zum Warmbehandeln.von Stahl und Nichteisenmetal¬ 
len mit Gas- oder Ölheizung, auch in Verbindung mit gewöhn¬ 
lichen Stoffen . 



Nach Tarifnr. »664/1« wird eingefügt: 

»Zu 664/3b I Anmerkung. Nach Tarifnr. 664/3 b werden auch Schweißelektroden ver- 
| zollt.« ■ • 

In der Tarifnr. »aus 665« wird am Schluß der Ziffer 5 eingefügt:. 

' »Anmerkung. Zum Satze von 50 Kuna für 100 )cg werden auch Industrie¬ 
öfen zum Warmbehandeln von Stahl und Nichteisenmetallen mit elek¬ 
trischer Heizung mit über 1 500 Watt Leistung verzollt.« 

t ' Artikel 3 

Dieses Abkommen bildet einen Bestandteil des Handelsvertrages zwischen dem Großdeutschen 
Reich und dem Unabhängigen Staat Kroatien vom 5. November 1941. Das Abkommen soll ratifi¬ 
ziert werden, es tritt einen Monat nach Austausch der Ratifikationsurkunden, der in Berlin erfolge 
soll, in Kraft: Die vertragschließenden Regierungen werden jedoch die Vereinbarungen in Artikel 
dieses Abkommens mit Rückwirkung vom 1. Januar 1944 und die Vereinbarungen in Artikel 
dieses Abkommens mit Wirkung vom 1. April 1944 vorläufig anwenden. - / 

Die Vereinbarung in Artikel 1 kann mit dreimonatiger Frist zum Ende eines jeden Kalender¬ 
jahres gekündigt werden. , . 

Unterzeichnet in Agram in deutscher und kroatischer Sprache in zwei Urschriften am 21. März 
1944. 

Kasche ‘ Dr. Josip Cabas 

Dr, Reinhardt Dr. Hondl 

• * i ‘ *___ 
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V ererdnung 

zur Beseitigung von Doppelbesteuerungen auf dein Gebiet der direkten Steuern 
im Verhältnis zu Griechenland. 

Vom 15. Juni 1944 


Auf Grund des § 15 der Reichsabgabenordnung 
und des Artikels 11 Absatz 1 des Erlasses des 
Führers über das Protektorat Böhmen undMähren 
vom 16. März 1939 (Beichsgesetzbl.IS.485) wird 
im Einvernehmen mit dem Deutschen Staats¬ 
minister für Böhmen undMähren unter der Vor¬ 
aussetzung der Gegenseitigkeit das folgende ver¬ 
ordnet: 

§1 

Steuerpflichtige, die ihren Wohnsitz und in 
Ermangelung eines solchen ihren gewöhnlichen 
A ufenthalt im Großdeutschen Reich einschl ießlich 
des Protektorats Böhmen und Mähren haben, ohne 
in Griechenland einenWohnsitz zu haben, werden 
von den direkten Steuern freigestellt 

a) mit ihrem in Griechenland belegeuen un¬ 
beweglichen Vermögen und mit den Ein¬ 
künften daraus; 

b) mit ihren in Griechenland unterhaltenen 
Betriebstätten und mit den Einkünften 
daraus: 

c) mit dem Betrieb von Unternehmungen der 
Seeschiffahrt und der Luftfahrt und mit den 
Einkünften.daraus, wenn sich der Ort der 
Leitung des Unternehmens in Griechenland 
befindet; 

d) mit ihren Einkünften aus wissenschaftlicher, 
künstlerischer, schriftstellerischer, unter¬ 
richtender oder erzieherischer Tätigkeit, aus 
der Berufstätigkeit der Ärzte, Rechtsan¬ 
wälte, Architekten, Ingenieure und der Aus¬ 
übung anderer freier Berufe, soweit die Aus¬ 


übung der Berufstätigkeit in Griechenland 
von einem festen Mittelpunkt aus stattfindet, 
und mit dem der Tätigkeit von diesem 
Mittelpunkt aus gewidmeten Vermögen; 

e) mit den Vergütungen für ihre Tätigkeit als 
Aufsichtsratsmitglieder, wenn sich der Ort 
der Leitung des die Vergütungen gewäh¬ 
renden Unternehmens in Griechenland be¬ 
findet ; 

f) mit ihren aus griechischen öffentlichen 
Kassen zahlbaren, regelmäßig wiederkeh¬ 
renden Bezügen oder Unterstützungen, die 
mit Rücksicht auf eine gegenwärtige oder 
frühere Dienst- oder Arbeitsleistung ge¬ 
währt werden (Besoldungen, Ruhegehälter, 
Wartegelder, Versorgungsbezüge, Löhne 
und dergleichen); 

g) mit ihren sonstigen Einkünften aus nicht¬ 
selbständiger Arbeit, die in Griechenland 
ausgeübt wird oder ausgeübt worden ist, 
soweit es sich nicht handelt 

1. um Personen, die auf Verkehrsmitteln 
im zwischenstaatlichen Verkehr be¬ 
schäftigt sind, 

2. um Personen, die sich nur vorüberge¬ 
hend ihres Dienstes wegen in Griechen¬ 
land aufhalten und ihre Bezüge aus¬ 
schließlich von ihren im Großdeutschen 
Reich einschließlich des Protektorats 
Böhmen und Mähren wohnenden Arbeit¬ 
gebern erhalten; 
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h) mit ihren Beteiligungen an einem Handel s- 
gewerbe als stille Gesellschafter und mit 
den Einkünften daraus, wenn das Unter¬ 
nehmen den Sitz und den Ort der Leitung 
in Griechenland hat; 

i) mit ihren Hypotheken und anderen Forde¬ 
rungen oder Rechten, die durch in Griechen¬ 
land belegenen Grundbesitz oder durch 
griechische grundstücksgleiche Rechte un¬ 
mittelbar oder mittelbar gesichert sind, und 
mit den Einkünften daraus. Ausgenommen 
sind Anleihen und Forderungen, über 
die Teilschuldverschreibungen ausgegeben 
sind. 

§2 

Steuerpflichtige, die ihren Wohnsitz und in Er¬ 
mangelung eines solchen ihren gewöhnlichen Auf¬ 
enthalt in Griechenland haben, ohne im Groß¬ 
deutschen Reich einschließlich des Protektorats 
Böhmen und Mähren einen Wohnsitz zu haben, 
werden zu den direkten Steuern nur herangezogen 

a) mit ihrem im Großdeutschen Reich ein¬ 
schließlich des Protektorats Böhmen und 
Mähren belegenen unbeweglichenVermögen 
und mit den Einkünften daraus; 

b) mit ihren im Großdeutschen Reich ein¬ 
schließlich des Protektorats Böhmen und 
Mähren unterhaltenen Betriebstätten und 
mit den Einkünften daraus. Befinden sich 
Betriebstätten desselben gewerblichen 
Unternehmens sowohl im Großdeutschen 
Reich einschließlich des Protektorats Böh¬ 
men und Mähren als auch in Griechenland, 
so erfolgt die Heranziehung nur nach Maß¬ 
gabe des von den inländischen Betrieb¬ 
stätten aus stattfindenden Betriebs; 

c) mit dem Betrieb von Unternehmungen der 
Seeschiffahrt und der Luftfahrt und mit den 
Einkünften daraus, wenn sich der Ort der 
Leitung' des Unternehmens im Großdeut- 
sehen Reich einschließlich des Protektorats 
Böhmen und Mähren befindet; 

d) mit ihrpn Einkünften aus wissenschaft¬ 
licher, künstlerischer, schriftstellerischer, 
unterrichtender oder erzieherischer Tätig¬ 
keit, aus der Berufstätigkeit der Ärzte, 
Rechtsanwälte, Architekten, Ingenieure und 
der Ausübung anderer freier Berufe, so¬ 
weit die Ausübung der Berufstätigkeit im 
Großdeutschen Reich einschließlich des 
Protektorats Böhmen und Mähren von 
einem festen Mittelpunkt aus stattfindet,' j 


und mit dem der Tätigkeit von diesem 
Mittelpunkt aus gewidmeten Vermögen; 

e) mit den Vergütungen für ihre Tätigkeit als 
Aufsichtsratsmitglieder, wenn sich der Ort 
der Leitung des die Vergütungen gewähren- 
denUnternehmens im GroßdeutschenReich 
einschließlich des Protektorats Böhmen und 
Mähren befindet; 

f) mit ihren aus deutschen öffentlichenKassen 
einschließlich der öffentlichen Kassen des 
Protektorats Böhmen und Mähren zahl¬ 
baren, regelmäßig wiederkehrenden Be¬ 
zügen oder Unterstützungen, die mit Rück¬ 
sicht auf eine gegenwärtige oder frühere 
Dienst- oder Arbeitsleistung gewährt wer¬ 
den (Besoldungen, Ruhegehälter, Warte¬ 
gelder, Versorgungsbezüge, Löhne und 
dergleichen); 

g) mit ihren sonstigen Einkünften aus nicht 
selbständiger Arbeit, die im Großdeutschen 
Reich einschließlich des Protektorats Böh¬ 
men und Mähren ausgeübt wird oder ausge¬ 
übt worden ist, soweit es sich nicht handelt 

1. um Personen, die auf Verkehrsmitteln 
im zwischenstaatlichen Verkehr be¬ 
schäftigt sind, 

2. um Personen, die sich nur vorüber¬ 
gehend ihres Dienstes wegen im Groß¬ 
deutschen Reich einschließlich des Pro¬ 
tektorats Böhmen und Mähren auf halten 
und ihre Bezüge ausschließlich von 
ihren in Griechenland wohnenden Ar¬ 
beitgebern erhalten; 

h) mit ihren Beteiligungen an einem Handels- 
gewerbe als stille Gesellschafter und mit 
den Einkünften daraus, wenn das Unter¬ 
nehmen den Sitz oder den Ort der Leitung 
im Großdeutschen Reich einschließlich des 
Protektorats Böhmen und Mähren hat; 

i) mit ihren Hypotheken, Grundschulden, 
Rentenschulden und anderen Forderungen 
oder Rechten, die durch im Großdeutschen 
Reich einschließlich des Protektorats Böh¬ 
men und Mähren belegenen Grundbesitz 
oder durch inländische grundstücksgleiche 
Rechte unmittelbar oder mittelbar gesichert 
sind, und mit den Einkünften daraus. Aus¬ 
genommen sind Anleihen und Forderungen, 
über die Teilschuldverschreibungen aus¬ 
gegeben sind; 

k) mit ihren sonstigen Einkünften aus Kapital¬ 
vermögen im Sinn des § 20 des Einkommen¬ 
steuergesetzes (im Protektorat Böhmen und 
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Mähren: § 20 der Regierungsverordnung 
über die Einkommensteuer), soweit sie dem 
Steuerabzug vom Kapitalertrag unterliegen. 


(1) Steuerpflichtige im Sinn dieser Verordnung 
sind natürliche Personen, die die deutsche Staats¬ 
angehörigkeit, die Staatsangehörigkeit des Pro- 
tektorats Böhmen und Mähren oder die griechische 
Staatsangehörigkeit besitzen. 

( 2 ) Diese Verordnung findet auf nichtphysische 
Personen entsprechende Anwendung. An Stelle 
des W ohnsitzes ist der Ort der Leitung maßgebend. 

§4 ■ 

( 1 ) Einen Wohnsitz im Sinn dieserVerordnung 
hat jemand dort, wo er eine Wohnung innehat 
unter Umständen, die •darauf schließen lassen, 
daß er die Wohnung beibehalten und benutzen 
wird. 

( 2 ) Hat der Steuerpflichtige einenWohnsitz im 
Großdeutschen Reich einschließlich des Protek¬ 
torats Böhmen und Mähren und in Griechenland, 
so wird er, wenn er die deutsche Staatsangehörig¬ 
keit oder die Staatsangehörigkeit des Protektorats 
Böhmen und Mähren besitzt, nach denVorschrif- 
ten des § 1, wenn er die griechische Staatsange¬ 
hörigkeit besitzt, nach den Vorschriften des § 2 
behandelt. 

(3) Den gewöhnlichen Aufenthalt im Sinn dieser 
Verordnung hat jemand dort, wo er sich unter 
Umständen aufhält, die erkennen lassen, daß er 
an diesem Ort oder in diesem Land nicht nur vor¬ 
übergehend verweilt. 

§5 

( 1 ) Betriebstätte im Sinn dieser Verordnung 
ist eine ständige Geschäftseinrichtung eines Unter¬ 
nehmens, in der dieTätigkeit diesesUnternehmens 
ganz oder teilweise ausgeübt wird. Als Betrieb¬ 
stätten gelten: die Geschäftsleitung, Zweignieder¬ 
lassungen und Filialen, Fabrikations- und Werk¬ 
stätten, Einkauf- und Verkaufstellen, Lager und 
andere Handelsstätten, die den Charakter einer 
ständigen Geschäftseinrichtung haben, und stän¬ 
dige Vertretungen. 

Berlin, 15. Juni 1944 


( 2 ) Als Betriebstätten, gelten nicht: 

1. das Unterhalten von Geschäftsbeziehungen 
lediglich durch einen völlig unabhängigen 
Vertreter; 

2. das Unterhalten eines Vertreters (Agenten), 
der zwar ständig für ein Unternehmen tätig 
ist, aber nur Geschäfte vermittelt, ohne zum 
Abschluß von Geschäften für das Unter¬ 
nehmen bevollmächtigt zu sein. Dies gilt 
auch dann, wenn bei deinVermittlungsagen - 
ten ein Lager desUnternehmensfürgelegent¬ 
liche eilige Lieferungen unterhalten wird; 

3. Kommissionslager; 

4. Bauausführungen, auch wenn ihre Dauer 
zwölf Monate überstiegen hat oder voraus¬ 
sichtlich übersteigen wird. 


Als direkte Steuern im Sinn dieser Verordnung: 
gelten im Großdeutschen Reich außerhalb des 
Protektorats Böhmen und Mähren 
die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer, 
die Vermögensteuer, 
die Aufbringungsumlage, 
die Abgabe der Aufsichtsratsmitglieder, 
die Grundsteuer, 
die Gewerbesteuer, 

im Protektorat Böhmen und Mähren 
die Einkommensteuer, 
die allgemeine Erwerbsteuer, 
die besondere Erwerbsteuer, 
die Körperschaftsteuer, 
die Erwerbsteuer von Körperschaften, 
die Vermögensteuer, 
die Grundsteuer, 
die Gebäudesteuer, 
die Tantiemensteuer, 
der Kriegsbeitrag. 


Diese Verordnung ist auf die Steuern anzu- 
wenden, die für die Zeit vom 1. April 1944 an 
erhoben werden. 


DerReichsminister der Finanzen 
Graf Schwerin von Krosigk 


Der Reichsminister des Innern 

In Vertretung des Staatssekretärs 
Elirensberger 
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Achtundfünfzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

Vom 17. Juni 1944. 

Auf Grund des § 2 Abs. (5) der Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 8. September 1938 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 663) wird die Anlage C dieser Ordnung mit Wirkung vom 1. Juli 1944 wie folgt ge¬ 
ändert: 

In Randnumnier 81 wird am Schluß des Abs. (l) (nach den Worten »in gedeckte Wagen zu ver¬ 
laden.«) das Fußnotenzeichen *) angebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

**) Für die Dauer des Krieges ist auch die Verwendung von offenen Wagen'für mit Sprengladung versehene 
Geschosse von 7,5 cm Kaliber aufwärts, 

Abwurfmunition von 50 kg aufwärts 
zulässig.« 

In Randnummer 105 wird am Schluß als neuer ünterabsatz angefügt: 

»An Stelle der hölzernen Kisten sind auch Kästen aus Hartpappe entsprechend Randnummer 31. 
Abs. ( 5 ), zulässig. Bei Verwendung von Kästen aus Hartpappe darf das Versandstück aber 
nicht schwerer sein als 40 kg.« 

Berlin, den 17. Juni 1944. 

Der Reichsverkehrsminister 
Jm Auftrag 
Schelp 
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Neunundfünfzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 
Vom 3. August 1944. 


Auf Grund des § 2 Abs. ( 4 ) der Eisenbahn-Ver- 
kehrsordnung vom 8. September 1938 (Reichs¬ 
gesetzbl. II S. 663) wird verordnet: 

§ 1 

Die Eisenbahn-Verkehrsordnung wird vorüber¬ 
gehend wie folgt geändert: 

Im § 75 wird der Abs. ( 15 ) gefaßt: 

»(ia) Bei Wagenladungen, die vom Emp¬ 
fänger auszuladen sind, sind die entladenen 
Wagen, gegebenenfalls nach Entfernung von 
Nägeln, Bindedrähten und sonstigen Befesti¬ 
gungsmitteln, besenrein zurückzugeben, soweit 
die Wagen nicht auf Grund viehseuchenpolizei- 

Berlin, den 3. August 1944. 


lieber oder sonstiger Verwaltungsvorschriften 
von der Eisenbahn gereinigt oder entseucht 
werden müssen. Unterläßt der Empfänger 
die Reinigung, so hat er für jeden ungereinigt 
zurückgegebenen Wagen eine Reinigungsbuße 
von zwanzig Reichsmark zu entrichten. Wenn 
die Eisenbahn nach viehseuchenpolizeilichen 
oder sonstigen Verwaltungsvorschriften Eisen¬ 
bahnwagen zu reinigen oder zu entseuchen 
hat, kann sie hierfür die tarifmäßige Gebühr 
erheben.« 

,§ 2 

Die Verordnung tritt am 20. August 1944 in 
Kraft. 


Der Reichsverkehrs minister 
Im Auftrag 
Dr. Schelp 


Sechzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

Vom 9. August 1944. 

Auf Grund des § 2 Ahs. ( 5 ) der Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 8. September 1938 (Reichsgesetzbl. II 
S. 663) wird die Anlage C dieser Ordnung mit Wirkung vom 1. September 1944 wie folgt geändert: 

In Randnummer 21, Ziffer 10, wird unter 

»1. Gelatinöse Ammonsalpetersprengstoffe 

A. Gesteins- und Kohlensprengstoffe« 
der Eingang gefaßt: »Gelatine-Ammonit, Gelatine-Donarit- - « usw. wie bisher. 

In Randnummer 27, Abs. (l), wird am Schluß des ersten Satzes (nach den Worten "oder wasserdichten 
Pappfässer verpackt sein.«) das Fußnotenzeichen *) angebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

»*) Bis auf Widerruf, längstens für die Dauer des Krieges, darf Trinitrotoluol beim Versand als Wagenladung 
auch in haltbare Säcke aus Papier in mindestens vierfacher Lage verpackt sein. Die Säcke müssen geklebt 
oder genäht sein. Teile aus Eisen oder Metall dürfen sich weder an den Säcken befinden noch zu ihrem Ver¬ 
schluß verwendet werden.« 
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In Randnummer 110/1 wird am Schluß des Abs. (i) das Fußnotenzeichen f) angebracht und dazu als 
ruijnote gesetzt: 

^ m w U n WidelTUf ’ län ? S , te w 3 fürdie Dauer des Krie g es > dürfe n die Gegenstände der Ziffer 28a) auch — einzeln 
m We lpappe. ei nge r k elt und lagenweise in ein Gemisch aus Kieselgur und Holzmehl eingebettet — un- 

^wfckkr^nthaltenT™ 6 K ’ Ste Verpa ° kt se,n - Jede Kiste darf in die sem Palle nicht mehr als 250 Reizstoff- 

In Randnummer 131, Ziffer 4, werden die hinter der Klammer »(auch mit höchstens 5 v H des Vo¬ 
lumens Kohlensäure — Carboyen —)« folgenden Worte »mit höchstens 4 v. H. des Volumens Wasserstoff , 
ersetzt durch: »mit höchstens 3 v. H. des Volumens Wasserstoff«. 


In Randnummer 154 rmter Buchst, a) wird hinter den Worten »Decken gespannt werden müssen« 
das Fußnotenzeichen f) angebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

* f) Krieg « dÜf w n Versa l nd8t 1 ? 0 ^ mit ver di<*teten Gasen (Ziffern 1 bis 4) auch in den Monaten 

April bis September in offene Wagen ohne Decken verladen werden .« 


In Randnummer 201 wird die Ziffer 8 gefaßt: 

»8. Künstlich (durch Vermahlen od. dgl.) hergestellter Steinkohlenstaub, Braunkohlenstaub,, Stein¬ 
kohlenkoksstaub Braunkohlenkoksstaub, Torfstaub sowie künstlich getrocknete Braunkohle, ( Trocken¬ 
braunkohle, Bnkettierkohle), ferner gealterter (inertisierter, d. h. in besonderen Anlagen durch Be¬ 
handlung mit Luft, Rauchgasen sowie Dampf oder wenig Sprühwasser gegen Selbstentzündung 

weniger empfindlich gemachter) Braunkohknschivelkoks und nicht inertisierter Steinkohlen- 
Schwelkoks.« ' 


Die zu dieser Ziffer 8 gehörige Bemerkung wird gefaßt: 


»Bern. Der bei der Gewinnung von Kohle, Koks oder Torf anfallende natürliche Staub (Abfallstaub) sowie 
r a tnrknks e r g “jd Nasser gelöschte-(»ertränkte«) Braunkohlenschwelkoks, der handelsüblich z. B. als Gene- 
ratorkoks, Grobkoks, Grudekoks, Hartkoks, Industriekoks bezeichnet wird, sowie der durch Überschwemmen 
“lf a f er ,r f rank Q? 1 ") °1 er durch andere Maßnahmen inertisierte Steinkohlenschwelkoks gelten nicht als 
selbstentzundhch im Sinne der EVO § 54 und sind somit den Vorschriften der Anlage 0 nicht unterstellt « 


Die Randnummer 207, Abs. ( 2 ), erhält am Schluß mit neuer Zeile folgenden Zusatz: 

»Für nicht inertisierten Steinkohlenschwelkoks ist die Verpackung in Säcke aus Papier Jute und 
ähnlichen Stoffen unzulässig.« 


In Randnummer 215 werden in der Bem. zum Buchst, d) die Worte »von inertisiertem Braunkohlen¬ 
schwelkoks« ersetzt durch: »von gealtertem (inertisiertem) Braunkohlenschwelkoks«. 


Berlin, den 9. August 1944. 


Der Reichs verkehrsmini.st er 

, In Vertretung 

Dr. Rau 


Bekanntmachung 

zu der dem Internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbahnfrachtverkehr 
beigefügten Liste. 

Vom 19. Juli 1944. 

Die Angaben der Liste unter »Norwegen« sind 
geändert worden. Die Änderungen sind in Nr. 159 
des Deutschen Reichsanzeigers und Preußischen 
Staatsanzeigers vom 18. Juli 1944 enthalten. 

Berlin, den 19. Juli 1944. 

Der Reichsverkehrsminister 

Im Auftrag 
Dr. Kreul 


Bekanntmachung 

zu der dem Internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbahn-Personen-und Gepäckverkehr 
beigefügten Liste. 

Vom 26. Juli 1M4. 

Die Angaben der Liste unter »Norwegen« sind 
geändert worden. DieÄnderungensindinNr. 162 
des Deutschen Reichsanzeigers und Preußischen 
Staatsanzeigers vom 21. Juli 1944 enthalten. 

Berlin, den 26. Juli 1944. 

Der Reichsverkehrs minister 

Im Auftrag 
Dr. R a u 
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Bekanntmachung über das deutsch-ungarische Abkommen 
über die gegenseitige Anerkennung von familienrechtlichen Entscheidungen und von Todeserklärungen. 

Vom 31. Juli 1944. 

Am 2. Oktober 1942 ist in Berlin von Vertretern des Großdeutschen Reichs und des Königreichs 
Ungarn ein Abkommen über die gegenseitige Anerkennung von familienrechtlichen Entscheidungen 
tind von Todeserklärungen unterzeichnet worden. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Das Abkommen ist ratifiziert worden. Der Austausch der Ratifikationsurkunden hat am 17. Mai 1944 
in Budapest stattgefunden. Das Abkommen wird gemäß seinem Artikel 17 am 18. August 1944 
in Kraft treten. 

Berlin, den 31. Juli 1944. 

Der Reichsminister des Auswärtigen 

In Vertretung 

Dr. Baron Steensraeht 


* 

Abkommen 

zwischen dem Deutschen Reich 
und dem Königreich Ungarn 
über die gegenseitige Anerkennung 
von familienrechtlichen Entscheidungen 
und von Todeserklärungen 

Das Deutsche Reich 
und 

das Königreich Ungarn 

sind übereingekommen, die gegenseitige Aner¬ 
kennung von familienrechtlichen Entscheidun¬ 
gen und von Todeserklärungen durch ein Ab¬ 
kommen zu regeln. Zu diesem Zweck haben zu 
Bevollmächtigten ernannt: 

Der Deutsche Reichskanzler: 

den Unterstaatssekretär im Auswärtigen Amt 
Herrn Dr. Friedrich Gaus, 
den Ministerialdirektor im Reichsjustizmini- 
sterium 

Herrn Dr. Erich Vo 1 k m a r 
und 

den Vortragenden Legationsrat im Auswärti¬ 
gen Amt 

Herrn Dr. Karl Schwagula, 


Egyezmeny 

a Magyar Kirälysäg 
es a Nemet Birodalom kozött 
a csalädjogi hatärozatok 
es holtnaknyilvänitäsok 
kölcsönös elismerese tärgyäban. 

A Magyar Kirälysäg 
es 

a Nemet Birodalom 

megällapodtak abban, hogy a csalädjogi hata- 
rozatok es a holtnaknyilvänitäsok kölcsönös 
elismereset egyezmennyel szabälyozni fogjäk. 
Ebböl a celbol meghatalmazottaikkd kineveztek: 

Ö Fömeltösäga a Magyar Kirälysäg 
K ormänyzöj a: 

dr. Szondy Viktor urat, magyar kirälyi kül- 
ügyminiszteriumi miniszteri osztälyfönököt, 

dr. Kädär Levente urat, magyar kirälyi bel- 
ügyminiszteriumi ällamtitkärt 

es 

dr. Lupkovics György urat, a kirälyi Kuria 
biräjat; 
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Seine Durchlaucht der Reichsverweser 
des Königreichs Ungarn: 
den Sektionschef im Königlich Ungarischen 
Ministerium des Äußern 
Herrn Dr. Viktor Szondy, 
den Staatssekretär im Königlich Ungarischen 
Ministerium des Innern 
Herrn Dr. Levente Kädär 
und 

den Richter der Königlich Ungarischen Kurie 
Herrn Dr. Georg Lupkovics. 

Die Bevollmächtigten haben einander ihre 
Vollmachten mitgeteilt und sie in Ordnung be¬ 
funden. Sie haben sich über folgende Bestim¬ 
mungen geeinigt: 

Erster Abschnitt 

Ehesachen 

Artikel 1 

Entscheidungen der Gerichte des Heimatstaates 
beider Ehegatten 

Die in Ehesachen ergangenen rechtskräftigen 
Entscheidungen der Gerichte eines Vertrag¬ 
schließenden Teils werden im Gebiet des ande¬ 
ren Teils anerkannt, wenn die Ehegatten in dem 
Zeitpunkt, in dem die Entscheidung rechtskräf¬ 
tig geworden ist, dem Vertragschließenden Teil 
angehörten, dessen Gericht die Entscheidung 
gefällt hat. 

Artikel 2 

Ehescheidungen der Gerichte des Heiinatstaates 
eines der Ehegatten 

(1) Rechtskräftige Entscheidungen der Ge¬ 
richte eines Vertragschließenden Teils, durch 
die eine Ehe geschieden worden ist, werden im 
Gebiet des anderen Teils außer im Falle des 
Artikels 1 auch dann anerkannt, wenn der Ehe¬ 
mann in dem Zeitpunkt, in dem die Entschei¬ 
dung rechtskräftig geworden ist, dem Vertrag¬ 
schließenden Teil angehörte, dessen Gericht die 
Entscheidung gefällt hat. War der Ehemann 
früher Angehöriger des anderen Vertragschlie¬ 
ßenden Teils und ist die Scheidung auf eine 
Tatsache gestützt, die sich ereignet hat, wäh¬ 
rend der Mann diesem Teil angehörte, so setzt 
die Anerkennung weiter voraus, daß die Tat¬ 
sache auch nach dem Recht dieses Teils einen 
Scheidungsgrund bildet. 

( 2 ) War die Ehefrau beim Eintritt der Rechts¬ 
kraft der Entscheidung oder bis zur Eheschlie¬ 
ßung Angehörige des Vertragschließenden Teils, 
dessen Gericht die Scheidung ausgesprochen 
hat, während der Ehemann beim Eintritt der 
Rechtskraft der Entscheidung dem anderen 
Vertragschließenden Teil angehörte, so wird die 
Scheidung von diesem Teil anerkannt, wenn die 
Ehegatten in dem Gebiet, in dem die Scheidung 
ausgesprochen wurde, mindestens ein Jahr lang 
entweder ihren letzten gemeinsamen Aufenthalt 
vor der Klageerhebung oder ihren gewöhnlichen 
Aufenthalt bis zur Klageerhebung gehabt haben. 


A Nerriet. Birodalmi Kancellär: 

Dr. Friedrich Gaus urat, alällamtitkärt a 
külügyi hivatalban, 

Dr. Erich Volkmar urat, Ministerialdirektort 
a birodalmi igazsägügyminiszteriumban 

es 

Dr. Karl Schwagula urat, elöadö követsegi 
tanäcsost a külügyi hivatalban. 

A meghatalmazottak meghatalmazäsaikat egv- 
mässal közöltek es azokat rendben talältäk. A 
következö rendelkezesekben ällapodtak meg: 

El so Fejezet. 

Häzassägi iigyek, 

1. cikk. 

A mindket häzasfel hazäjänak birösäga ältal 
hozott hatärozatok. 

Az egyik Szerzödö Fel birösägai ältal häzas¬ 
sägi ügyekben hozott hatärozatokat a mäsik 
Szerzödö Fel területen el keil ismerni, ha a 
häzasfelek abban az idöben, amikor a hatärozat 
jogeröre emelkedett, annak a Szerzödö Felnek 
voltak ällampolgärai, amelynek birösäga a hatä- 
rozatot hozta- 

2. cikk. 

Az egyik häzasfel hazäjänak birösäga ältal 
hozott felbontö hatärozatok. 

( 1 ) Az egyik Szerzödö Fel birösägänak olyan 
jogerös hatärozatait, amellyel valamely liäzas- 
sägot felbontott, a mäsik Szerzödö Fel területen 
az 1. cikkben emlitett eseten felül akkor is el 
keil ismerni, ha abban az idöben, amikor a 
hatärozat jogeröre emelkedett, a ferj annak a 
Szerzödö Felnek volt ällampolgära, amelynek 
birösäga a hatärozatot hozta. Ha a ferj koräb- 
ban a mäsik Szerzödö Felnek az ällampolgära 
volt es a bontäs olyan tenyen alapul, amely 
akkor törtent, amikor a ferj ennek a Szerzödö 
Felnek volt ällampolgära, az elismeresnek 
toväbbi elöfeltetele, hogy a teny ennek a Szer¬ 
zödö Felnek joga szerint is bontöok legyen. 


( 2 ) Ha a hatärozat jogeröre emelkedesekor 
vagy a häzassäg megköteseig a feleseg volt 
annak a Szerzödö Felnek ällampolgära, amely¬ 
nek birösäga a felbontäst kimondotta, a ferj 
pedig a hatärozat jogeröre emelkedesekor a 
mäsik Szerzödö Felnek az ällampolgära volt, 
ez a Szerzödö Fel a bontäst csak akkor ismeri 
el, ha a häzasfeleknek vagy az utolsö közös 
tartözkodäsi helye a keresetin ditäs elött vagy 
rendes tartözkodäsi helye egeszen a kereset 
meginditäsäig legaläbb egy even ät azon a 
területen volt, ahoi a bontäst kimondottäk. Az 
elismeresnek toväbbi elöfeltetele, hogy az a 
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Die Anerkennung setzt weiter voraus, daß die 
Tatsachen, auf die die Entscheidung gestützt 
ist, auch nach dem heimatlichen Recht des Ehe¬ 
mannes einen Scheidungsgrund bilden. 

Artikel 3 

Mehrfache Anhängigkeit einer Ehesache 

Ist im Gebiet eines Vertragschließenden Teils 
eine Ehesache anhängig und wird später vor 
einem Gericht des anderen Teils ein Verfahren 
in der gleichen Sache anhängig, so hat dieses 
Gericht auf Antrag einer Partei oder des Staats¬ 
anwalts die sachliche Entscheidung abzulehnen, 
wenn in dem früheren Verfahren eine Ent¬ 
scheidung ergehen kann, die im Gebiet des Ver¬ 
tragschließenden Teils, in dem das spätere Ver¬ 
fahren eingeleitet wurde, anzuerkennen wäre. 

Zweiter Abschnitt 

Ehelichkeit und Annahme an Kindes Statt 

Artikel 4 

Ehelichkeit durch nachfolgende Ehe 

Ob ein uneheliches Kind durch die nachfol¬ 
gende Ehe der Eltern ehelich geworden ist, wird 
nach den Gesetzen des Vertragschließenden 
Teils beurteilt, dem der Vater zur Zeit der Ehe¬ 
schließung angehört hat. Die Feststellung, daß 
nach diesen Gesetzen das Kind ehelich gewor¬ 
den ist, können die Behörden jedes Vertrag¬ 
schließenden Teils für dessen Bereich treffen. 

Artikel 5 

Ehelichkeitserklärung durch Verfügung der 

Staatsgewalt 

(1) Die Ehelichkeitserklärung eines unehe¬ 
lichen Kindes und, soweit dies vorgesehen ist, 
ihre Zurücknahme stehen ausschließlich dem 
Vertragschließenden Teil zu, dem der Vater 
angehört. 

( 2 ) Die gemäß Absatz 1 ergangenen E 11 ;Schei¬ 
dungen werden im Gebiet des anderen Vertrag¬ 
schließenden Teil anerkannt. Ist das Kind An¬ 
gehöriger dieses Teils und verlangen dessen 
Gesetze zur Ehelichkeitserklärung die Einwilli¬ 
gung des Kindes oder seines gesetzlichen Ver¬ 
treters oder die Einwilligung von Personen, zu 
denen das Kind in einem familienrechtlichen 
Verhältnisse steht, oder die Genehmigung einer 
Behörde, so setzt die Anerkennung weiter vor¬ 
aus, daß diese Erfordernisse erfüllt sind. 

Artikel 6 

Annahme an Kindes Statt 

( 1 ) Für die Bestätigung eines Kindesannahme¬ 
vertrages sind ausschließlich die Behörden des 
Vertragschließenden Teils zuständig, dem der 
Annehmendc angehört. 

( 2 ) Die gemäß Absatz 1 ausgesprochene 
rechtskräftige Bestätigung des Kindesannahme¬ 
vertrages wird im Gebiet des anderen Teils an¬ 
erkannt. Artikel 5 Absatz 2 Satz 2 gilt ent¬ 
sprechend. 


teny, amelyen a hatärozat alapul, a ferj hazai 
joga szerint is bontöok legyen. 


3. cikk. 

Perfüggöseg hazassagi iigyben. 

Ha az egyik Szerzödö Fel területen valamely 
hazassagi iigy folyamatban van es kesöbb a 
mäsik Szerzödö Fel valamelyik birösäga elött 
ugyanabban az ügyben eljäräs indul, ez a 
birösäg valamelyik fei vagy a kirälyi ügyesz 
(ällamügyesz) inditvänyära az erdemleges lia- 
tarozathozatalt megtagadja, ha az elöbbi eljäräs- 
ban olyan hatärozatot hozhatnak, amelyet annak 
a Szerzödö Felnek területen, ahoi a kesöbbi 
eljäräst inditottäk, el kellene ismerni. 

Mäsodik Fejezet. 

Törvenyesites es örökbefogadäs. 

4. cikk. 

Törvenyesites utölagos häzassäggal. 

Azt, hogy a häzassägonkivüli gyermek a 
szülök utölagos häzassägäval törvenyesse vält-e, 
annak a Szerzödö Felnek jogszabälyai szerint 
keil elbirälni, amelynek az atya a häzassäg- 
köteskor ällampolgära volt. Azt, hogy a gyer¬ 
mek ezek szerint a jogszabälyok szerint tör¬ 
venyesse vält, sajät joghatösäguk szempont jäböl 
mindegyik Szerzödö Fel hatösägai maguk älla- 
pithatjäk meg. 

5. cikk. 

Törvenyesites ällamhatalmi (äUamföi) 
elhatärozässal. 

( 1 ) A häzassägonkivüli gyermek törvenyesi- 
tesere ällamhatalmi (ällamföi) elbatärozässal 
es-amennyiben lielye van-annak hatälyon kivül 
helyezesere kizärölag az a Szerzödö Fel jogo- 
sult, amelynek az atya ällampolgära. 

( 2 ) Az ( 1 ) bekezdesnek megfelelöen hozott 
hatärozatokat a mäsik Szerzödö Fel területen el 
keil ismerni. Ha a gyermek ennek a Szerzödö 
Felnek ällampolgära es ennek jogszabälyai a 
törvenyesiteshez a gyermeknek, vagy törvenyes 
kepviselöjenek vagy a gyermekkel csalädjogi 
viszonyban ällö szemelyeknek beleegyezeset, 
avagy valamely hatösägnak a jöväliagyäsät 
kivänjäk meg, az elismeresnek toväbbi elöfel- 
tetele, hogy ezeket a követelmenyeket teljesi- 
tettek. 

6. cikk. 

örökbefogadäs. 

( 1 ) Az örökbefogadäsi szerzödes megerösi- 
tesere kizärölag annak a Szerzödö Felnek hatö¬ 
sägai jogosultak, amelynek az örökbefogadö 
ällampolgära. 

( 2 ) Az örökbefogadäsi szerzödesnek az ( 1 ) 
bekezdesnek megfelelö jogerös megerösiteset a 
mäsik Szerzödö Fel területen el keil ismerni. 
Az 5. cikk ( 2 ) bekezdesenek mäsodik mondata 
megfelelöen iränyadö. 
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Artikel 7 

Aufhebung des Annahmeverhältnisses 

Die Vorschriften des Artikels 6 gelten sinn¬ 
gemäß für die behördliche und vertragliche 
Aufhebung des Kindesannahmeverhältnisses. 

Dritter Abschnitt 

Todeserklärung 

und Feststellung des Todes und der Todeszeit 

Artikel 8 

Todeserklärung mit allgemeiner Wirkung 

Hat das Gericht eines Vertragschließenden 
Teils einen Verschollenen rechtskräftig für tot 
erklärt, so wird diese Entscheidung im Gebiet 
des anderen Teils anerkannt, wenn der Ver¬ 
schollene in dem letzten Zeitpunkt, in dem er 
nach den vorhandenen Nachrichten noch gelebt 
hat, dem Vertragschließenden Teil angehörte, 
dessen Gericht die Todeserklärung ausgespro¬ 
chen hat. 

Artikel 9 

Todeserklärung mit allgemeiner Wirkung 
auf Antrag der Ehefrau 

Hat das Gericht eines Vertragschließenden 
Teils einen Angehörigen des anderen Teils auf 
Antrag seiner Ehefrau rechtskräftig für tot 
erklärt, so wird die Entscheidung im Gebiet des 
anderen Teils anerkannt, wenn die Frau bei 
Stellung des Antrags ihren gewöhnlichen Auf¬ 
enthalt im Gebiet des Teils hatte, dessen Ge¬ 
richt die Todeserklärung ausgesprochen hat, 
und wenn sie ferner diesem Teil angehört oder 
bis zu ihrer Verheiratung mit dem Verscholle¬ 
nen angehört hat. 

Artikel 10 

Todeserklärung mit beschränkter Wirkung 

Hat außer im Falle des Artikels 9 das Ge¬ 
richt eines Vertragschließenden Teils einen An¬ 
gehörigen des anderen Teils rechtskräftig für 
tot erklärt, so wird die Entscheidung im Gebiet 
dieses Teils nur für die Rechtsverhältnisse, die 
nach dem Recht des anerkennenden Teils dem 
im Gebiet des anderen Teils geltenden Recht 
unterstehen, und für das dort befindliche Ver¬ 
mögen anerkannt. 

Artikel 11 

Aufhebung 

(1) Wird die Todeserklärung von einem Ge¬ 
richt des Vertragschließenden Teils, in dessen 
Gebiet sie ausgesprochen worden ist, aufgeho¬ 
ben, weil der für tot Erklärte die Todeserklä¬ 
rung überlebt hat, so wird die Aufhebung im 
Gebiet des anderen Teils anerkannt. 

( 2 ) Das gleiche gilt, wenn in den Fällen der 
Artikel 9 und 10 die Todeserklärung von dem 
Gericht des Teils aufgehoben wird, dem die für 
tot erklärte Person in dem letzten Zeitpunkt, 
in dem sie nach den vorhandenen Nachrichten 
noch gelebt hat, angehörte. 


7. cikk. 

Az örökbefogadäs hatälyänak megszüntetese. 

Az örökbefogadäs hatälyänak hatosägi es 
szerzödeses megszüntetesere a 6. cikk rendel- 
kezesei ertelemszerüen iränyadök. 

Harmadik Fejezet. 

Holtnaknyilvänitäs, a haläl tenyenek es ide- 
jenek megällapitäsa. 

8. cikk. 

Holtnaknyilvänitäs ältalänos joghatällyal. 

Ha az egyik Szerzödö Fel birosäga valamely 
eltiint szemelyt jogerösen holtnak nyilvänitott, 
ezt a hatärozatot a mäsik Szerzödö Fel területen 
el keil ismerni, ha az eltünt az utolsö idöben, 
amikor a rendelkezesre ällö hirek szerint meg 
eit, annak a Szerzödö Felnek volt az ällampol- 
gära, amelynek birosäga öt holtnak nyilväni- 
totta. 

9. cikk. 

Holtnaknyilvänitäs ältalänos joghatällyal a 
feleseg kerelmere. 

Ha az egyik Szerzödö Fel birosäga a mäsik 
Szerzödö Fel ällampolgärät felesegenek kerel¬ 
mere nyilvänitotta jogerösen holtnak, ezt a 
hatärozatot a mäsik Szerzödö Fel területen el 
keil ismerni, ha a feleseg rendes tartözkodäsi 
helye a kerelem elöterjesztesekor annak a Szer¬ 
zödö Felnek a területen volt, amelynek birosäga 
a holtnaknyilvänitäst kimondotta, felteve, hogy 
a feleseg ennek a Szerzödö Felnek az ällampol- 
gära, vagy az eltünttel valö häzassägänak meg- 
köteseig ennek az ällampolgära volt. 

10. cikk. 

Holtnaknyilvänitäs korlätolt joghatällyal. 

Ha az egyik Szerzödö Fel birosäga a mäsik 
Szerzödö Fel ällampolgärät — a 9. cikkben 
emlitett eseten kivül — jogerösen holtnak nyil¬ 
vänitotta, ezt a hatärozatot ennek a Szerzödö 
Felnek területen csak az ott talälhatö vagyonra 
es azokra a jogviszonyokra nezve keil elismerni, 
amelyekre az elismerö Szerzödö Fel joga szerint 
a mäsik Szerzödö Fel területen iränyadö jogot 
keil alkalmazni. 

11. cikk. 

Hatälyonkivülhelyezes. 

( 1 ) Ha a holtnaknyilvänitäst annak a Szerzödö 
Felnek birosäga, amelynek területen azt kimon- 
dottäk, hatälyon kivül lielyezi, mert a holt- 
naknyilvänitott a holtnaknyilvänitäst tulelte, a 
hatälyonkivülhelyezest a mäsik Szerzödö Fel 
területen el keil ismerni. 

( 2 ) Ugyanez all, ha a 9. es a 10. cikkben em¬ 
litett esetekben a holtnaknyilvänitäst annak a 
Szerzödö Felnek a birosäga helyezi hatälyon 
kivül, amelynek a holtnaknyilvänitott ällampol¬ 
gära volt abban az utolsö idöben, amikor a ren¬ 
delkezesre ällö hirek szerint meg eit. 
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Artikel 12 

Feststellung des Todes und der Todeszeit 

Artikel 8 gilt entsprechend für rechtskräftige 
gerichtliche Entscheidungen, durch die auf 
Grund eines besonderen Verfahrens ohne Todes¬ 
erklärung der Tod und der Zeitpunkt des Todes 
einer Person festgestellt wird. 

Artikel 13 
Übergangsregelung 

(1) Dem Angehörigen eines Vertragschließen¬ 
den Teils steht der Verschollene oder Ver¬ 
storbene gleich, der früher einem nicht mehr 
bestehenden Staat angehört hat, aber im Zeit¬ 
punkt der Todeserklärung oder der Feststellung 
der Todeszeit einem Vertragschließenden Teil 
angehören würde, wenn er bis zu diesem Zeit¬ 
punkt gelebt hätte. 

( 2 ) Dem Angehörigen eines Vertragschließen¬ 
den Teils steht ferner der Verschollene oder 
Verstorbene gleich, der früher einem dritten, 
noch bestehenden Staat angehört hat, aber in 
dem in der Entscheidung festgestellten Todes¬ 
zeitpunkt einem Vertragschließenden Teil an¬ 
gehört hätte, wenn er bis dahin gelebt hätte. 

(3) Im Falle des Artikels 9 steht einer Frau, 
die bis zu ihrer Verheiratung einem Vertrag¬ 
schließenden Teil angehört hat, die Frau gleich, 
die zur Zeit der Antragstellung einem Vertrag¬ 
schließenden Teil angehören würde, wenn sie 
den Verschollenen oder Verstorbenen nicht ge¬ 
heiratet hätte. 

Vierter Abschnitt 

Schlußbestimmungen 

Artikel 14 

Persönlicher Geltungsbereich des Abkommens 

( 1 ) Die Bestimmungen dieses Abkommens wer¬ 
den nur angewandt, wenn wenigstens einer der 
Beteiligten einem Vertragschließenden Teil an¬ 
gehört oder nach Artikel 13 einem Angehörigen 
der Vertragschließenden Teile gleichsteht. 

( 2 ) Als Beteiligte sind anzusehen: 

im Falle der Artikel 1 bis 3 die Ehegatten, 

im Falle der Artikel 4, 5 der Vater und das 
Kind, 

im Falle der Artikel 6, 7 der Annehmende 
und das Kind, 

im Falle der Artikel 8 bis 13 der Verschol¬ 
lene oder der Verstorbene. 

Artikel 15 

Versagung der Anerkennung 

(1) Die Anerkennung kann versagt werden, 
wenn sie gegen die guten Sitten oder die öffent¬ 
liche Ordnung verstoßen würde. 

( 2 ) Die Anerkennung kann ferner versagt 
werden, wenn in der Entscheidung hinsichtlich 
eines Angehörigen des Vertragschließenden Teils, 


12. cikk. 

A haläl tenyenek es idejenek megällapitäsa. 

A 8. cikk megfelelöen iränyado az olyan jog- 
erös biröi hatärozatokra is, amelyekkel valamely 
szemely halälänak tenyet es idejet valamely 
különös eljäräs alapjän holtnaknyilvänitäs nel- 
kül ällapitottäk meg. 

13. cikk. 

Ätmeneti rendelkezesek. 

( 1 ) Az olyan eltünt vagy meghalt szemely is, 
aki korabban valamely mär fenn nem ällö ällarn- 
nak a polgära volt, azonban a holtnaknyilväni¬ 
täs idejeben vagy a haläl idejenek megällapitä- 
sakor valamelyik Szerzödö Fel ällampolgära 
lenne, ha eddig az ideig eit volna, ennek a Szer¬ 
zödö Felnek az ällampolgäräval egy tekintet 
alä esik. 

( 2 ) Az olyan eltünt vagy meghalt szemely is, 
aki koräbban egy harmadik, meg most is fenn- 
ällö ällamnak a polgära volt, azonban az elha- 
lälozäsnak a hatärozatban megällapitott ideje¬ 
ben valamelyik Szerzödö Fel ällampolgära lett 
volna, ha addig az ideig eit volna, ennek a Szer¬ 
zödö Felnek az ällampolgäräval egy tekintet 
alä esik. 

( 3 ) Az olyan nö, aki a kerelem elöterjesztese- 
nek idejeben valamelyik Szerzödö Fel ällam¬ 
polgära lenne, ha az eltünt vagy meghalt sze- 
mellyel nem kötött volna häzassägot, a 9. cikk 
alkalmazäsäban egy tekintet alä esik az olyan 
növel, aki a häzassägänak megköteseig valame¬ 
lyik Szerzödö Felnek ällampolgära volt. 

Negyedik Fejezet. 

Zärörendelkezesek. 

14. cikk. 

Az Egyeznicny szemelyi terjcdelme. 

( 1 ) Ennek az Egyezmenynek rendelkezeseit 
csak akkor keil alkalmazni, ha legaläbb az egyilt 
erdekelt valamelyik Szerzödö Fel ällampolgära 
vagy a 13. cikk ertelmeben valamelyik Szerzödö 
Felnek ällampolgäräval egy tekintet alä esik. 

( 2 ) Erdekeltnek szämitanak: 

az 1—3. cikkek eseteben a liäzasfelek, 

a 4. es 5. cikk eseteben az atya es a gver- 
mek, 

a 6. es 7. cikk eseteben az örökbefogadö 
es az örökbefogadott, 

a 8—13. cikkek eseteben az eltünt vagy 
meghalt szemely. 

15. cikk. 

Az elismeres megtagadäsa. 

( 1 ) Az elismerest meg lehet tagadni, ha az a 
jöerkölcsökbe vagy a közrendbe iitköznek. 

( 2 ) Az elismerest toväbbä akkor is meg lehet 
tagadni, ha annak a Szerzödö Felnek az ällam- 
polgärära vonatkozö hatärozatban, amelvnek 
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in dessen Gebiet die Entscheidung anerkannt 
werden soll, bei Beurteilung der Handlungs¬ 
fähigkeit oder der gesetzlichen Vertretung oder 
bei Beurteilung eines für den Anspruch maß¬ 
gebenden familienrechtlichen Verhältnisses zu 
seinem Nachteil andere als die Vorschriften zu 
Grunde gelegt Sind, die nach dem Recht dieses 
Teils anzuwenden gewesen wären. Die Entschei¬ 
dung ist jedoch anzuerkennen, wenn sie auch bei 
Anwendung dieser Vorschriften begründet wäre. 

( 3 ) Hat sich in einer Ehesache der Beklagte 
auf das Verfahren nicht eingelassen, so ist die 
Anerkennung zu versagen, wenn die Zustellung 
der das Verfahren einleitenden Ladung oder 
Verfügung an den Beklagten oder seinen zur 
Empfangnahme berechtigten Vertreter nicht 
rechtzeitig oder lediglich im Wege der öffent¬ 
lichen Zustellung öder im Ausland auf einem 
anderen Weg als dem der gegenseitigen Rechts¬ 
hilfe oder der vom diplomatischen oder konsu¬ 
larischen Vertreter ohne Anwendung von Zwang 
vorgenommenen Zustellung bewirkt worden ist. 

Artikel 16 

Nachprüfung der Gesetzmäßigkeit 
der Entscheidung 

Die Behörde des Vertragschließenden Teils, 
in dessen Gebiet eine Entscheidung anerkannt 
werden soll, ist bei Prüfung der die Anerken¬ 
nung der Entscheidung begründenden Um¬ 
stände sowie bei Prüfung der Vei'sagungsgründe 
an die tatsächlichen Feststellungen der Ent¬ 
scheidung nicht gebunden. Eine weitere Nach¬ 
prüfung der Gesetzmäßigkeit der Entscheidung 
ist, wenn die Vorschriften dieses Abkommens 
über das anzuwendende Recht beachtet sind, 
nicht zulässig. 

Artikel 17 

Ratifikation und Inkrafttreten 

( 1 ) Das Abkommen soll ratifiziert werden. Die 
Ratifikationsurkunden sollen sobald wie mög¬ 
lich in Budapest ausgetauscht werden. 

( 2 ) Das Abkommen tritt drei Monate nach Ab¬ 
lauf des Tages, an dem der Austausch der Rati¬ 
fikationsurkunden stattgefunden hat, in Kraft. 
Es bleibt in Geltung bis zum Ablauf von sechs 
Monaten nach Ablauf des Tages, an dem die 
Kündigung des einen Vertragschließenden Teils 
dem anderen Teil zugegangen ist. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtigten 
dieses Abkommen unterzeichnet und mit ihren 
Siegeln versehen. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deut¬ 
scher und ungarischer Sprache in Berlin am 
2. Oktober 1942. 


területen a hatärozatot el kellene ismerni, a cse- 
lekvökepesseg, vagy a törvenyes kepviselet, 
vagy az igeny elbiräläsänäl iränyadö csalädjogi 
viszony megitelesenel az ö hätränyära mäs jog- 
szabälyokat vettek alapul, mint amelyeket ennek 
a Szerzödö Felnek joga szerint alkalmazni kel- 
lett volna. A hatärozatot azonban megis el keil 
ismerni, ha az ezeknek a jogszabälyoknak az al- 
kalmazäsa eseteben is helytällo lenne. 

( 3 ) Ha valamely häzassägi ügyben az alperes 
az eljäräsba nem bocsätkozott bele, az elismerest 
meg keil tagadni, ha az eljärast meginditö ide- 
zövegzest vagy hatösagi rendelkezest az alpe- 
resnek vagy az annak elfogadäsära feljogositott 
megbizottjänak nem kellö idöben vagy csakis 
hirdetmenyi kezbesites utjän, avagy külföldön, 
de mäs uton, mint a kölcsönös jogsegelyforga- 
lomban, vagy nem a diplomaciai illetve konzuli 
kepviselö utjän — kenyszer nelkül — kezbe- 
sitettek. 

16. cikk. 

A hatärozat törvenyessegenek vizsgälata. 

Annak a Szerzödö Felnek hatosäga, amelynek 
területen valamely hatärozatot el keil ismerni, 
a hatärozat elismereset megalapozo körülme- 
nyek, valamint a megtagadäsi okoknak a vizsgä- 
latäban a hatärozat tenymegällapitäsaihoz nin- 
csen kötve. A hatärozat törvenyesseget — 
amennyiben ennek az Egyezmenynek az alkal- 
mazandö jogra vonatkozö rendelkezeseit meg- 
tartottäk — toväbbi vizsgälat tärgyävä tenni 
nem szabad. 

17. cikk. 

Megerösites es hatälybalepes. 

( 1 ) Az Egyezmenyt meg keil erösiteni. A meg- 
erösitö okiratokat, mihelyt lehetseges, Buda- 
pesten keil kicserelni. 

( 2 ) Az Egyezmeny a megerösitö okiratok ki- 
cserelesenek napjätöl szämitott härom honap 
mulva lep hatälyba. Hatälyban marad attöl a 
naptöl szämitott hat honapig, amikor az egyik 
Szerzödö Fel felmondäsät a rnäsik Szerzödö 
Fellel közöltek. 


Ennek hiteleül a meghatalmazottak ezt az 
Egyezmenyt aläirtäk es pecsetjükkel ellättäk. 

Kiällittatott ket eredeti peldänyban, magyar 
es nemet nyelven, Berlinben, 1942. evi Oktober 
ho 2. napjän. 


Friedrich Gaus Szondy Viktor 

Dr. Erich Volkmar Kädär Levente 

Dr. Karl Schwagula Dr. Lupkovics György 


Nr. 12 — Tag der Ausgabe: 18. August 1944 


59 


Schlußprotokoll 

Bei Unterzeichnung dieses Abkommens er¬ 
klären die Bevollmächtigten im Namen ihrer 
Regierungen, daß Einverständnis über folgendes 
besteht: 

I. Zu Artikel 1: 

Unter Ehesachen sind zu verstehen: 

a) im Deutschen Reich: 

Verfahren betreffend Nichtigerklärung, 
Aufhebung oder Scheidung einer Ehe, be¬ 
treffend Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens einer Ehe und betreffend 
Herstellung der ehelichen Gemeinschaft, 
im Protektorat Böhmen und Mähren auch 
die Verfahren betreffend die Trennung einer 
Ehe und die Scheidung von Tisch und Bett; 

b) im Königreich Ungarn: 

Verfahren betreffend Nichtigerklärung, 
Anfechtung oder Scheidung (Auflösung) 
einer Ehe, Verfahren betreffend die Tren¬ 
nung von Bett und Tisch, Verfahren be¬ 
treffend Feststellung des Bestehens oder 
Nichtbestehens einer Ehe und die Fest¬ 
stellung, daß eine Ehe infolge Fehlens be¬ 
stimmter Nichtigkeitsgründe gültig ist. so¬ 
wie das Verfahren betreffend Herstellung 
der ehelichen Gemeinschaft. 

II. Zu Artikel 8 bis 10: 

Wird ein Verschollener, der mit beschränkter 
Wirkung (Artikel 10) rechtskräftig für tot er¬ 
klärt ist, von dem Gericht des Vertragschließen¬ 
den Teils, dem er angehörte, gemäß Artikel 8 
mit allgemeiner Wirkung für tot erklärt, und 
ist der Todeszeitpunkt in beiden Todeserklärun¬ 
gen verschieden festgestellt, so wird die im 
Heimatstaat des Verschollenen ausgesprochene 
Todeserklärung (Artikel 8) nur für die Rechts¬ 
verhältnisse anerkannt, auf die sich die mit 
beschränkter Wirkung ausgesprochene Todes¬ 
erklärung (Artikel 10) nicht erstreckt. Diese 
Bestimmung bleibt außer Betracht, wenn die 
mitbeschränkterWirkung ausgesprochene Todes¬ 
erklärung gemäß Artikel 11 Absatz 2 aufge¬ 
hoben ist. 

III. Zu Artikel 11: 

Eine Aufhebung nach Artikel 11 Absatz 2 darf 
nur erfolgen, wenn bewiesen ist, daß der Ver¬ 
schollene die Todeserklärung überlebt hat. 


IV. Zu Artikel 8 bis 11: 

Wird bei dem Gericht eines Vertragschließen¬ 
den Teils ein Verfahren betreffend die Todes¬ 
erklärung eines Angehörigen des anderen Teils 


Zäröjegyzökönyv. 

Ennek az Egyezmenynek aläiräsa alkalmäval 
a meghatalmazottak kormanyaik neveben kije- 
lentik, liogy egyetertes all fenn köztük a követ- 
kezökre nezve: 

1. Az 1. cilckhez: 

Häzassägi ügyek alatt erteni keil: 

a) a Magyar Kirälysägban: 

a liäzassäg ervenytelenitesere, megtä- 
madäsära vagy felbontäsära, az ägytöl es 
asztaltöl valö elväläsra, a häzassag lete- 
zesenek vagy nemletezesenek, valamint az 
annak megällapitäsära iränyulö eljäräst, 
hogy a häzassag bizonyos semmisegi ok 
liiänyäban ervenyes, toväbbä a häzassägi 
eletközösseg helyreällitäsära iränyulö el- 
järäst; 

b) a Neinet Birodalomban: 

a häzassag ervenytelenitesere, megszün- 
tetesere, vagy felbontäsära, a häzassag 
letezesenek vagy nemletezesenek megälla¬ 
pitäsära es a häzassägi eletközösseg hely¬ 
reällitäsära iränyulö eljärast, a Cseh-Morva 
Vednöksegben a häzassag felbontäsära es 
az asztaltöl es ägytöl valö elväläsra 
vonatkozö eljärast is. 


11. A 8 — 10. cikkekhez: 

Ha a korlätolt joghatällyal (10. cikk) jogerö- 
sen holtnaknyilvanitott eltiint szemelyt annak 
a Szerzödö Felnek birösäga, amelynek ällampol- 
gära volt, a 8. cikknek megfelelöen ältalänos 
joghatällyal holtnaknyilvänitotta es a haläl 
idejet a ket holtnaknyilvänitö hatärozatban elte- 
röen ällapitottäk meg, az eltünt hazäjäban ki¬ 
mondott holtnaknyilvänitäst (8. cikk) csak azok- 
ra a jogviszonyokra nezve keil elismerni, ame- 
lyekre a korlätolt joghatällyal kimondott holt- 
naknyilvänitäs (10. cikk) nein terjed ki. Ez a ren- 
delkezes figyelmen kivül marad, ha a korlätolt 
joghatällyal kimondott holtnaknyilvänitäst a 
11 . cikk ( 2 ) bekezdesenek megfelelöen hatälyon 
kivül helyeztek. 

111. A 11. ciklchez: 

A holtnaknyilvänitö hatärozatot a 11. cikk ( 2 ) 
bekezdese ertelmeben csak akkor lehet hatälyon 
kivül lielyezni, ha bizonyitva van, hogy az el¬ 
tünt egyen a holtnaknyilvänitäst tulelte. 

IV. A 8 — 11. cikkekhez: 

Ha az egyik Szerzödö Fel birösägänäl a mäsik 
Szerzödö Fel ällampolgärära vonatkozöan holt- 
naknyilvänitäsi eljäräs indul, a birösäg az eljä- 
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anhängig, so macht das Gericht von der Einlei¬ 
tung des Verfahrens, seiner rechtskräftigen Er¬ 
ledigung und von einer etwaigen rechtskräftigen 
Aufhebung der Todeserklärung Mitteilung. 

Die Mitteilung ist von einem ungarischen Ge¬ 
richt an das Amtsgericht Berlin, von einem deut¬ 
schen Gericht an den Königlich Ungarischen 
Gerichtshof in Budapest zu richten. 

Wird im Falle der Artikel 9 oder 10 von 
einem Gerichte des Teils, dem der für tot Er¬ 
klärte angehörte, die Todeserklärung aufgehoben, 
so benachrichtigt dieses Gericht das Gericht, 
dessen Entscheidung aufgehoben worden ist. 
Wird im Heimatstaat eines mit beschränkter 
Wirkung für tot Erklärten (Artikel 10) gemäß 
Artikel 8 eine Todeserklärung mit allgemeiner 
Wirkung rechtskräftig ausgesprochen, so ist 
auch hiervon dem Gericht, das die beschränkte 
Todeserklärung ausgesprochen hat, Mitteilung 
zu machen. 

Für die Mitteilungen gelten die für Er¬ 
suchungsschreiben getroffenen Bestimmungen des 
deutsch-ungarischen Abkommens über denRechts- 
hilfeverkehr in Angelegenheiten des bürgerlichen 
und des Handels-Rechts vom 6. November 1940 
entsprechend. Den Mitteilungen über rechts¬ 
kräftige Entscheidungen sind mit Rechtskraft¬ 
zeugnis versehene, gerichtlich beglaubigte Ab¬ 
schriften der Entscheidungen nebst Übersetzung 
in die Amtssprache des anderen Vertragschlie¬ 
ßenden Teils beizufügen. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmäch¬ 
tigten dieses Schlußprotokoll unterzeichnet, das 
als wesentlicher Bestandteil des Abkommens vom 
heutigen Tage gilt. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in deut¬ 
scher und ungarischer Sprache in Berlin am 
2. Oktober 1942. 

Friedrich Gaus 
Dr. Erich Volkmar 
Dr. Karl Schwagula 


ras meginditäsäröl, annak jogerös befejezeseröl 
es a holtnaknyilvänitö hatärozat esetleges jog¬ 
erös hatälyonkivülhelyezeseröl ertesitest küld. 

Az ertesitest a magyar birösäg a berlini Amts- 
gerichthez, a nemet birösäg pedig a budapesti 
kirälyi törvenyszekhez intezi. 

Ha a 9. vagy 10. cikk eseteben annak a Szer- 
zödö Felnek birösäga, amelynek a holtnaknyil- 
vänitott ällampolgära volt, a holtnaknyilvänitö 
hatärozatot hatälyon kivül helyezi, ez a birösäg 
ertesiti azt a birösägot, amelynek hatärozatät 
hatälyon kivül helyezte. Ha a korlätolt jogha- 
tällyal holtnaknyilvänitott hazäjäban (10. cikk) 
a holtnaknyilvänitäst a 8. cikknek megfelelöen 
ältalänos joghatällyal jogerösen kimondottäk, 
erröl azt a birösägot, amelyik a korlätolt joglia- 
tälyu holtnaknyilvänitäst kimondotta, szinten 
ertesiteni keil. 

Ezekre az ertesitesekre a polgäri es kereske- 
delmi jogsegelyforgalom tekinteteben iränyadö, 
1940. evi november hö 6-än kelt mägyar-nemet 
egyezmenynek a megkeresesekre vonatkozö ren- 
delkezeseit keil megfelelöen alkalmazni. A jog¬ 
erös hatärozatokröl szölö ertesitesekhez a hata- 
rozatoknak jogerössegi zäradekkal ellätott es 
biröilag hitelesitett mäsolatät, valamint a mäsik 
Szerzödö Fel hivatalos nyelven szerkesztett for- 
ditäst is csatolni keil. 


Ennek hiteleül a meghatalmazottak ezt a Zä- 
röjegyzökönyvet, amely a mai napon aläirt 
Egyezmeny lenyeges alkotöresze, aläirtäk. 


Kiällittatott ket eredeti peldänyban, magyar 
es nemet nyelven, Berlinben, 1942. evi oktöber 
hö 2. napjän. 

Szondy Viktor 
Kädär Levente 
Dr. Lupkovics György 
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Verordnung über die vorläufige Anwendung eines Fünften Zusatzabkommens 
zum Abkommen über den deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr, 

Vom 15. August 1944. 

Auf Grund des Gesetzes über die vorläufige Anwendung zweiseitiger Wirtschaftsabkommen mit 
ausländischen Staaten vom 4. April 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 162) wird hiermit verordnet, daß 
das in Bern am 29. Juli 1944 Unterzeichnete Fünfte Zusatzabkommen zum Abkommen über den 
deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr vom 9. August 1940 (Reichsgesetzbl. TI S. 243) mit 
Wirkung vom 1. Juli 1944 vorläufig angewendet wird. 

Das Zusatzabkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Diese Verordnung ergeht im Anschluß an die Verordnung vom 30. April 1944 (Reichsgesetzbl. II 
S. 41). 

Berlin, den 15. August 1944. 

Der Reichsminister des Auswärtigen 

In Vertretung 

Dr. Baron Steengracht 

* * 

* 

Fünftes Zusatzabkommen 

zum Abkommen über den deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr. 

Vom 29. Juli 1944. 

Artikel 1 

Das Abkommen über den deutsch-schweizerischen Verrechnungsverkehr vom 9. August 1940, in 
der Fassung vom 1. Oktober 1943, bleibt für die Zeit vom 1. Juli bis 31. Dezember 1944 weiter in, 
Kraft. 
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; Artikel 2 A ’t ’ " ' 

Dieses Zusatzabkommen soll ratifiziert werden; es tritt am fünfzehnten Tage nach dem Austausch 
der Ratifikationsurkunden, der in Berlin stattfinden soll, in Kraft. Die vertragschließenden Teile 
werden es jedoch vor der Ratifikation mit Rückwirkuug ab 1. Juli 1944 vorläufig anwenden. 

Berlin, den 29. Juli 1944. 

1 i'tr das Groß deutsche Reich: Für die Schweizerische Eidgenossenschaft: 

Dr. Karl Schnurre Hotz 


Bekanntmachung zum Genfer Abkommen 
zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken der Heere im Felde 
und zum Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen 
(Ratifikation durch Venezuela). 

Vom 12. August 1944. 

Die Vereinigten Staaten von Venezuela haben die in Genf am 27. Juli 1929 Unterzeichneten Ab¬ 
kommen, nämlich das Genfer Abkommen zur Verbesserung des Loses der Verwundeten und Kranken 
der Heere im Felde sowie das Abkommen über die Behandlung der Kriegsgefangenen (Reichsgesetzbl, 
1934 II S. 208 und 227), ratifiziert. Die Ratifikationsurkunden sind am 15. Juli 1944 bei dem Schweize¬ 
rischen Bundesrat in Bern hinterlegt worden. Die Abkommen werden am 15. Januar 1945 für Venezuela 
in Kraft treten. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an die Bekanntmachung vom 21. April 1944 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 40). 1 

Berlin, den 12. August 1944. 

DerReichsministerdes Auswärtigen 

In Vertretung 

Dr. Baron Steengracht 
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Einundsechzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 
Vom 5. September 1944. 


Auf Grund des § 2 Abs. ( 4 ) der Eisenbahn- 
Verkehrsordnung vom 8. September 1938 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 663) wird verordnet: 

§l 

Die Eisenbahn-Verkehrsordnung wird vor¬ 
übergehend wie folgt geändert: 

Im § 14 wird der Abs. ( 3 ) gefaßt: 

»( 3 ) Findet ein Reisender in der seinem 
Fahrausweis entsprechenden Klasse keinen 
Sitzplatz, so kann er, ohne daß ihm eine wei¬ 
tere Entschädigung oder ein Anspruch auf 
Fahrgelderstattung zusteht, in einer niedrige¬ 
ren Klasse fahren. Er kann auch die Fahrt 
gegen Erstattung von Fahrpreis und Gepäck¬ 
fracht für die nicht durchfahrene Strecke 
aufgeben. Die zu erstattenden Beträge für 
Fahrpreis und Gepäckfracht müssen jedoch 
die im § 24 (4 a) festgesetzten Mindestbe.träge 
erreichen; für den Erstattungsanspruch gilt 
die Frist des § 24 ( 7 ).« 

Im § 19 Abs. ( 3 ) werden im vorletzten Satz 
die Worte »binnen der im § 24 ( 7 ) vorgesehenen 
Frist zurückverlangen.« ersetzt durch: 

Berlin, den 5. September 1944. 


»unter Berücksichtigung der im § 24 ( 4 a) fest¬ 
gesetzten Mindestbeträge binnen der im § 24 
( 7 ) vorgesehenen Frist zurückverlangen.« 

Im § 23 Abs. ( 2 ) wird am Schluß mit neuer 
Zeile angefügt: 

»In den Fällen zu a) und b) müssen die zu 
erstattenden Beträge für Fahrpreis und Ge¬ 
päckfracht jedoch die im § 24 (4 a) festgesetz¬ 
ten Mindestbeträge erreichen.« 

Im § 24 Abs. ( 4 ) wird der 1. Satz gefaßt: 

»Von dem zu erstattenden Betrag werden die 
Herstellungskosten für Fahrausweise in Heft¬ 
form und die für dep Verkauf der Fahrpreise 
gezahlten Vermittlungsgebühren abgezogen.« 
Außerdem wird im § 24 nach dem Abs. ( 4 ) als 
neuer Abs. ( 4 a) eingeschaltet: 

»(4a) Beträge unter 10 .%Ji für einen Fahr¬ 
ausweis 3. Klasse und unter 20 JlJt für einen 
Fahrausweis 1. oder 2. Klasse werden nicht 
erstattet.« 

§2 

Die Verordnung tritt mit dem 15. September 
1944 in Kraft. 


Reichsgesetzbl. 1944 II 


Der Reichsverkehrsminister 

Im Auftrag 

Schelp 
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Bekanntmachung 

zu der dem Internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbahnfrachtverkehr 
beigefügten Liste. 

Vom 18. August 1944. 

Die Liste ist durch die Strecken Spaniens er¬ 
gänzt worden. Die Ergänzung ist in Nr. 184 
des Deutschen Reichsanzeigers und Preußischen 
Staatsanzeigers vom 17. August 1944 enthalten. 

Berlin, den 18. August 1944. 

Der Reichsverkehrsminister 

Im Auftrag 
Dr. Kreul 


Bekanntmachung 

zu der dem Internationalen Übereinkommen 
überdenEisenbahn-Personen-undGepäckverkehr 
beigefügten Liste. 

Vom 24. August 1944. 

Die Angaben der Liste sind durch Hinzufügen 
eines Abschnitts »Spanien« ergänzt worden. Die 
Ergänzung ist in Nr. 184 des Deutschen Reichs¬ 
anzeigers und Preußischen Staatsanzeigers vom 
17. August 1944 enthalten. 

Berlin, den 24. August 1944. 

Der Reichsverkehrsminister 

Im Auftrag 
Dr. Rau 


Bekanntmachung 

zu der dem Internationalen Übereinkommen 
über den Eisenbahnfrachtverkehr 
beigefügten Liste. 

Vom 6. September 1944. 

Die Angaben der Liste unter »Schweden« sind 
geändert worden. Die Änderungen sind in Nr. 
199 des Deutschen Reichsanzeigers und Preu¬ 
ßischen Staatsanzeigers vom 5. September 1944 
enthalten. 

Berlin, den 6. September 1944. 

Der Reichs verkehrsminister 

Im Auftrag 
t Dr. Kreul 


Bekanntmachung 

zu der dem Internationalen Übereinkommen 
über denEisenbahn-Personen- und Gepäckverkehr 
beigefügten Liste. 

Vom 7. September 1944. 

Die Angaben der Liste unter »Schweden« sind 
geändert worden. Die Änderungen sind in Nr. 
200 des Deutschen Reichsanzeigers und Preu¬ 
ßischen Staatsanzeigers vom 6. September 1944 
enthalten. 

Berlin, den 7. September 1944. 

Der Reichsverkehrs minister 

Im Auftrag 
Dr. Rau 
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Bekanntmachung zu dem deutsch-schweizerischen Vertrag 
über die Regelung der Fürsorge für alleinstehende Frauen. 

Vom 1. September 1944. 

Am 19. März 1943 ist in Berlin zwischen Vertretern des Großdeutschen Reichs und der Schweize¬ 
rischen Eidgenossenschaft ein Vertrag über die Regelung der Fürsorge für alleinstehende Frauen 
unterzeichnet worden. Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Der Vertrag ist ratifiziert Worden. Der Austausch der Ratifikationsurkunden hat am 17. August 
1944 in Bern stattgefunden. Der Vertrag ist gemäß seinem Artikel 3 am 18. August. 1944 in 
Kraft getreten. 

Berlin, den I. September 1944. 

Der R e i c h s m i n i s t e r d e s Auswärtigen 

In Vertretung , 

Dr. Baron S teerig rächt 


Vertrag 

zwischen dem Deutschen Reich und der Schweiz 
über die Regelung der Fürsorge für alleinstehende Frauen 


Das Deutsche Reich 

und 

die Schweizerische Eidgenossenschaft. 

von dem Wunsche geleitet, die Fürsorge für 
alleinstehende Frauen zu regeln, haben beschlos¬ 
sen, hierüber einen Veitrag zu schließen. Zu 
diesem Zweck haben zu ihren Bevollmächtigten 
ernannt: 


der Deutsche Reichskanzler: 

Herrn Dr. Erich Albrecbt. 

Gesandten und Ministerialdirigenten im 
Auswärtigen Amt 

der Schweizerische Bundes rat: 

Herrn Dr. Hans Frölicher. 
außerordentlichen Gesandten und bevoll¬ 
mächtigten Minister beim Deutschen Reich. 
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Die Bevollmächtigten haben sich ihre Voll¬ 
machten mitgeteilt und sie in Ordnung befunden; 
sie haben nachstehende Bestimmungen vereinbart: 

Artikel 1 

Im Deutschen Reich oder in der Schweiz 
lebende alleinstehende Frauen, welche die Staats¬ 
angehörigkeit des Aufenthaltslandes durch Hei¬ 
rat mit einem Angehörigen des anderen Landes 
verloren haben, werden, wenn nötig, im Auf¬ 
enthaltsland wie die eigenen Staatsangehörigen 
unterstützt. 

Eine Ausweisung oder Heimschaffung dieser 
Frauen wegen Bedürftigkeit findet nicht statt. 
Ebensowenig wird von den Behörden des ande¬ 
ren Landes Ersatz oder Ablösung der Unter¬ 
stützungskosten beansprucht werden. 

Alleinstehend im Sinne dieser Bestimmung 
sind Frauen, die verwitwet oder geschieden sind 
oder dauernd von ihrem Ehemann getrennt 
leben, und die ferner entweder kinderlos sind 
oder nicht ständig mit ihren Kindern zusammen- 


A r t i k e 1 2 

Die zurZeit int Verhältnis zwischen dem Deut¬ 
schen Reich und der Schweiz zur Anwendung 
kommenden Fürsorgebestimmungen bleiben im 
übrigen unberührt. Auch die Übung, daß die 
Heimschaffung abgew«ndet werden kann, wenn 
der Heimatstaat die Fürsorgekosten selbst über¬ 
nimmt, erfährt, abgesehen von den im Artikel 1 
aufgeführten Fällen, keine Änderung. 

Artikels 

Dieser Vertrag soll ratifiziert werden. Die 
Ratifikationsurkunden sollen so bald als möglich 
in Bern ausgetauscht werden. 

Der Vertrag tritt am .Tage nach dem Aus¬ 
tausch der Ratifikationsurkunden in Kraft. Er 
bleibt in Geltung bis zum Ablauf von sechs Mo¬ 
naten nach Ablauf des Tages, an dem die Kün¬ 
digung des einen vertragschließenden Teils dem 
anderen Teil zugegangen ist. 

Zu Urkund dessen haben die Bevollmächtig¬ 
ten diesen Vertrag unterzeichnet und mit ihren 
Siegeln versehen. 


leben. 

Ausgefertigt in doppelter Urschrift in Berlin am 19. März 1943. 

Dr. Albrecht Frölicher 


Herausgegeben vom Reichsministerium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt — Druck: Reichsdruckerei 
Das Reichsgesetzblatt erscheint in zwei gesonderten Teilen, Teil I und Teil II. 

Laufender Bezug nur durch die Post. Bezugspreis: halbjährlich für Teil I 5,40 XM, für Teil II 3,20 MM. Einzelbezug jeder (auch jeder älteren) 
Nummer vom Keichsverlagsamt, Berlin C2, Breite Str.37 (Fernsprecher: 510027 - Postscheckkonto: Berlin 96200); Einzelbezug von Nummern des 
laufenden und des vorangegangenen Jahrgangs auch von der Manz’schen Verlagsbuchhandlung in Wien I, Kohlmarkt 16. Preis für jeden angefangenen 
achtseitigen Bogen 16 Jlpf , aus abgelaufeuen Jahrgängen 10 z?*? (ausschl. Postgebühr); bei größeren Bestellungen 10 bis 60 v. H. Preisnachlaß. 




Reichsgesetzblatt 


67 


Teil II 


1944 


Ausgegeben in Berlin am 5. Oktober 1944 


Nr. 16 


Tag 


Inhalt 


23.9.44 «Vierte Bekanntmachung über Erleichterungen auf dem Gebiete des 

Patentrechts im Königreich Schweden. 

27. 9. 44 Zweiundsechzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

28.9.44 Zweite Verordnung über außerordentliche Maßnahmen im Ge¬ 

schmacksmusterrecht . 


Seite 

67 
07 

68 


* 


Vierte Bekanntmachung 


über Erleichterungen auf dem Gebiete des Patentrechts im 
Königreich Schweden. 

Vom 23. September 1944. 


Im Anschluß an die Bekanntmachung über 
Erleichterungen auf dem Gebiete des Patent¬ 
rechts im Königreich Schweden vom 8. Januar 
1942 (Reichsgesetzbl. II S. 87) wird auf Grund 
der dort genannten Bestimmungen bekanntge¬ 


macht, daß deutschen Staatsangehörigen und 
Angehörigen des Protektorats Böhmen und 
Mähren im Königreich Schweden auf dem Ge¬ 
biete des Patentrechts bis zum 30. Juni 1945 
gleichartige Erleichterungen gewährt werden. 


Berlin, den 23. September 1944. 


Der Reichsminist.er der Justiz 

ln Vertretung 
K1 e m m 


Zweiundsechzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 
Vom 27. September 1944. 


Auf Grund des § 2 Abs. 4 der Eisenbahn-Ver¬ 
kehrsordnung vom 8. September 1938 (Reichs¬ 
gesetzbl. II S. 663) wird verordnet: 

§ 1 

Die Eisenbahn-Verkehrsordnung wird vor¬ 
übergehend wie folgt geändert: 

ln § 73 wird als neuer Abs. (2b) eingeschaltet: 

»(2 b) Die Eisenbahn ist jedoch in den Fällen 
der Abs. (1), (2) und (2 a) auch berechtigt, das 
Gut an einen Dritten abzuliefern, der von der 
zuständigen bewirtschaftenden Stelle bezeich¬ 
net wird.« 

Im § 75 Abs. (1) wird der Eingang des zweiten 
Satzes gefaßt: 


»Der Übergabe des Gutes an den Empfänger' 
steht gleich eine nach § 73 Abs. (2b) oder § 80 
Abs. (8 a) bewirkte Ablieferung an einen von 
der zuständigen Stelle bezeichneten Dritten 
oder eine nach den maßgebenden Bestimmun¬ 
gen erfolgte Übergabe« .... usw. wie bisher. 

In § 80 wird als neuer Abs. (8a) eingefügt: 

»(8a) Die Eisenbahn ist außerdem berech¬ 
tigt, das Gut an einen Dritten abzuliefern, der 
von der zuständigen bewirtschaftenden Stelle 
bezeichnet wird.« 

§2 

Die Verordnung tritt mit dem Tage der Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Berlin, den 27. September 1944. 

D erReichs Verkehrs minist e r 
Im Auftrag 
Schelp 
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Zweite Verordnung 

über außerordentliche Maßnahmen im Geschmacksmusterrecht. 
Vom 28. September 1944. 


Auf Grund des § 4 der Verordnung über 
außerordentliche Maßnahmen im Geschmacks¬ 
musterrecht vom 28. Januar 1943 (Reichsgesetzbl. 
II S. 13) in Verbindung mit dem Erlaß des Füh¬ 
rers über den totalen Kriegseinsatz vom 25. Juli 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 161) verordne ich im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister und Chef 
der Reichskanzlei, dem Leiter der Partei-Kanzlei 
und dem Generalbevollmächtigten für die Reichs¬ 
verwaltung mit Wirkung bis auf weiteres: 

§1 

Anmeldungen und Hinterlegungen von ge¬ 
werblichen Mustern und Modellen (Geschmacks¬ 
mustern) zum Zwecke des Erwerbs eines Schutz¬ 
rechts werden im Geltungsbereich des Gesetzes, 
betreffend das Urheberrecht an Mustern und 
Modellen, vom 11. Januar 1876 (Reichsgesetzbl. 
S. 11), in den Alpen- und Donau-Reichsgauen 
(§ 7 der Verordnung über den gewerblichen 
Rechtsschutz im Lande Österreich vom 28. April 
1938, Reichsgesetzbl. I S. 456) und im Reichs¬ 
gau Sudetenland (§ 9 Abs. 2 der Verordnung 
über den gewerblichen Rechtsschutz im Reichs¬ 
gau Sudetenland vom 31. Januar 1940, Reichs¬ 
gesetzbl. I S. 253) nicht mehr angenommen. 

§2 

(l) Das Verlangen nach Ausdehnung der 
Schutzfrist gemäß § 8 des Gesetzes, betreffend 


das Urheberrecht an Mustern und Modellen, 
vom 11. Januar 1876 kann nur gestellt werden, 
wenn die Verlängerung bis zu der vollen gesetz¬ 
lichen Höchstdauer von 15 Jahren begehrt wird. 
Mit Beginn des ersten Jahres der Verlängerung 
werden die Gebühren für ihre gesamte Dauer 
fällig. 

( 2 ) Die Bekanntmachung der Verlängerung 
der Schutzfrist im Deutschen Reichsanzeiger und 
Preußischen Staatsanzeiger unterbleibt. 

§3 

( 1 ) Die versiegelt niedergelegten Muster wer¬ 
den nach Ablauf der im § 9 Abs. 5 des Gesetzes, 
betreffend das Urheberrecht an Mustern und 
Modellen, vom 11. Januar 1876 bestimmten Fri¬ 
sten nicht von Amts wegen, sondern erst dann 
eröffnet, wenn die Einsichtnahme in sie begehrt 
wird. 

( 2 ) Der Aufnahme einer Verhandlung über 
die Öffnung bedarf es nicht; jedoch wird sie in 
den Registerakten vermerkt. 

§4 

(1) Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 

( 2 ) Der Reichsminister der Justiz bestimmt, 
wann sie außer Kraft tritt. 


Berlin, den 28. September 1944. 

Der Reichs minister der Justiz 
Dr. T h i e r a c k 
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Zweite Verordnung 

zur Durchführung des Gesetzes über die Regelung der Kohlenwirtschaft. 

Vom 29. September 1944. 

Auf Grund des § 4 des Gesetzes über die Re¬ 
gelung der Kohlenwirtschaft vom 23. März 1919 
(Reichsgesetzbl. S. 342) wird verordnet: 

§ 1 

Zur Zusammenfassung der Koksbewirtschaf¬ 
tung wird die zur Bewirtschaftung des Gaskok¬ 
ses bestehende eigene syndikatliehe Organisation 
aufgelöst. Der Wirtschaftlichen Vereinigung 
deutscher Gaswerke, Gaskokssyndikat, Aktien¬ 
gesellschaft werden die Aufgaben entzogen, die 
ihr auf Grund des Gesetzes über die Regelung 
der Kohlenwirtschaft vom 23. März 1919 (Reichs¬ 
gesetzbl. S. 342) und der Ausführungsbestim¬ 
mungen hierzu vom 21. August 1919 (Reichsge- »§ 129 

setzbl. S. 1449) übertragen waren. Die Vorschriften des § 128 finden auf Be¬ 

sitzer von Gaswerken entsprechende Anwen- 
^ u düng.« 

Die Reichsvereinigung Kohle, die auf Grund 

der Verordnung vom 22. April 1942 (Reichsge- § 4 

setzbl. II S. 219) auch als Zusammenschluß der Diese Verordnung tritt am 1. November 1944 
Kohlensyndikate gilt, regelt an Stelle des Gas- in Kraft. 

Berlin, den 29. September 1944. 

Der Reichswirtschaftsminister 

In Vertretung 
Dr. Hayler 

Reichsgesetzbl. 1944 II 


kokssyndikats Selbstverbrauch und Absatz des 
Gaskokses nach Weisung des Reichswirtschafts¬ 
ministers. 

Die Ausführungsbestimmungen zum Gesetz 
über die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 
21. August 1919 (Reichsgesetzbl. S. 1449) wer¬ 
den wie folgt geändert: 

1. im § 2 fallen die Worte »und das Gaskoks¬ 
syndikat« weg, 

2. die §§ 18, 19, 76 und 77 fallen weg, 

3. der § 129 erhält folgenden Wortlaut: 
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, Bekanntmachung 

zu der in Rom revidierten Berner Übereinkunft 
zum Schutze vonWerken der Literatur und Kunst 
(Beitritt der Slowakei). 

Vom 12. Oktober 1944. 

Nach einer Mitteilung der Schweizerischen Ge¬ 
sandtschaft in Berlin hat die Slowakische Ge¬ 
sandtschaft in Bern mit Note vom 4. Mai 1944 
dem Schweizerischen Bundesrat den Beitritt der 
Slowakei zu der in Rom am 2. Juni 1928 revi- 
* dierten Berner Übereinkunft zum Schutze von 

Werken der Literatur und Kunst (Reichsgesetzbl. 
1933 II S. 889) angezeigt. Der Beitritt ist am 
24. Juni 1944 wirksam geworden. 

Hinsichtlich der Beitragsleistungen zu den 
Kosten des Büros des internationalen Verbandes_ 
zum Schutze von Werken der Literatur und 
Kunst hat die Slowakische Regierung beantragt, 
der sechsten Klasse zugeteilt zu werden. 

Diese Bekanntmachung ergeht im Anschluß an 
die Bekanntmachung vom 18. November 1938 
(Reichsgesetzbl. II S. 855). 

Berlin, den 12. Oktober 1944. 

Der Reichsminister des Auswärtigen 

In Vertretung 

Dr. Baron Steengracht 
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Dreiundsechzigste Verordnung zur Eisenbahn-Verkehrsordnung. 

Vom 8. November 1944. 

Auf Grund des § 2 Abs. ( 5 ) der Eisenbahn-Verkehrsordnung vom 8. September 1938 (Reichsgesetzbl. II 
S. 663) wird die Anlage C dieser Ordnung mit Wirkung vom 1. Dezember 1944 wie folgt geändert: 

In Randnunmier 30 2 wird als neuer Unterabsatz angefügt: 

"Ampullen aus Glas mit einem Inhalt von je höchstens 1 gÄthylnitrat (Ziffer 9a) sind zu höchstens 
200 Stück in eine Schachtel aus Pappe in der Weise zu verpacken, daß entweder die Zwischen¬ 
räume mit Kieselgur ausgefüllt oder die Ampullen durch Zwischenlagen aus elastischem Stoff 
(z. B. Zellstoff) festgelegt oder einzeln in Lochscheiben aus Pappe eingesetzt werden. Höchstens 
5 dieser Schachteln sind in einen Kasten aus Pappe so einzubetten, daß zwischen den Schachteln 
und den Pappkästen überall ein Zwischenraum von mindestens 1 cm verbleibt, der mit Kieselgur 
auszustopfen ist. Höchstens 4 Pappkästen sind in eine mit Zinkblech ausgeschlagene hölzerne 
Versandkiste einzusetzen.« 

In Randnunmier 31 wird am Schluß des Abs. ( 1 ) das Fußnotenzeichen **) angebracht und dazu als 
Fußnote gesetzt: 

»**) Bis auf Widerruf, längstens für die Dauer des Krieges, darf Ammonit P auch in Mengen zu höchstens 2 1 /, kg 
paketiert oder in Mengen zu höchstens 25 kg in Papierbeutcl gefüllt werden. Die Pakete oder Beutel sind 
in hölzerne Behälter oder Kisten aus Hartpappe entsprechend Rn. 31 Abs. ( 5 ), die mit zähem Papier dicht 
ausgelegt sind, zu verpacken. Jedes Versandstück darf nicht schwerer sein als 35 kg und darf nicht mehr 
als 25 kg Sprengstoff enthalten; außerdem ist der Versand nur als Wagenladung zulässig... 

In Randnumnier 32 wird im. ersten Unterabsatz hinter den Worten "hölzerne Behälter.? das Fuß¬ 
notenzeichen fff) angebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

»frt) Bis auf Widerruf, längstens für die Dauer des Krieges, sind beim Versand in Wagenladungen für Schwarz¬ 
pulver und Sprengpulver an Stelle der hölzernen Behälter auch Kästen aus Hartpappe entsprechend Rn. 31 
Abs. (5) zulässig. «■ 

In Randnummer 39 wird im Abs. ( 1 ) unter Buchst, a im ersten Satz hinter den Worten »hölzerne 
Behälter., das Fußnotenzeichen |) angebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

"f) Bis auf Widerruf, längstens für die Dauer des Krieges, sind an Stelle der hölzernen Behälter auch Kästen 
aus Hartpappe entsprechend Rn. 31 Abs. (s) zulässig... 

Reichsgesetzbl. 1014 II 
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In Randnuimner 61 wird unter Ziffer 11 nach dem Buchst, g als neuer Buchst, h eingefügt: 

»h) Brandtaschen mit eingepreßtem Brandsatz.« 

Bor Eingang am Schluß dieser Ziffer wird gefaßt: 

.»Zu a), b). c), e), f), g) und h): Der in den unter a), b), c), e), f), g) und h) aufgeführten Gegen¬ 
ständen« ... usw. wie bisher. 

In Randnummer 63 ward im Abs. (l) unter Buchst, b am Schluß des zweiten Satzes (nach den Worten 
»berühren können,.«) das Fußnotenzeichen ***) angebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 


»***) Bis auf Widerruf, längstens für die Dauer des Krieges, dürfen an Stelle von hölzernen Kisten auch Kästen 
aus Hartpappe entsprechend Rn. 31 Abs. ( 5 ) oder Behälter aus mindestens 5 mm dicken Dynalplatten mit 
hölzernen Rahmen verwendet werden. Bei Verwendung von Pappkästen darf das Versandstück nicht schwerer 
sein als 25 kg.« 

In Randnummer 67 wird im Abs. ( 1 ) unter 

a) erster Unterabsatz (im vorletzten Satz), 

b) in dem mit den Worten »Bei Beförderung als Eilstückgut oder beschleunigtes Eilstückgut :« 
beginnenden Unterabsatz (im dritten Satz), 

c) erster Unterabsatz (im letzten Satz), 

c) zweiter Unterabsatz (im vorletzten Satz), 

g) (im vorletzten Satz) 

jeweils nach den Worten »hölzerne Kiste« bzw. »hölzernes Kistchen« das Fußnotenzeichen ®) ange¬ 
bracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

»®) Bis auf Widerruf, längstens für die Dauer des Krieges, dürfen an Stelle von hölzernen Kisten auch Behälter 
aus Starkpappe mit Stülpdeckel verwendet werden. Die Pappe muß aus mehreren Lagen zusammengeklebt 
sein, eine Dicke von 2,0 mm und ein Gewicht von 1 700 g je qm haben. Es sind auch Behälter aus sogenannter 
Panzerpappe zulässig, wenn die Pappe mindestens die gleichen Festigkeitseigenschafton wie die Starkpappe 
hat.« 


In Randnummer 67 wird ferner im Abs. (t) unter 

a) erster Unterabsatz (im vorletzten Satz), 

b) erster Unterabsatz (im vierten Satz), 

c) erster Unterabsatz (im letzten Satz), 
c) zweiter Unterabsatz (im letzten Satz), 
g) (im vorletzten Satz) 

jeweils nach dein Wort »Versandkiste« das Fußnotenzeichen®®) angebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

Bis auf Widerruf, längstens für die Dauer des Krieges, dürfen an Stelle von hölzernen Versandkisten auch 
Behälter aus Dynalplatten von mindestens 5 mm Stärke mit hölzernen Rahmen verwendet werden.« 

In Randnuimner 67 wird außerdem im Abs. ( 1 ) unter Buchst, f der zweite Unterabsatz gefaßt: 

»Für Zwecke, der Wehrmacht dürfen bei Verwendung der von ihr eingeführten Versandbehälter 
die Innenpackungen auch unmittelbar in die Versandkisten eingesetzt werden. Geschoßzünder 
ohne Übertragungsladung dürfen bis zu 250 Stück in einen Versandbehälter verpackt werden. 
Als Innenpackung dürfen dabei an Stelle der hölzernen Kisten mit Holzeinlagen auch starke 
Pappschachteln mit Locheinsatz und Versteifungskreuz verwendet werden.« 
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In Randnunimer 73 wird im Abs. (i) nach dem mit g) beginnenden Unterabsatz als neuer Unter¬ 
absatz h) eingefügt: 

,"h) Ziffer 11 h): Zu höchstens 100 Stück in Behälter aus Pappe, die einzeln oder zu mehreren 
in hölzerne Behälter einzusetzen sind, 

oder schichtweise mit Zwischenlagen aus Weichpappe in hölzerne Behälter.« 

Im Abs. (3) daselbst wird im ersten Unterabsatz die Angabe »Ziffer 11 g)« ersetzt durch die Angabe 
."Ziffern 11g) oder 11 h)«. 

In Randnunimer 79 wird zweimal die Angabe »11 a) bis d), 11 f) und 11 g)« ersetzt durch die Angabe 
»11 a) bis d) und 11 f) bis h)«. 

In Randnummer 80 wird im Abs. (3) die Angabe »11 a) bis d), 11 f) und 11 g)« ersetzt durch die Angabe 
»11 a) bis d) und 11 f) bis b)«. 

In Randnummer 131, Ziffer 5, wird hinter dem Worte »Kohlensäure« das Fußnotenzeichen f) angebracht 
und dazu als Fußnote gesetzt: 

»t) Wie Kohlensäure ist auch das Löschmittel »Dachlaurins zur Beförderung zugelassen. Die Gefäße (Stahl¬ 
flaschen) tragen außer den für Kohlensäure vorgeschriebenen Gefäßzeichen (Rn. 145) in Parbaufschrift die 
Bezeichnung »Dachlaurin«, das Gewicht der Füllung und das Gewicht der gefüllten Flasche.« 

In Randnunimer 147 wird hinter dem Wort »Äthan« das Fußnotenzeichen f) angebracht und dazu 
als Fußnote gesetzt: 

»f). Werden zur Beförderung von Äthan Gefäße mit einem Versuchsüberdruck von 300 kg/cm 2 benutzt, so darf 
die Füllung 1kg Flüssigkeit für je 2,90 l Fassungsraum nicht übersteigen.« 

In der Fußnote zu Randnummer 363 wird unter Buchst, a hinter den Worten »sämtlich in gepreßten 
und verschnürten Ballen,« eingeschaltet: »und Holzkohle in Stücken;«. 

In Randnummer 601, Ziffer 9, wird folgende Bemerkung angefügt: 

»Bern. Tierdrüsen und dergleichen, die in gefrorenem Zustande in Tiefkühlbehältern befördert werden, so daß 
ein Auftauen des Inhalts während der Beförderung ausgeschlossen ist, gelten nicht als Stoffe der Anlage C 
und sind somit den Vorschriften der Anlage C nicht unterstellt.« 

In Randnummer 609 wird im Abs. ( 5 ) unter Buchst, a hinter dem Worte »nachgibt« das Fußnoten¬ 
zeichen *) angebracht und dazu als Fußnote gesetzt: 

»*) Bis auf Widerruf werden für die Beförderung von Tierdrüsen Ziffer 9) in gedeckten Wagen folgende Ver¬ 
packungen zugelassen: 

a) Blechkannen mit Stechdeckel und Klammerverschluß (ohne Sicherheitsversohluß, der einem inneren 
Überdruck nachgibt). Die Gefäße dürfen nur bis zu 3 / ä ihres Fassungsvermögens gefüllt sein. In der heißen 
Jahreszeit ist außerdem, soweit es sich um Pankreas-(Bauchspeichel-)Driisen handelt, ein die Gärung 
hemmendes Salz den Drüsen beizumisohen. 

b) Holzkübel, die durch aufzunagelnde Deckel fest zu verschließen sind. Für Pankreas-(Bauchspeichel-) 
Drüsen sind doppelwandige Holzkübel zu verwenden, bei denen die Zwischenräume zwischen den inneren 
und den äußeren Wandungen (Böden und Seitendauben) mit einem Stoff auszufüllen sind, der etwa aus¬ 
tretende Flüssigkeit aufsaugt.« 

Berlin, den 8. November 1944. 


Der Reichs Verkehrs ministe r 

Im Auftrag 
Dr. Kau 
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Zweite Verordnung 

über außerordentliche Maßnahmen im Warenzeichenreclit. 
Vom 21. Dezember 1944. 


Auf Grund des § 4 der Verordnung über 
außerordentliche Maßnahmen im Warenzeichen- 
recht vom 23. November 1942 (Reichsgesetzbl.il 
S. 364) in Verbindung mit dem Erlaß des Füh¬ 
lers über den totalen Kriegseinsatz vom 25. Juli 
1944 (Reichsgesetzbl. I S. 161) verordne ich im 
Einvernehmen mit dem Reichsminister und Chef 
der Reichskanzlei, dem Leiter der Partei-Kanzlei 
und dem Generalbevollmächtigten für die Reichs¬ 
verwaltung: 

§ 1 

(1) Anmeldungen von Warenzeichen auf 
Grund des Warenzeichengesetzes vom 5. Mai 
1936 (Reichsgesetzbl.il S. 134) werden nicht 
mehr angenommen. 

( 2 ) Die Verfahren zur Eintragung bereits an¬ 
gemeldeter Warenzeichen werden ausgesetzt. 
Der Lauf der Frist zur Einlegung der Bc- 

Berlin, den 21. Dezember 1944. 


sch werde nach § 13 des Warenzeichengesetzes 
wird durch die Aussetzung nicht berührt. 

§2 • 

Warenzeichenanmeldungen, deren Bearbei¬ 
tung eine Oberste Reichsbehörde in Wahrneh¬ 
mung allgemeiner Belange verlangt oder für die 
die Bestimmungen des Artikels 6 der Pariser 
Verbandsübereinkunft zum Schutze des gewerb¬ 
lichen Eigentums in Anspruch genommen wer¬ 
den können, werden von den Vorschriften im 
§ 1 nicht betroffen. 

§2 

( 1 ) Diese Verordnung tritt am siebenten Tage 
nach der Verkündung in Kraft. 

( 2 ) Der Reichsminister der Justiz bestimmt, 
wann sie außer Kraft tritt. 


Der R eich s m i n i s t e r der Justiz 
Dr. Thierack 

Reichsgesetzbl. 1944 II 
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Reichsgesetzblatt, Jahrgang 1944, Teil II 


Vierte Bekanntmachung über Erleichterungen im gewerblichen Rechtsschutz 
für schwedische Staatsangehörige. 

Vom 6. Dezember 1944. 


Auf Grund des § 4 der Zweiten Verordnung 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des Patent-, 
Gebrauchsmuster- und Warenzeichenrechts vom 
9. November 1940 (Reichsgesetzbl. II S. 256) 
wird bekanntgemacht, daß die Bestimmung im 
§ 1 dieser Verordnung zugunsten schwedischer 
Staatsangehöriger bei der Anmeldung von 
Patenten angewendet wird, sofern die Wieder¬ 
einsetzung in den vorigen Stand innerhalb von 
sechs Monaten nach Ablauf der Frist zur Inan¬ 
spruchnahme des Prioritätsrechts, spätestens 
aber bis zum 30. Juni 1945 beantragt wird. Die 
Dauer der Patente, für die Wiedereinsetzung in 

Berlin, den 6. Dezember 1944. 


den vorigen Stand gegen die Versäumung der 
Prioritätsfrist gewährt wird, beginnt mit dem 
Tag, der auf den Ablauf der gewöhnlichen 
Prioritätsfrist folgt. 

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung für 
künftig eingehende und nach dem 30. Juni 1942 
eingegangene Wiedereinsetzungsanträge, denen 
noch nicht statt gegeben worden ist, an die Stelle 
der Dritten Bekanntmachung über Erleichterun¬ 
gen im gewerblichen Rechtsschutz für schwe¬ 
dische Staatsangehörige vom 9. November 1943 
(Reichsgesetzbl. II S. 410). 


Der Reichsminister der Justiz 
In Vertretung 
Klemm 


Herausgegeben vom Reichsministerium des Innern — Verlag: Reichsverlagsamt Druck. Reich,,druekerci 

Das Reichsgesetzblatt erscheint in zwei gesonderten Teilen, Teil I und Teil II. 

• 1 f.-,r Tnil T 1 40 für Teil II 3,20 XM. Einzelbczug jeder (aueli jedor älteren) 

häufender Bezug nur dnreh dio Poet Be.ugsprers: ,,‘' raecllcr .T, 10027 T Postscheckkonto: Berlin 86200); Einzelbezug von Nummern des 

«* *.. -nti,n--IT -«*•SMmM 16. tM imtH« 

»«.... a ww «.*»i" *•“•» -" 


